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Liebe Leserin, lieber Leser,

„Kind sein“ – unser Thema in der Er-
ziehungshilfe ist ja auch das Thema
der Weihnachtszeit. In dieser Zeit
wurde ich beratend zu zwei „schwie-
rigen“ Fällen hinzugezogen:
Ein 9jähriger Junge schneidet im Un-
terricht dem neben ihm sitzenden
Mädchen eine Haarsträhne ab. Der
Fall wird ernsthaft verfolgt, da es sich
– nach Aussage des Rektors und der
Eltern des Mädchens - um Körperver-
letzung handle. Um ein Exempel zu
statuieren, dass man jegliche Art der
Gewaltanwendung ahnde, wurde eine
Gesamtkonferenz einberufen. Vor die-
ser wurde der Junge aufgefordert, zu
sagen, warum er dies getan habe und
sein Bedauern zu bekunden. Der Jun-
ge sagte, er habe sich gelangweilt,
ansonsten schwieg er, was als Unein-
sichtigkeit bezüglich der Körperver-
letzung eingestuft wurde.
Im 2. Fall schlug sich ein 13jähriger
Realschüler mit einem 11jährigen
Gymnasiasten auf dem Schulgelände,
auf dem sich beide Schulen befanden.
Sichtbare Körperverletzungen fügten
sie sich nicht zu. Nach Aussagen an-
derer habe der Realschüler angefan-
gen. Auf dem Schulgelände herrscht
striktes Gewaltverbot. Nachdem der
Realschüler sich vor einem halben
Jahr schon einmal geprügelt hatte,
musste er seitdem 2 mal wöchentlich
zur Schulsozialarbeiterin. Diese Ter-
mine nahm er wahr, dennoch kam es
nun zu diesem Vorfall. Da der Gymna-
siast 2 Jahre jünger war und es sich
um eine Wiederholungstat handelte,
wurde der Junge für eine Woche der
Schule verwiesen.



Dialog Erziehungshilfe | 4-2007 | Seite 3

Beides sind aus meiner Sicht lapidare Vorfälle. Die Kinder, mit denen wir es in der Erziehungshilfe zu tun haben, sind
ganz andere Kaliber. Aber es waren beides Fälle, die mich nachdenklich gemacht haben – auch, weil ich mit ähnlichen
Fällen oft in der Erziehungshilfe konfrontiert werde. Nachdenklich macht mich die Härte der Reaktion. Sicher ist eine
Null-Toleranz-Haltung gegen Gewalt richtig. Die Umsetzung lässt mich jedoch erheblich zweifeln. Wie sollen Kinder ler-
nen, mit ihren Gefühlen umzugehen, wenn ihre Vergehen auf derart massive (gewalttätige?) Weise geahndet werden.
Teil von Kindheit und Jugend ist, Blödsinn und Fehler zu machen, Gefühle nicht im Griff zu haben, ihre Eigenwirksamkeit
zu testen, indem Grenzen verletzt werden. Dass hierauf eine Reaktion erfolgt, ist selbstverständlich. Eine wie oben dar-
gestellte Reaktion kommt jedoch einer Stigmatisierung gleich, der die sich selbst erfüllende Prophezeihung folgen wird. 

Der Jugend vergebe ich lieber tausend Sünden als gar keine

soll C. F. Hebbel gesagt haben und es könnte ein Leitsatz für uns sein. Null-Toleranz gegen Gewalt ist richtig. Bezogen auf
kindliche Gewalt führt sie uns jedoch in der von mir immer wieder beobachteten Schärfe in die Sackgasse. Ich interpretie-
re diese Haltung als Unsicherheit und bin der Meinung, dass es nach wie vor im sozialen Bereich noch einen hohen Fort-
bildungs- und Supervisionsbedarf bei MitarbeiterInnen gibt. Sie benötigen Unterstützung, um Achtung vor Kindern und
Jugendlichen in jeder Situation wahren zu können und diese mit einer pädagogisch angemessenen Reaktion in Einklang
zu bringen.
MitarbeiterInnen benötigen Handwerkszeug, um auch in belasteten Situationen deeskalierend wirken zu können, damit
das „mit dem Kind ein Hühnchen rupfen“ nicht zum Beginn einer Kriminalisierungskarriere wird.

Wir müssen stärker daran mitwirken, dass Fehlerfreundlichkeit gegenüber Kindern selbstverständlich ist, damit Kindheit
nicht zum Fehler an sich wird, den es – null-Tolerant - auszumerzen gilt.
Zurückkommend auf die beiden geschilderten Fälle: Welche Wirkung wird vermutlich die jeweilige Reaktion auf die Kin-
der haben? Zu vermuten ist, dass sie sich verschließen, Hilfe von diesen Menschen in Zukunft sicher nicht mehr anneh-
men. Auch die Eltern dieser Kinder werden sich gebrandmarkt fühlen und sich gegenüber zukünftigen Unterstützungs-
angeboten verschließen.

Damit Hilfeangebote nicht durch überscharfe frühe Abschreckungsmaßnahmen zunichte gemacht werden, müssen wir
Kindern in jeder Situation gleichermaßen ernsthaft und respektvoll begegnen.
Die ernst gemeinte Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an allen sie betreffenden Belangen (worunter auch die
Kritik an ihrem Verhalten fällt) ist für ein gelingendes Aufwachsen eine wichtige Grundlage. 

Vor diesem Hintergrund ist es gut, dass die Diskussion zur Verankerung von Kinderrechten in der Verfassung zwischenzeit-
lich auch die Öffentlichkeit erreicht hat. Aber auch in der Fachöffentlichkeit gibt es noch einigen Diskussionsbedarf be-
züglich der notwendigen und gesetzlich begründeten Beteiligung von Kindern und Jugendlichen. Die Dienstanweisung der
Stadt Halle zur Rückführung stationärer in ambulante Maßnahmen und die Vermerke zur HzE des Jugendamts Berlin-Rei-
nickendorf sind nur exemplarische Einzelfälle für die in einigen Bereichen noch erheblich entwicklungsfähige Beteiligung.

Die AFET-Fachtagung am 16./17.04.2008 wird sicher eine gute Möglichkeit sein, hierüber weiter zu diskutieren. 
Ich freue mich über Ihre Anmeldung!

Ich wünsche Ihnen eine schöne und geruhsame Weihnachtszeit und ein frohes Neues Jahr!
Ihre

Cornelie Bauer
AFET-Geschäftsführerin

Anmeldung zur AFET-Fachtagung (Formular  S. 6 ff.)
Frühbuchertermin endet am 10.02.2008



Dialog Erziehungshilfe | 4-2007 | Seite 4

AFET-Vorstand kommuniziert mit der Stadt Halle über eine problematische
Dienstanweisung

Im September 2007 wurde der Öffentlichkeit und damit auch dem Vorstand des AFET eine Dienstanweisung der Stadt
Halle bekannt, die sich mit der Rückführung von Kindern und Jugendlichen zu den Eltern befasst. In dieser Dienstanwei-
sung wurde ausgeführt, das Jugendamt beabsichtige in der Zeit vom 3.9.2007 bi zum 30.9.2007  90 % der Kinder und
Jugendlichen in stationärer Unterbringung zu ihren Eltern zu entlassen.

Der Vorsitzende des AFET, Herr Kröger, hat nach bekannt werden der Dienstanweisung einen Brief an die Oberbürger-
meisterin der Stadt Halle, Frau Szabados, geschrieben. In dem Brief schreibt er u.a.

„Neben der Tatsache, dass die Dienstanweisung rechtlich nicht möglich und fachlich falsch ist, irritiert, dass sich die
Stadt Halle zurzeit an dem Bundesmodell „Wirkungsorientierte Steuerung der Hilfen zur Erziehung“ beteiligt und zwi-
schen der Dienstanweisung und dem Bundesmodell Zusammenhänge hergestellt werden. […] Ich rate Ihnen, darauf hin-
zuwirken, dass die Dienstanweisung in der jetzigen Form zurückgenommen wird und zu prüfen, wie es zu dieser fachli-
chen Einschätzung in der Stadt Halle gekommen ist. Ich stehe Ihnen gerne zu einem Gespräch zur Verfügung“.

Die Oberbürgermeisterin Frau Szabados beantwortete das Schreiben und wies darauf hin, dass die Stadt Halle im Inte-
resse der Kinder und ihrer Familien seit Jahren Vorbereitungen getroffen habe, in sozialräumlicher Arbeit noch mehr das
Prinzip ambulant vor stationär, gerade auch präventiv, in den Vordergrund zu rücken. Es sei ein Fachkonzept mit dem
freien Träger der Jugendhilfe verabschiedet, das umgesetzt werden solle. Das Fachkonzept sähe die Schaffung sozial-
räumlicher Strukturen in Verbindung mit proaktiven Systemen vor.

Eine fachlich orientierte Umsteuerung hin zu sozialräumlich orientierten Hilfen hält der AFET für sinnvoll und geboten.
Eine Rückführung von Kindern und Jugendlichen aus der stationären Betreuung zu ihren Familien, um dort ambulant be-
treut zu werden, kann nicht durch eine Dienstanweisung erfolgen. Der AFET warnt eindringlich vor einer solchen Ent-
wicklung. Sie würde den gesetzlich verankerten Hilfeanspruch auf eine Pflichtleistung des SGB VIII aushebeln. Darüber
hinaus ist die notwendige Beteiligung der Betroffenen an der Entscheidung nicht ausreichend gewährleistet. Priorität
muss in jedem Fall die fachliche Einschätzung über die notwendige Hilfe haben.

Aus Verlautbarungen geht hervor, dass die außerordentlich problematische Dienstanweisung der Stadt Halle nicht auf-
gehoben wird, sondern dass deren Umsetzung lediglich für dieses Jahr ausgesetzt ist. 

Der AFET empfiehlt der Stadt Halle die Dienstanweisung voll und ganz zurückzunehmen und im Zusammenwirken von
Adressat/innen und von Fachkräften des Öffentlichen und der Freien Träger im Einzelfall passende und breit akzeptierte
Hilfepläne heranzuziehen, auszuwerten  und daran entsprechende Strukturvorgaben zu orientieren. 

Aus  der  Arbeit  des  AFET
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AFET - Bundesverband für Erziehungshilfe e. V.
Osterstr. 27
30159 Hannover
Fax: 0511/35 39 91-50

Anmeldung zur AFET-Fachtagung am 16./17.04.2008 in Hannover

Eltern stützen - Kinder schützen

Hiermit melde ich mich verbindlich zur AFET-Fachtagung 2008 in Hannover an:

Ich nehme teil am

Forum 1 Forum 2

Forum 3 Forum 4

Name (bitte gut lesbar in Druckbuchstaben)

Institution/Dienst

Adresse

Email/Telefon

Ich habe zur Kenntnis genommen, dass bei einem Rücktritt nach dem 31.03.2008 eine Erstattung der Tagungsgebühr
nicht mehr möglich ist. 

Ort, Datum Unterschrift

Tagungsort: Kulturzentrum Pavillon, Lister Meile 4, 30161 Hannover, www.pavillon-hannover.de

Tagungsgebühr (incl. Willkommens-Imbiss und Abendbuffet):
AFET-Mitglieder (nur unter Angabe der Mitgliedsnummer) 80,00 Euro Mitglieds-Nr.
Nicht-Mitglieder und Abonnenten 100,00 Euro
StudentInnen erhalten den Mitgliederpreis (bei Vorlage des Ausweises)

Frühbucherrabatt bis 10.02.2008 (auf beide Preise) 20,00 Euro

Fortbildung für ÄrztInnen: Die Tagung ist anerkannt von der Akademie für ärztliche Fortbildung Niedersachsen

Bitte überweisen Sie den Rechnungsbetrag erst nach Erhalt der Rechnung, diese ist gleichzeitig Anmeldebestätigung.
Weitere Informationen auch zu den Hotels und der Anreise finden Sie auf unser Homepage: www.afet-ev.de
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Auf Einladung des AFET fand das ach-
te bundesweite Treffen der vorsitzen-
den Mitglieder der Schiedsstellen
nach § 78g SGB VIII am 03./04. Sep-
tember 2007 in Landshut statt.

Aus den Bundesländern wurden fol-
gende Themen berichtet:

• Eigenständig anfechtbare Kosten-
entscheidungen über die Gebühren-
verteilung im Schiedsstellenverfah-
ren im nachfolgenden Klageverfah-
ren gegen den eigentlichen Schieds-
spruch
Geschildert werden Probleme die
entstehen, wenn eine Kostenent-
scheidung getrennt vom Schieds-
spruch erlassen wird und zu akzes-
sorischen Klageverfahren führt, un-
abhängig davon ob die Kostenent-
scheidung dem Grunde oder der
Höhe nach getroffen wurde.
Fraglich ist, ob ein Gebührenbe-
schluss insbesondere bei langwieri-
gen Verfahren gesondert erlassen
werden oder innerhalb der Ent-
scheidung stehen sollte und dann
erst nach dem Beschluss durchge-
setzt werden kann.
Unterschiedliche Landesverordnun-
gen führen zu unterschiedlicher
Praxis, so wird beispielsweise in
Brandenburg die Kostenentschei-
dung immer hälftig getroffen, die
Höhe setzt das Landesjugendamt
fest; Kosten fallen jedoch erst an,
wenn der Fall abgeschlossen ist.

• Neuverhandlung der Leistungs- und
Entgeltvereinbarung nach Verände-
rung der Leistungsbeschreibung
Fraglich ist, ob nach Veränderung
einer Leistungsbeschreibung vor
Ablauf der Vertragsfrist auch die
bestehende Leistungs- und Entgelt-

vereinbarung neu verhandelt wer-
den muss. Andernfalls kann es zu
individuell unterschiedlichen Pfle-
gesätzen auch innerhalb einer
Gruppe kommen. Um dies zu ver-
meiden wird eine pragmatische Lö-
sung über den Leistungsbegriff fa-
vorisiert.

• Modularisierung von individuellen
Zusatzleistungen in Leistungs- und
Entgeltvereinbarungen
Hintergrund ist der neue Rahmen-
vertrag Baden-Württemberg, der in
einem zweistufigen modularen Sys-
tem nach Regel- und Einzelleistun-
gen (individuelle Zusatzleistungen)
unterscheidet und gleichzeitig eine
stärkere Pauschalierung vorsieht.
Allerdings konnte bisher zur Frage
der Gestaltung der einzelnen Leis-
tungsmodule, ihrer Pauschalierung
und Zusammenfassung in einem
Leistungsverzeichnis kein Konsens
im Hinblick auf die Schiedsstellen-
fähigkeit insbesondere der  indivi-
duellen Zusatzleistungen erzielt
werden.

Bei zunehmender Modularisierung
von Bedarfen und entsprechenden
Leistungen stellt sich die Frage, ob
die dafür erforderliche Flexibilität
besser durch ein Vorhalten von An-
geboten oder durch externe Leis-
tungen erreicht werden kann. 

- In Bayern regelt eine Kommisssion
die Entgelte auf der Grundlage von
Leistungs- und  Qualitätsentwick-
lungsvereinbarungen, sodass es zu
keiner Anrufung der Schiedsstelle
kam. 

- In Sachsen Anhalt konnte durch
Vermittlung des Vorsitzenden Ge-
sprächsbarrieren soweit abgebaut

werden, dass eine Anrufung der
Schiedstelle nicht mehr notwendig
war.

- Als ein neues Tätigkeitsfeld für
Schiedsstellen, standen in Meck-
lenburg-Vorpommern Entgeltver-
einbarungen für Kindertagesein-
richtungen im Vordergrund; lesens-
wert ist dazu der Beitrag von Anke
Arndt und Ernst Fricke in dieser
Ausgabe (s. Seite 51 ff).

Im Fokus der weiteren Beratungen
standen außerdem folgende Themen:

• Entscheidungen der Schiedsstellen
Zur Frage der Veröffentlichung und
Herausgabe von Schiedssprüchen
wird die Anlage einer möglichst
vollständigen Sammlung beim AFET
begrüßt – ggf. mit Stichwort oder
Leitsatz versehen; von besonderem
Interesse sind Entscheidungen mit
definitorischen Aussagen. Bei be-
gründetem Interesse können ein-
zelne Schiedssprüche und Begrün-
dungen als pdf-Dokument heraus-
gegeben, werden sofern sie anony-
misiert sind. Damit wird der bereits
vor drei Jahren gefasste Beschluss
bekräftigt.

• Auswirkung der Föderalismusreform
Die Gesetzgebungskompetenz des
Bundes hat sich nicht geändert,
grundsätzlich ist jedoch eine Ab-
schaffung des Landesjugendamtes
und des Landesjugendhilfeaus-
schusses möglich. Zurzeit herrscht
Verunsicherung darüber, inwieweit
von den gesetzlichen Möglichkeiten
seitens der Länder oder des Bundes
Gebrauch gemacht wird. Aktuell
kommt es zu weiteren „Verschmel-
zungen“: Jugendhilfe wird auf die
örtliche Ebene gebracht – die über-

Marion Dedekind

Bericht über das 8. bundesweite Treffen der Vorsitzenden, stellvertretenden Vor-
sitzenden und GeschäftsstellenleiterInnen der Schiedsstellen nach § 78g SGB VIII
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örtliche Ebene wird geschwächt,
wie z.B. in Hessen. Strittig bleibt, ob
die mit dem SGB VIII intendierte
Struktur der örtlichen und überört-
lichen Ebene dadurch „dereguliert“
werden darf.
Durch zunehmende Kommunalisie-
rung und vor dem Hintergrund ge-
sellschaftspolitischer Entwicklun-
gen verändert sich sowohl die ge-
samte Struktur der Jugendhilfe-
landschaft als auch die Stellung der
Freien Wohlfahrtspflege und führt
zur Verunsicherung.
Es stellt sich die Frage, wie die
Steuerungskompetenz der Öffentli-
chen Jugendhilfe gesichert werden
kann und welche Auswirkungen zu-
künftig die europäische Perspektive
- die bislang noch kaum gesehen
wird – auf die Jugendhilfe hat. 

• Modellprogramm „Wirkunsorien-
tierte Qualifizierung der Hilfen zur
Erziehung“
Bislang konnte auch im Modellpro-
gramm nicht eindeutig geklärt wer-
den, was ein „leistungsgerechtes
Entgelt“ ist. Die entwickelten Bo-

nus-Malus-Systeme sind einer be-
triebswirtschaftlichen  Logik ent-
nommen und für die Beurteilung
von Jugendhilfeleistungen nicht
immer passgenau, besonders pro-
blematisch ist die Bestimmung von
Qualitätsindikatoren. Qualitätsent-
wicklungsvereinbarungen werden
dafür jedoch noch kaum genutzt.
Die Schiedsstellenvorsitzenden
möchten den Fortgang und die Er-
gebnisse des Bundesmodellprojekts
weiter beobachten und schlagen
dem AFET vor, die Anlage eines Ar-
beitsvorhabens „Alternative
Schlichtungsverfahren im Leis-
tungsbereich der Jugendhilfe -
Wirksamkeit von Leistungs- und
Qualitätsentwicklungsvereinbarun-
gen“ (Arbeitstitel) zu prüfen.

• Prärogative Bedeutung von
Schiedsstellenentscheidungen 
Fraglich ist, wie umfangreich und
von welcher Qualität  die Begrün-
dung einer Schiedsstelle sein muss,
damit ihre Entscheidung nicht
(leicht) vom Sozial- oder Verwal-
tungsgericht zurückgewiesen wer-

AFET-Termine 2008

Organe/Gremien

Mitgliederversammlung
17.04.2008 in Hannover

Vorstandssitzungen
07./08.02.2008 in Essen
25./26.09.2008 in Berlin
04./05.12.2008 in Hannover

Fachbeiratssitzungen
12./13.02.2008 in Berlin
13./14.11.2008 in Fulda

den kann. In derzeitiger Praxis
kommt es meist zur Rückverwei-
sung, einige Gerichte erhöhten die
Anforderungen jedoch bereits.
Es wird empfohlen, Begründungen
an den Bedürfnissen der Adressaten
zu orientieren, weniger  an  einer
möglichen Überprüfung durch ein
übergeordnetes Gericht, denn Er-
fahrungen aus dem Bereich des
SGB VIII haben gezeigt, dass zwar
zeitaufwändige aber sorgfältige
Vorgespräche oft anschließende
Klagen verhinderten.

Aktualisiert und ergänzt wurde wie-
derum die Sammlung der Schieds-
sprüche aus den Jahren 2006 und
2007. 

Das nächste und damit 9. Treffen fin-
det am 08./09. September 2008 in
Magdeburg statt.

Marion Dedekind
AFET-Geschäftsstelle

Fachausschüsse

Jugendhilferecht und
Jugendhilfepolitik

Theorie und Praxis der 
Erziehungshilfe

Gemeinsame Ausschusssitzung
26./27.02.2008 NN

Schiedsstellentreffen
08./09.09.2008 in Magdeburg

Fachtagungen

AFET-Fachtagung
Eltern stützen - Kinder schützen
16./17.04.2008 in Hannover

Deutscher Jugendhilfetag
AFET-Fachgespräch
Migrare - Integrare - Segregare
Interkulturelle Kompetenz in der Er-
ziehungshilfe
17.-20.06.2008 in Essen
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Neue Mitglieder im AFET

1. Begrüßung neuer Mitglieder

Einrichtungen der Erziehungshilfe
Bethanien Kinder- und Jugenddorf
Marienhöhe 1
65346 Eltville
www.bethanien-kinderdoerfer.de

Bethanien Kinder- und Jugenddorf
Neufeldweg 26
51427 Bergisch Gladbach
www.bethanien-kinderdoerfer.de

Haus Bergfried GmbH
Einrichtungen der Jugendhilfe
Postfach 11 10
54538 Bausendorf
www.bergfried-jugendhilfe.d

LebensWelt gemeinn. Gesellschaft für
interkulturelle Jugendhilfe mbH
Obertrautstr. 72
10963 Berlin
www.lebenswelt-berlin.de

2. Vorstellung neuer Mitglieder

Michaelshof Ziegelhütte, Einrich-
tung für Erziehungshilfe e.V.
(Anm. d. Red.: Die Einrichtung wurde
bereits im Dialog 3/2007 begrüßt, hier
folgt noch die Vorstellung).
Der Michaelshof wurde 1946 am
Rande der Schwäbischen Alb zwi-
schen Stuttgart und Ulm von Albrecht
Strohschein gegründet, einem Pionier
der anthroposophischen Heilpädago-
gik. Der Verein blickt nunmehr auf 60
Jahre stationäre Erziehungshilfe zu-
rück. In dieser Zeit kamen die Ziegel-
hütte und das Seminar für Jugend-
und Heimerziehung hinzu. Mittler-
weile werden über 75 Kinder und Ju-
gendliche in vollstationärem Setting
begleitet und ca. 65 SeminaristInnen
zum Jugend- und Heimerzieher aus-
gebildet. 

Basis unserer Arbeit ist das anthropo-
sophische Menschenbild Rudolf Stei-
ners und die dazu gehörige Waldorf-
pädagogik, die in unserer heiminter-
nen Schule für Erziehungshilfe ange-
wandt wird. 
Auf dem Michaelshof werden 48 Kin-
der und Jugendliche im Alter von 8
bis 16 Jahren in sechs vollstationären
Wohngruppen begleitet. Methodische
Grundlage ist neben der alltagspäda-
gogischen Unterstützung eine Natur-
und Erlebnispädagogische Ausrich-
tung mit entsprechenden Angeboten
(Lamas, Pferde, Kleintiere, EP-Aus-
stattung, Garten, Weberei). Außerdem
haben wir einen therapeutischen Be-
reich unter der Leitung eines erfahre-
nen Kinder- und Jugendpsychiaters. 
Auf der Ziegelhütte werden 30 Ju-
gendliche in drei stationären Innen-
wohngruppen und zwei dezentralen
Wohngruppen begleitet. Schwerpunkt
hier ist zum einen der Hauptschulab-
schluss und zum anderen die Berufs-
findung und Verselbständigung
(BJW). 
Methodisch ist auf der Ziegelhütte
vor allem eine enge Kooperation zwi-
schen den internen Arbeitsbereichen
(Schreinerei, Landwirtschaft, Back-
haus und Hauswirtschaft) die Grund-
lage für die erfolgreiche Begleitung. 

Michaelshof Ziegelhütte
Einrichtung für Erziehungshilfe e.V.
Ochsenwanger Steige 42
73235 Hepisau
http://www.mh-zh.de

Anm. d. Red.: Die Vorstellung der in der
Vorstandssitzung im November 2007
aufgenommenen Mitglieder erfolgt
aus redaktionellen Gründen im Dialog
1/2008.
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AFET-Veröffentlichung

Standards einer qualifizierten und zuverlässigen Kinderarbeit
Eine Orientierung für Leitungskräfte in Jugendämtern und ihren Sozialen Diensten

AFET-Arbeitshilfe Nr. 2/2007

Welches sind die Qualitätsmerkmale und Rahmenbedingungen einer qualifizierten und zuverlässigen Kinderschutzarbeit
in Jugendämtern und Sozialen Diensten? Welche konkreten Voraussetzungen müssen von Seiten des öffentlichen Trä-
gers der Jugendhilfe erfüllt sein, um Kinder vor Gefahren für ihr Wohl schützen zu können?

Die von Mitgliedern des AFET-Gesamtvorstands erarbeitete Schrift greift zentrale Leitfragen für die Gestaltung der Kin-
derschutzarbeit in Jugendämtern und Sozialen Diensten auf und beantwortet diese anschaulich, prägnant und eindeu-
tig. Die von Mathias Bänfer, Uta von Pirani, Friedrich-Wilhelm Rebbe, Dr. Christian Schrapper, Klaus Theißen und Martin
Wurzel gemeinsam formulierten Standards beziehen sich analog der Logik der Arbeitsprozesse im Kinderschutz auf fol-
gende Aspekte:

• den Zugang und die Kontaktgestaltung des Jugendamtes zu Kindern, denen Gefahren für ihr Wohl drohen können,
• das Verstehen und die Diagnostik solcher Gefährdungen und Risiken durch die sozialpädagogischen Fachkräfte,
• die verbindliche Umsetzung und Realisierung erforderlicher Schutzinterventionen und Hilfeleistungen,
• die Sicherung getroffener Vereinbarungen und verbindlicher Verfahren,
• die Evaluation und das Fehler- oder Risikomanagement sowie
• die erforderlichen Strukturen und die personelle und sächliche Ausstattung.

Bitte nutzen Sie zum Bestellen unsere Homepage (www.afet-ev.de) oder das nachstehende Bestellformular.

AFET z Osterstr. 27 z 30159 Hannover z Fax: 0511/35 39 91 50 z Email: rheinlaender@afet-ev.de

Standards einer qualifizierten und zuverlässigen Kinderarbeit
Eine Orientierung für Leitungskräfte in Jugendämtern und ihren Sozialen Diensten

AFET-Arbeitshilfe Nr. 2/2007

Ich bestelle 3er-Sets Arbeitshilfe à 8,-- Euro incl. Porto für Mitglieder zur Mitglieds-Nr. ....................

Ich bestelle 3er-Sets à 12,-- Euro incl. Porto für Nichtmitglieder und Abonnenten

Name oder Name der Einrichtung/des Dienstes

Straße, PLZ, Ort

Tel./Email

Datum/Unterschrift
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AFET-Veröffentlichung

Soziale Auffälligkeit - Soziale Integration
Prof. Dr. Christian von Wolffersdorff zum 60. Geburtstag - Symposium am 26. Januar 2007 in Leipzig

AFET-Veröffentlichung Nr. 68/2007

Besonders für den "theoriefernen Leser" ist dieser bunte Strauß freundschaftlich-fachlicher Beiträge zu dem reichen
Forscherleben Prof. Dr. Christian von Wolffersdorffs ein Zeitdokument zu aktuellen und grundsätzlichen sozialen Themen
unserer Zeit. 

Aufgegriffen werden u.a. die Spezialisierung und deren Überwindung in Ausbildung und Praxis der sozialen Arbeit (Blu-
menberg, Schulz, Knoll), die Entstehungsgeschichte und Perspektiven moderner Jugendhilfeforschung (Münchmeier,
Bendit, Böhnisch) und letztlich auch der Umgang mit schwierigen Jugendlichen in sozialpädagogischen Arbeitsfeldern
(Böhnisch, Gintzel).

Besonders spannend der abschließende Beitrag von Prof. Dr. von Wolffersdorff, der die aktuellen Themenstränge mit sei-
nem Lebensthema "Soziale Auffälligkeit - soziale Integration" verknüpft.

So ist dieser Band eine Fundgrube an Informationen über kritische Lebenslagen junger Menschen nicht nur - aber auch -
am Rande unserer Gesellschaft.

Bitte nutzen Sie zum Bestellen unsere Homepage (www.afet-ev.de) oder das nachstehende Bestellformular.

AFET z Osterstr. 27 z 30159 Hannover z Fax: 0511/35 39 91 50 z Email: rheinlaender@afet-ev.de

Soziale Auffälligkeit - Soziale Integration
Prof. Dr. Christian von Wolffersdorff zum 60. Geburtstag - Symposium am 26. Januar 2007 in Leipzig

AFET-Veröffentlichung Nr. 68/2007

Ich bestelle 

Exemplare à 10,00 Euro für Mitglieder zzgl. Porto  zur Mitglieds-Nr. ....................

Exemplare à 15,00 Euro für Nichtmitglieder und Abonnenten zzgl.. Porto 

Name oder Name der Einrichtung/des Dienstes

Straße, PLZ, Ort

Tel./Email

Datum/Unterschrift
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AFET-Veröffentlichung

Reinald Eichholz / Jörg Maywald

Kindeswohl und Kinderrechte
Orientierungen und Impulse aus der UN-Kinderrechtskonvention

AFET-Sonderveröffentlichung Nr. 9/2007

Herauszufinden, was in der konkreten Lebenssituation eines Kindes dem ‚Kindeswohl' entspricht, stellt jeden, der mit
Kindern zu tun hat, vor ein komplexes Problem. Noch ungleich schwieriger kann es sein, das für richtig Erkannte im Inte-
resse des Kindes auch durchzusetzen. In diesem Fall schieben sich häufig Rechtsprobleme in den Vordergrund ein-
schließlich aller Schwierigkeiten, die mit dem ‚Recht haben' und ‚Recht kriegen' verbunden sind. Wer nimmt sich im
Konfliktfall der Interessen des Kindes an? Wer greift im Notfall ein? Wer ermittelt, welche Rechte dem Kind zustehen?
Wer prüft die Verantwortlichkeiten und Verfahrenswege zur Rechtsdurchsetzung? Wer kümmert sich darum, dass Ent-
scheidungen in einer für das Kind zuträglichen Zeitspanne zustande kommen und ihre Beachtung sichergestellt wird?
Diese und weitere Fragen werden von Dr. Jörg Maywald, und Dr. Reinald Eichholz - beide Mitglied der Koordinierungs-
gruppe der National Coalition (NC) - in der Expertise angegangen. Besonderes Gewicht hat dabei die Rechtsstellung des
Kindes nach der UN-Kinderrechtskonvention, die für die nationale Rechtsordnung zum Teil grundlegende Neuerungen
mit sich brachte. 
Der erste Teil der Expertise stellt aus theoretischer Sicht Inhalte und Verfahrensweisen für die Durchsetzung von Kinder-
rechten vor, die bisher in der Praxis wenig Beachtung finden, obwohl sie in den Belangen von Kindern wesentliche Fort-
schritte erbringen könnten. Im zweiten Teil der Expertise werden schließlich diese Inhalte und Verfahrensweisen in pra-
xisrelevanter Hinsicht vorgestellt und vermittelt.

AFET z Osterstr. 27 z 30159 Hannover z Fax: 0511/35 39 91 50 z Email: rheinlaender@afet-ev.de

Reinald Eichholz / Jörg Maywald

Kindeswohl und Kinderrechte
Orientierungen und Impulse aus der UN-Kinderrechtskonvention

AFET-Sonderveröffentlichung Nr. 9/2007

Ich bestelle

Exemplare à 15,-- Euro für Mitglieder (zzgl. Porto) zur Mitglieds-Nr. ....................

Exemplare à 30,-- Euro für Nichtmitglieder und Abonnenten (zzgl. Porto)

Name oder Name der Einrichtung/des Dienstes

Straße, PLZ, Ort

Tel./Email

Datum/Unterschrift
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Gelingende Beteiligung im Heimalltag aus Sicht von Jugendlichen
Ein nutzerorientiertes Forschungs- und Entwicklungsprojekt

Gute Praxis verbreiten - von guter Praxis lernen: 

Praxismaterial gesucht!

Es gibt viele erfolgreiche Bemühungen und vorbildliche Beispiele zur Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in
der Heimerziehung. Grund genug, sich bei der Um-setzung an gelingender Praxis zu orientieren, dieses Wissen und
den Erfahrungsschatz zu sichern und zu verbreiten.

Deshalb planen die InitiatorInnen des Projekts "Gelingende Beteiligung im Heimalltag aus der Sicht von Ju-
gendlichen" ein "Werkbuch zur Beteiligung".

Durch die Dokumentation von Beispielen gelingender Beteiligungspraxis im Heimalltag in diesem Werkbuch möch-
ten wir Einrichtungen, Fachkräfte und Kinder und Jugend-liche zu mehr Beteiligung motivieren. 

Wir bitten daher PraktikerInnen aus der stationären Jugendhilfe um die Zusendung Ihrer Beteiligungsmate-
rialien.

Bitte senden Sie uns (per E-Mail) z.B. Fragebögen für Nutzerbefragungen, Infoblätter mit Kinderrechten, Beispiele
für Projekte zum Thema Mitbestimmung usw., die Sie zur Veröffentlichung (unter der Gewährleitung der Quellen-
angabe) für dieses beteiligungs-fördernde Werkbuch zur Verfügung stellen können.

Bitte vermerken Sie, wie Sie im Falle einer Veröffentlichung als Quelle angegeben werden möchten. Wir bitten um
Ihr Verständnis, dass eine Rücksendung Ihrer Unter-lagen leider nicht möglich ist und wir uns eine Sichtung der
Zusendungen vorbehalten.

Die Entwicklung dieses Werkbuchs ist ein Baustein des Forschungs- und Ent-wicklungsprojekts "Gelingende Betei-
ligung im Heimalltag aus der Sicht von Jugend-lichen". Das Projekt ist eine Gemeinschaftsinitiative des SOS-Kin-
derdorf e.V., der Fachhochschule Landshut und der die Internationalen Gesellschaft für erzieherische Hilfen e.V. Es
wird gefördert durch die Stiftung Deutsche Jugendmarke e.V.

Wenn Sie sich näher über das Projekt informieren möchten, empfehlen wir Ihnen die Internetseiten: www.dieBe-
teiligung.de

Kontakt
Projektbüro "Beteiligung in der Heimerziehung"
c/o Sabine Hartig
Fachhochschule Landshut
Am Lurzenhof 1
84036 Landshut
Tel. 0871/506-240
E-Mail: hartig@fh-landshut.de
Internet: www.dieBeteiligung.de 
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1. Durch Freiheitsentzug zur Frei-
heit erziehen?

Mädchen und Jungen, die – oft nach
längeren Abweichungs- und „Hilfe-
karrieren“ – in teilgeschlossenen
Gruppen der Jugendhilfe unterge-
bracht werden, haben gemeinsam,
dass ihre bisher entwickelten Bewälti-
gungsstrategien nicht zu einer „nor-
malen“, „normgerechten“ Bewälti-
gung ihrer Entwicklungsaufgaben
ausreichten, (kein Schulbesuch, unak-
zeptabler Umgang mit wachsenden
Freiheiten, unakzeptable Peers,
(schwerere) Delinquenz, Suchtmittel-
missbrauch, Prostitution). Ihr soziales
Umfeld sowie Jugendhilfe, (Förder-
)Schule und ggf. Psychiatrie konnten
diese Strategien und die damit ver-
bundene Selbst- und Fremdgefähr-
dung nicht hinreichend zum Positiven
beeinflussen. Wenn zudem die Ju-
gendlichen keine Einsicht in ihren Hil-
febedarf zeigen, sehen Eltern und die
Verantwortlichen in der Jugendhilfe
oft keine andere Möglichkeit mehr, als
ihrem Schutzauftrag durch Zwang
und Freiheitsentzug nachzukommen.1

Die eben genannten Gemeinsamkeiten
dieser häufig als „besonders schwie-
rig“ bezeichneten Jugendlichen geben
aber längst keine eindeutige Indikati-
on für Freiheitsentziehende Maßnah-

men (FM) ab! Wenn also Freiheitsent-
ziehende Maßnahmen (FM) als ultima
ratio seitens Eltern und Jugendhilfe in
Erwägung gezogen werden, sollte sich
die Jugendhilfe fragen, was sich aus
dem bisherigen Scheitern von Hilfen
für künftige Maßnahmen lernen lässt,
und ob sich möglicherweise noch eine
weniger einschneidende Hilfe „maß-
schneidern“ lässt. Dabei ist allerdings
zu bedenken, dass manche vermeint-
lich „offenen“ Hilfen wie z. B. Aus-
landsmaßnahmen durchaus auch
Nachteile haben können. Zudem dürf-
te die fachlich wie auch politisch be-
gründete Vermeidung von freiheits-
entziehenden Maßnahmen gar nicht
so selten dazu führen, dass Jugendli-
chen entweder gar keine oder keine
angemessene Hilfe zuteil wird, etwa,
wenn sie sie in eine „Drehtür“ zwi-
schen Straße, Jugendhilfe, Jugendpsy-
chiatrie oder gar Gefängnis geraten.
Es gilt also in jedem Einzelfall genau
zu prüfen, was für den einzelnen Ju-
gendlichen in der jeweils gegebenen
Situation das Beste scheint.

Freiheitsentziehende Maßnahmen
(FM) haben zwar – wie alle anderen
Jugendhilfeangebote – nach § 1 SGB
VIII generell die Aufgabe, die Erzie-
hung zu einer „eigenverantwortlichen
und gemeinschaftsfähigen Persönlich-
keit“ zu fördern und Kinder und Ju-

gendliche „vor Gefahren für ihr Wohl
zu schützen“ (§ 3 SGB VIII). FM haben
aber auch einige Besonderheiten, die
sie von anderen Jugendhilfeangebo-
ten unterscheiden: FM sind sozusagen
die „verkehrte Welt“ der Jugendhilfe.
Denn dort geschieht – zumindest zu-
nächst – angesichts der mangelnden
„pädagogischen Erreichbarkeit“ der
Jugendlichen z. T. genau das Gegen-
teil von dem, was anerkannte und be-
währte Prinzipien der modernen Ju-
gendhilfe fordern. Das hängt mit dem
Grundparadox von Freiheitsentzie-
henden Maßnahmen zusammen, das
da lautet: „Durch Freiheitsentzug zur
Freiheit erziehen (wollen)“.

2. Die „Wirkungsstudie“ des DJI-
Projekts „Freiheitsentziehende
Maßnahmen“ 

Die zentralen Forschungsfragen der
„Wirkungsstudie“ des DJI-Projekts
greifen diese Eigenheiten der FM auf.
Diese Studie ist multiperspektivisch
angelegt, insofern, als sowohl in den
Follow-up-Interviews als auch in der
Fragebogenerhebung nicht nur die
Jugendlichen, sondern auch ihre Be-
treuerinnen und Betreuer befragt
wurden. Tabelle 1 auf folgender Seite
zeigt die durchgeführten Erhebungen
im Überblick. 

Hanna Permien

„Mit der Zeit merkt man, dass die nicht unsere Feinde sind …“

(Wie) gelingt Beziehungsaufbau im geschlossenen Setting? Die Perspektive der Betreuten und ihrer Betreuerin-
nen und Betreuer

Erziehungshilfe  in  der  Diskussion

(Anmerkung der Redaktion: Bei den nachfolgenden Beiträgen der Autoren Hanna Permien, Karl Späth, Markus Enser und
Björn Hoff handelt es sich um überarbeitete Referate aus dem AFET-Fachgespräch „Freiheitsentziehende Maßnahmen -
Rahmenbedingungen, Erfahrungen, offene Fragen“ vom 24. April 2007 in Fulda)
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Zu den Follow-up-Interviews

Zum Zeitpunkt der gegen Ende der
Unterbringung durchgeführten Erst-
interviews waren die Jugendlichen
zwischen 12 und 17 Jahren alt, sie
hatten zwischen 3 Monaten und 3
Jahren in teilgeschlossenen Gruppen
verbracht, im Schnitt 14,2 Monate,
wobei die Aufenthaltsdauer der Mäd-
chen mit durchschnittlich 11,7 Mo-
naten deutlich geringer war als die
der Jungen mit 18,7 Monaten2 . In
der Regel wurden Jugendliche be-
fragt, für die die reguläre Beendigung
ihrer FM anstand, es wurden uns von
den Heimen aber keineswegs nur „Er-
folgs-„ sondern auch einzelne „Ab-
bruchfälle“ präsentiert. Manche Ju-
gendliche wurden auch erst Monate
nach dem geplanten Termin (und da-
mit auch nach dem Erstinterview)
entlassen, u.a., weil sie sich noch ir-
gendeinen gravierenden Regelver-
stoß „geleistet“ hatten, der zu einer
(manchmal offenbar durchaus ge-
wollten) Verlängerung ihres Aufent-
halts in der teilgeschlossenen Gruppe
beitrug. 

Den Jugendlichen wurde Anonymität
bezüglich des Interviews zugesichert,
und sie wurden gebeten, aus ihrer
Sicht über Themen zu sprechen wie
ihre Vorgeschichten, den Grund der
Einweisung, das Einweisungsverfah-
ren, ihre Erfahrungen mit Rahmen
und Regeln, mit den Betreuenden und
den anderen Jugendlichen sowie mit
der Heimschule. Schließlich baten wir
sie um ihre Einschätzungen des Er-
reichten und zu ihren Zukunftsper-
spektiven. Die Interviews mit den Be-
treuenden bezogen sich auf ähnliche
Themen. 

In der Follow-up-Studie konnten wir
etwa ein Jahr später nochmals mit 26
Jugendlichen und 22 ihrer dann aktu-
ellen Bezugspersonen (6 Mütter und
16 Betreuende) ein Interview führen,
so dass schließlich in 28 Fällen we-
nigstens ein Interview vorlag, in 6
weiteren Fällen bekamen wir zumin-
dest Auskünfte über den Verbleib der
Jugendlichen. Bei den Zweitinter-
views ging es im Wesentlichen um die
weitere Entwicklung und deren Be-
wertung aus Sicht der Jugendlichen

wie ihrer aktuellen Bezugspersonen
sowie um eine rückblickende Ein-
schätzung der FM.

Zur Fragebogenerhebung

Um die Datenbasis zumindest für den
ersten Befragungszeitpunkt zu ver-
breitern und auch eine quantitative
Auswertung zu ermöglichen, wurden
– für Jugendliche und Betreuende je-
weils etwas unterschiedliche – an den
Interviewthemen ausgerichtete Fra-
gebögen entwickelt, die von den Ju-
gendlichen kurz vor ihrer Entlassung
sowie von ihren Betreuern ausgefüllt
werden sollten, um auch hier mög-
lichst einen „doppelten Blick“ auf je-
den Fall zu gewinnen. Um die Motiva-
tion zur Beantwortung zu erhöhen,
waren beide Fragebögen recht kurz
gehalten und für die Jugendlichen
wurde eine eher einfache Sprache ge-
wählt, damit sie die Bögen anonym
und unabhängig ausfüllen konnten,
was ihnen auch in vielen Fällen ge-
lang. Auf diese Weise konnten Daten
zu 59 Jugendlichen in die Auswertung

Erhebungsform jeweils kurz vor der Entlassung der 
Jugendlichen aus FM

jeweils 10-14 Monate später

Leitfaden-orientierte Fol-
low-up-Interviews

Erstinterview (7/2005 – 2/2006)

mit 36 Jugendlichen (13 m, 23  w) aus insge-
samt 6 Heimen (inklusive zwei bayerischen
Clearingstellen) in 3 Bundesländern sowie mit
ihren Betreuern 

Akteneinsicht zu Vorgeschichte und Zielen
des Hilfeplans

Zweitinterview

in 28 Fällen (10 m, 18 w)

- mit 26 Jugendlichen 

- mit 22 aktuellen Bezugspersonen
(16 Betreuer und 6 Mütter)

Fragebogenerhebung
- mit 47 Jugendlichen (7/2005 – 2/2007)

- mit 53 Betreuern
insgesamt erfasst sind 59 Fälle
(darunter 41 „Paare“)

- davon 28 Jungen, 31 Mädchen 

- aus 8 Heimen in 4 Bundesländern 

Tabelle 1: Untersuchungsgruppe und Erhebungsinstrumente
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aufgenommen werden. Für 41 Fälle
lagen sowohl der Jugendlichen- als
auch der Betreuer-Fragebogen vor
(sog. „Paare“), in 18 Fällen nur jeweils
ein Fragebogen.
Die an der Fragebogenerhebung be-
teiligten Jugendlichen waren bei Ent-
lassung im Schnitt 15,0 Jahre alt und
hatten zwischen 1,0 und 36,5 Mona-
ten in FM verbracht, bei einigen wur-
de die Freiheitsentziehende Maßnah-
me abgebrochen. Mädchen waren im
Schnitt 6,3 Monate untergebracht,
und damit wiederum deutlich kürzer
als die Jungen (13,8 Monate), bei ei-
ner insgesamt deutlich geringeren
Verweildauer als bei den interviewten
Jugendlichen.

Insgesamt haben wir zwar keine re-
präsentative Erhebung durchführen,
aber doch ein breites Spektrum von
Jugendlichen und dazu die Betreuen-
den befragen können, so dass die Er-
gebnisse Antworten zum einen zur
Akzeptanz und zum Umgang der Ju-
gendlichen mit dem FM-Setting
und seiner einzelnen Faktoren (u.a.
Lern- und Freizeitangebote, Regeln
und Konsequenzen, Beziehungen zu
den Betreuenden und den andern Ju-
gendlichen), sowie zur Bewertung des
rechtlichen Verfahrens und der Hilfe-
planung erlauben; zum anderen aber
auch zur Einschätzung der positiven
wie negativen Auswirkungen der FM
auf die weitere Entwicklung der Ju-
gendlichen, bzw. auf ihrer Befähi-
gung, ein ihren eigenen Zielen und
Werten entsprechendes Leben zu rea-
lisieren.

Es ist davon auszugehen, dass die ein-
zelnen Faktoren des FM-Settings be-
züglich Akzeptanz und Auswirkungen
nicht völlig unabhängig voneinander
betrachtet und bewertet werden kön-
nen, sondern quasi nur als „Gesamt-
kunstwerk“. Trotzdem sollen in diesem
Beitrag die Strukturbedingungen,
Entwicklungsverläufe und Qualitäten
der Beziehung zwischen Betreuenden
und Betreuten unter den Bedingun-

gen von Teilgeschlossenheit, enger
Strukturierung und verhaltensmodifi-
katorischer Ausrichtung der Gruppen
herausgegriffen und beleuchtet wer-
den, da diese Ergebnisse die immer
wieder geführte Diskussion darüber,
wieweit denn pädagogische Bezie-
hungen unter teilgeschlossenen Be-
dingungen überhaupt möglich sind,
bereichern können.

3. „Zwangsbeziehungen“: Struktu-
rell belastet, aber herstellbar? 

Die Herstellung einer pädagogischen
Beziehung mit oft schwer bezie-
hungsgestörten Jugendlichen wird in
der Jugendhilfe allgemein – aber, wie
unsere Ergebnisse zeigen, auch von
den Betreuenden in FM und den dort
betreuten Jugendlichen selber – als
zentrales Element des pädagogisch-
therapeutischen Settings angesehen. 
Jedoch unterliegen Aufbau und Wir-
kung von Beziehungen in FM beson-
deren strukturellen Belastungen und
Widersprüchen3, die von den die Be-
treuenden teilweise auch benannt
werden:

• Anders als in offenen Einrichtungen
leiten in FM die Betreuenden ihre
Autorität und ihren Machtüber-
hang gegenüber den Betreute4

nicht nur aus ihrer Rolle als Er-
wachsene und als Pädagogen ab,
sondern auch aus ihrer strukturell
vorgegebenen Rolle als „Bewa-
cher“, die nicht nur die Macht ha-
ben, die Jugendlichen zu bestrafen,
sondern auch festzuhalten und ein-
zusperren. Diese Doppelrolle lässt
nach Meinung der Kritiker von FM
gar keine pädagogisch wirksame
Beziehung zu, denn diese könne nur
– so eine Maxime der Jugendhilfe –
auf Freiwilligkeit seitens der Be-
treuten beruhen. Die Befürworter
argumentieren dagegen, dass bei
den starken Flucht- und Vermei-
dungstendenzen dieser Jugendli-
chen nur das zeitweise Festhalten

überhaupt erst (wieder) eine Bezie-
hung ermögliche.

• Verstoßen wird in FM zudem gegen
ein weiteres Prinzip der Jugendhil-
fe, nämlich gerade diesen Jugendli-
chen, die in ihrem sozialen Umfeld
meist schon viele Beziehungsab-
brüche erlebt haben, in der statio-
nären Jugendhilfe die größtmögli-
che Beziehungskontinuität zu si-
chern. In FM ist dagegen das Ende
der pädagogischen Beziehung oft
schon dadurch vorprogrammiert,
dass der Freiheitsentzug schon laut
Gesetz, aber auch, um die Jugendli-
chen so kurz wie möglich in der
künstlichen Welt der FM festzuhal-
ten, so schnell wie möglich wieder
beendet werden muss. Die Famili-
engerichte legen die Dauer der FM
in der Regel (zunächst) auf 6-12
Monate fest. Kommt es dann zum
Ende der FM und damit der Betreu-
er-Beziehung, so kann von den Ju-
gendlichen als (erneuter) Abbruch
erlebt werden, es kann aber auch
sein, dass sie sich gar nicht erst auf
eine Beziehung einlassen. Deshalb
meinen viele Betreuende, der Auf-
enthalt in einer FM sollte schon ein
Jahr dauern, obwohl viele Jugendli-
che schon nach ein paar Monaten
gar nicht mehr weglaufgefährdet
sind. Es gibt aber auch viele Fälle, in
denen die Unterbringung um wei-
tere 6-12 Monate verlängert wird –
oft gegen den Willen der Jugendli-
chen. Auch das stellt eine struktu-
relle Belastung dar: Die Beziehung
ist auf jeden Fall eine Beziehung
auf Abruf – mit ungewissem Ende.

• Die dritte wesentliche strukturelle
Belastung stellt die Konzentration
von Jugendlichen mit oft massi-
ven Beziehungsstörungen in der
FM dar, die aufgrund ihrer bisheri-
gen negativen Beziehungserfah-
rungen, die durch das „Eingesperrt-
werden“ zumindest anfangs noch
verstärkt werden, meist genug
Grund haben, allen Beziehungen zu
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misstrauen und - aus Angst vor
neuen Enttäuschungen - auch pä-
dagogischen Beziehungen auszu-
weichen oder auch abrupt auf Dis-
tanz zu gehen, wenn die Nähe zu
groß zu werden droht. Angesichts
des Schocks, den der Freiheitsent-
zug bei vielen, wenn auch nicht bei
allen Jugendlichen auslöst, können
die meisten in ihren Betreuern zu-
mindest am Anfang kaum etwas
anderes als ihre „natürlichen Fein-
de“ sehen: Wahrlich keine gute Vo-
raussetzung für Betreute und Be-
treuenden, um sich auf eine päda-
gogische Beziehung einzulassen! Es
gibt aber auch Jugendliche, die sich
anfangs nur an die Betreuenden
klammern und große Probleme ha-
ben, mit den andern Jugendlichen
Kontakt aufzunehmen.

Diese strukturellen Hürden für den
Aufbau und das Wirksamwerden pä-
dagogischer Beziehungen können,
darauf lassen die Aussagen der Be-
treuenden schließen, nur durch eine
besondere Qualität und Intensität
der Betreuung und durch die Nutzung
der Chancen der Geschlossenheit
wettgemacht werden.5

Eine Betreuerin beschreibt, stellver-
tretend für viele andere Betreuende,
den idealtypischen Verlauf des Bezie-
hungsaufbaus und der Beziehungsar-
beit so: 

„Die ersten zwei, drei Monate sind
schon immer sehr stressig, außer es
gibt mal einen Jugendlichen, der super
angepasst ist. … Denn zuerst sehen die
Jugendlichen uns ja wirklich als die
Gegner. Sie kommen ja nicht freiwillig
her und meinen am Anfang, wir Be-
treuer wollen sie irgendwie fertig ma-
chen. Aber wir vermitteln ihnen von
Anfang an immer wieder: hallo, wir
wollen euch unterstützen. Es geht jetzt
darum, dass wir euch wieder einen
Weg in die Freiheit bereiten wollen. …
Und die Basis ist aber, dass so ein Ver-
trauen aufgebaut wird, dass sie halt

merken, sie werden wirklich angenom-
men von uns in ihren ganzen Schwie-
rigkeiten, und wir wollen ihnen da wei-
terhelfen. Und das ist halt dann der
Punkt, wo es meistens bergauf geht,
dann merkt man auch bei den Jugend-
lichen so einen Willen mitzumachen.
Und man macht es ja dann auch so,
dass man mit ihren Zielen arbeitet, so:
wo willst du hin, was ist dir wichtig?“6

Trotz der in dieser Aussage gut einge-
fangenen strukturellen Widersprüche
scheint diese Intention der Betreuen-
den bei vielen Jugendlichen schließ-
lich anzukommen.7 So sagt Andy,
ähnlich wie viele andere Jugendliche:
„Das merkt man eigentlich erst mit der
Zeit, dass die nicht unsere Feinde sind,
sondern uns helfen wollen.“ 

Ronaldo ist sogar nach einiger Zeit
überzeugt, „dass die Betreuer nur Gu-
tes für uns wollen“ – eine Erfahrung,
die er bisher noch nicht gemacht hat.
Und Madeleine beschreibt sehr an-
schaulich den Nutzen des „Bezie-
hungszwangs“:

„Dass, wenn es Probleme gab, man da-
vor nicht weglaufen konnte. Dass man
das in dem Raum klären musste. Und
nach einer Zeit findet man dann eine
Bezugsperson, dann kannst du mit der
über alles sprechen. – auf der Ge-
schlossenen kannst du nicht mehr vor
deinen Problemen weglaufen. Und ir-
gendwann sagt man was, weil irgend-
wann platzt man innerlich. Und dann
hält man das nicht mehr aus, was man
alles runtergeschluckt hat!“ 

Dieser Beziehungsprozess, in dem die
Betreuenden sich im Idealfall in den
Augen der Jugendlichen von Gegnern
zu Helfern wandeln, stellt, dies geht
aus den Aussagen der Betreuenden
deutlich hervor, nicht gerade geringe
Anforderungen an sie, die sich so zu-
sammenfassen lassen:

- Die Betreuenden müssen zuallererst
den Jugendlichen Zeit lassen und

ihnen helfen, den Schock der Ein-
weisung und des Eingesperrtseins
zu überwinden. Sie müssen sie –
trotz allen Widerstandes – dabei
unterstützen, ihre Sichtweise so ra-
dikal zu verändern, dass sie die
Freiheitsentziehende Maßnahme
nicht mehr als Strafe, sondern viel-
mehr als Chance für sich sehen. Die
Jugendlichen ihrerseits müssen also
– wiederum ein Paradox – den
Zwang freiwillig akzeptieren, um
die in FMn enthaltenen Bezie-
hungs- und Veränderungsangebote
zu nutzen. Denn Beziehung bedeu-
tet Interaktion, und die ist ohne ein
Minimum an Freiwilligkeit und Mit-
arbeit der Jugendlichen tatsächlich
nicht möglich.

- Die Betreuenden müssen, wie ein
Betreuer meinte, selbst „JA zur ge-
schlossenen Unterbringung sagen“,
vom Sinn dieser Maßnahme über-
zeugt sein und mit ihrer „Schlüssel-
gewalt“ und ihrer Doppelrolle gut
zurechtkommen, um damit „ver-
antwortlich gegenüber den Jugend-
lichen“ umgehen zu können.

- Die Betreuenden müssen den Ju-
gendlichen immer wieder vermit-
teln, dass sie genau zwischen der
Person und dem (Fehl-)Verhalten
unterscheiden. Sie müssen immer
wieder Akzeptanz und Wertschät-
zung für die Person zu zeigen, nach
dem Motto: Du bist mehr/ etwas
anderes als dein Fehlverhalten. Da-
zu müssen die Betreuenden bei die-
sen Jugendlichen, die von den Ju-
gendämtern oft nur noch als „Pro-
blemfall“ gesehen werden, deren
gut versteckte positive Seiten ent-
decken und pflegen. Wie unsere
Fragebogenerhebung zeigt, ist das
für die Betreuenden anfangs auch
nicht immer leicht: Ein gutes Vier-
tel sah bei den Jugendlichen zu Be-
ginn der Unterbringung zunächst
nur „wenig Ressourcen“, ein Drittel
aber immerhin „viele Ressourcen“,
wobei von den Betreuenden er-
staunlich oft auch soziale Kompe-
tenzen und Gruppenfähigkeit der
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Jugendlichen genannt wurden, aber
auch Intelligenz und Kreativität.

- Diese Wertschätzung der Person
muss gekoppelt werden mit konse-
quenter Nichtakzeptanz und Be-
strafung („negativen Konsequen-
zen“) für Fehlverhalten. Über die Art
der Konsequenzen gibt es zwischen
Jugendlichen und Betreuenden
häufig Konflikte. Belastend für die
Beziehungen sind zumal solche
Konsequenzen, die zwar für das FM-
Setting funktional sind, den Ju-
gendlichen aber wenig Lernmög-
lichkeiten bieten, wie z. B. längere
Isolation in einem Time-out-Raum
oder längerer Zimmerarrest, der sich
manchmal über mehrere Tage er-
strecken kann.8 Zudem muss es ein
individuell abgestimmtes Angebot
von Verhaltensalternativen sowie
Belohnung für erwünschtes Verhal-
ten geben. Die Betreuenden müssen
den Jugendlichen also vermitteln
können: „Egal, was du anstellst, du
schaffst es nicht, dass wir dich nicht
gern haben. Jasmin, für ein Jahr ge-
schlossen untergebracht, beschreibt
sehr gut, dass diese Haltung bei vie-
len Jugendlichen ankommt: „Also,
wir lachen miteinander, ich umarme
sie auch mal und so. Und wenn’s mir
schlecht geht, redet sie mit mir. Aber
sie ist auch streng und zeigt, dass sie
eine Betreuerin ist. Man hat einfach
Respekt. Und das ist das Gute, dass
sie zeigen, he, du kannst mit mir la-
chen, solange du dich so benimmst,
wie es sich gehört. Und das ist das
Gute hier.“

- Die „Unausweichlichkeit“ der Bezie-
hung bedeutet nicht nur für die Ju-
gendlichen Stress, sondern auch für
die Betreuenden: Sie werden –
wenn es gut läuft - damit konfron-
tiert, dass die Jugendlichen, wenn
sie nicht mehr davon laufen können,
„ihren Grundkonflikt in der Bezie-
hung zu ihrem Vertrauenserzieher
immer wieder neu inszenieren und
aktualisieren“, so ein Betreuer. Die
Betreuenden müssen also nicht nur
mit den oft heftigen Reaktionen der

Jugendlichen auf den Freiheitsent-
zug umgehen, sondern auch mit de-
ren heftigen Gefühlen, die gar nicht
ihnen, sondern vielleicht einem Fa-
milienmitglied gelten: Ein Betreuer
berichtet z. B., er sei von einem
Jungen über längere Zeit wiederholt
„aus heiterem Himmel“ angegriffen
worden, bis der Junge eines Tages
sagte: „Du erinnerst mich verdammt
an meinen Stiefvater“.

- Gelingen muss den Betreuenden
auch die Balance zwischen profes-
sioneller Distanz (bei Beleidigungen
genauso wie bei Vereinnahmungs-
versuchen), menschlicher Nähe und
angemessenem Ausdruck persönli-
cher Betroffenheit bei Verletzungen,
in der Hoffnung, dass die Jugendli-
chen gegenüber ihren Bezugsbe-
treuern vielleicht doch ein Mindest-
maß an Empathie entwickeln.9

- Auch mit den oft heftigen Reaktio-
nen der Jugendlichen auf Frustra-
tionen und Anforderungen, auf ihre
häufigen Stimmungsumschwünge
und Spaltungsversuche müssen die
Betreuenden gut umgehen und dies
im Team gut reflektieren können,
damit sie von den Jugendlichen
nicht gegeneinander ausgespielt
werden.

- Wenn also der Beziehungszwang
zur Lernchance für die Gestaltung
befriedigender Beziehungen wer-
den soll, müssen die Betreuenden
den (oft sehr auf Abwehr einge-
stellten) Jugendlichen trotz ihres
oft massiven Fehlverhaltens und
der oft harten Konsequenzen, die
ihnen von den Betreuenden aufer-
legt werden, glaubhaft vermitteln
können: „Ich bin für dich da, ich
halte zu dir, ich halte dich aus, ich
halte mit dir durch“.

- Es ist, so lässt sich die Meinung vie-
ler Betreuender zusammenfassen,
diese Trias von Wertschätzung der
Person, Sanktionierung von Fehl-
verhalten und Aufzeigen und Be-
lohnen von erwünschtem Verhal-
ten, die es ihnen – wenn sie denn
gelingt und dies bei den Jugendli-

chen ankommt – ermöglicht, ihre
Doppelrolle authentisch auszufül-
len: „Wir halten sie hier nicht nur
fest, wir können ihnen hier auch
was vermitteln“, so die Überzeu-
gung einer Betreuerin. Dass diese
Anforderungen trotz Unterstützung
durch das Team und durch Supervi-
sion nicht einfach zu bewältigen
sind, kann man sich leicht vorstel-
len, und so ist zeigen unsere Ergeb-
nisse denn auch, dass die Realität
nicht so perfekt ist wie die Absich-
ten und Konzepte. Zudem schildern
Jugendliche wie Betreuende, dass
es in diesem Beziehungsprozess
auch dann, wenn ein gewisses Ver-
trauen aufgebaut ist, immer wieder
Höhen und Tiefen gibt.

Zu erwähnen ist, dass viele Heime ein
Bezugsbetreuer- oder Vertrauens-
erzieher-System haben, und der Mei-
nung sind, damit den Anforderungen
besser gerecht werden zu können,
wobei ein Heim diesem System u.a.
wegen der Gefahr von Intrigen eher
ablehnend gegenübersteht.10 Dabei
haben Betreuenden und Jugendliche
allerdings nur sehr begrenzt „freie
Wahl“, und so ist auch die (An-)Pas-
sung der „Paare“ für die Beziehungs-
gestaltung bedeutsam: Bei manchen
klappt es von Anfang an, wie bei Va-
lerie, die ihre Bezugsbetreuerin sofort
„voll nett“ fand, andere müssen sich
erst zusammenraufen: „Da muss man
dann durch“, meint Susi. 

Manche Jugendliche suchen sich auch
eine andere Vertrauensperson, so wie
Ronaldo, der dieses System kritisiert:
„Das ist irgendwo schon ein Schwach-
sinn, dass man einen Menschen zuge-
teilt kriegt, dem man vertrauen soll,
mehr als jemandem anders. Aber bei
meinem Vertrauenserzieher – ich ma-
che gerne was mit ihm – aber vertrau-
en tu ich ihm trotzdem nicht so viel
wie einem anderen Erzieher.“

Angesichts der dargestellten schwie-
rigen strukturellen Voraussetzungen
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scheint Beziehung unter Freiheitsent-
zug doch noch erstaunlich gut zu ge-
lingen, wie die nun folgenden Ein-
schätzungen der Jugendlichen und
der Betreuenden nahe legen. 

4. Bewertung der Beziehungen
durch die Jugendlichen: belast-
bar und bedeutungsvoll 

Der zunächst erlebte „Beziehungs-
zwang“ wandelt sich nach den Anga-
ben der Jugendlichen im Laufe der
Zeit meist tatsächlich in Richtung ei-
ner freiwilligen Beziehung, wenn
auch in unterschiedlicher Intensität
und Qualität. Davon können auch an-
fangs sehr widerständige oder zu-
rückgezogene Jugendliche profitieren.
Dabei wird die Beziehung zu den Be-
treuenden von vielen Jugendlichen als
wichtiger für die eigene Entwicklung
eingeschätzt als die Programmange-
bote sowie die Regeln und Konse-
quenzen: Beziehungen sind quasi das
„Herzstück“ der FM! 
Dazu kommt, dass die Bewertung der
Beziehungen durch die Jugendlichen
– auch relativ zu ihrer Bewertung von
Regeln und Rahmen – recht positiv

ausfällt.11 Für dieses Ergebnis ist si-
cher der Zeitpunkt der Befragungen
kurz vor der Entlassung der Jugendli-
chen bedeutsam, hätte man sie zu
Anfang ihrer Unterbringung befragt,
wären die Werte sicher negativer aus-
gefallen!. Dabei sind solche Bewer-
tungen nicht als absolut und unver-
rückbar oder gar als objektive „Wahr-
heit“ zu sehen, sondern vielmehr als
veränderliche subjektive Wahrheit,
die abhängig ist auch von generellen
Beurteilungstrends der Jugendlichen:
So neigen manche dazu, den Zwangs-
kontext eher zu verdrängen und in
den Betreuenden eher die Pädagogen
oder einfach „Menschen“ zu sehen.
Andere neigen eher zu negativen Be-
wertungen und sehen in den Betreu-
enden eher die Bewacher, von denen
sie annehmen, dass sie ihnen nichts
Gutes zutrauen und sie abwerten. Zu-
dem ist die Bewertung auch immer
abhängig von der „Tagesform“ der Ju-
gendlichen und dem aktuellen Ge-
schehen, z.B. ob für sie gerade eine
Ausgangssperre verhängt wurde.

Hier zunächst die Ergebnisse aus der
Fragebogenerhebung bei den Jugend-
lichen:

In der hohen Wertschätzung der Be-
ziehung zwischen Jugendlichen und
ihren Bezugsbetreuern dürfte sich wi-
derspiegeln, was wir auch in den In-
terviews immer wieder hörten: Dass
die Jugendlichen mit ihnen oft (aber
keinesfalls immer!) zumindest mit der
Zeit und häufig nach Misstrauen und
Machtproben am Anfang sehr gut
klarkamen, obwohl sie, wie schon er-
wähnt, diese Person nicht frei wählen
durften. Dazu trugen nach Meinung
der Jugendlichen nicht nur die Häu-
figkeit, sondern auch die Qualität der
Interaktionen bei, denn viele erlebten
positiv, dass ihre Vertrauenserzieher
mit ihnen auch außerhalb des Heims
etwas unternahmen und dabei oft
„einfach lockerer“ waren, oder dass
sie sich besonders für sie einsetzten,
so sagt z. B. Jenny: „Sie hat mir ge-
sagt, was ich tun muss, damit ich hier
wieder rauskomme, und sie hat mich
auch gegen mein Jugendamt unter-
stützt. Die wollten, dass ich noch ein
Jahr hier drin bleiben muss!“

Der Anteil der Jugendlichen, die mit
den Betreuenden insgesamt „gut“
klargekommen sind, ist mit 62 %
schon deutlich geringer.12 Unsere In-

Fragen an die Jugendlichen N Verteilung der Bewertungen in Prozent

Klarkommen mit dem Bezugsbetreuer 36 schlecht: 3

mittel: 17

gut: 80

Klarkommen mit den Betreuenden insgesamt 45 schlecht: 2

mittel: 36

gut: 62

Gefühl der Jugendlichen, mit den eigenen Wün-
schen und Problemen ernst genommen zu wer-
den 

47 schlecht: 8

mittel: 30

gut: 62

Tabelle 2: Bewertung der sozialen Bezüge im FM-Setting durch die Jugendlichen 
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terviews zeigen, dass die meisten Ju-
gendlichen unterscheiden zwischen
solchen Betreuenden, mit denen sie
persönlich „sehr gut können“ und sol-
chen, die sie weniger mögen, was
dann des Öfteren zu der Gesamtbe-
wertung „mittel“ führt. Oft sind be-
stimmte Betreuende aber auch in der
ganzen Gruppe beliebt, während an-
dere allgemein als „zu streng“ gelten,
„gleich Strafen geben, statt mit einem
zu reden“, oder aus anderen Gründen
unbeliebter sind, z. B., weil sie „ihre
schlechte Laune an uns auslassen“,
„gerne provozieren“ oder „einem im-
mer eins reinwürgen wollen“.

Unterscheiden wir nun zwischen Ju-
gendlichen, die die Beziehung zu den
Betreuenden und besonders zu ihren
Bezugsbetreuern eher positiv, und
solchen, die sie eher negativ ein-
schätzen, so zeigt sich Folgendes:
Jugendliche, die meinen, mit den Be-
treuenden schließlich „gut“ klarge-
kommen zu sein und davon profitiert
haben, machen dafür folgende Fakto-
ren verantwortlich:

• Die Erfahrung von Verständnis für
sich und ihre Situation. Auf dieser
Basis konnte eine ganze Reihe Ju-
gendlichen ihrerseits verstehen,
warum sie überhaupt in die FM ka-
men und was sie dort lernen soll-
ten. Jasmin z. B. meint „Ich brau-
che einfach auch Erwachsene zum
Reden und habe gemerkt, dass sie
nicht so mit mir reden wie z. B. mein
Jugendamt, sondern dass sie ein-
fach mit mir reden als Mensch. Dass
sie mich verstehen können.“

• „Standhalten“ der Betreuenden
auch bei Fehlverhalten der Jugend-
lichen: „Die ist ruhig geblieben,
auch wenn ich sie angebrüllt habe.
Meine Mutter hat immer gleich zu-
rückgebrüllt“ (Jasmin).

• Gewinn an gegenseitigem Vertrau-
en: „Wichtig für mich war, dass ich
ihnen vertrauen konnte und dass sie
gesehen haben, dass sie mir ver-
trauen können!“ (Nora). 

• Die eigene Mitarbeit: „Meine Be-
zugsbetreuerin hat einen Riesenein-
fluss auf mich. Über das, was sie zu
mir sagt, denke ich dann auch nach.
Die redet so, damit ich gleichzeitig
denken muss.“ (Jenny)

Diese Betreuerin hat ihr immer wie-
der die Konsequenzen ihres Verhal-
tens klargemacht und dabei erfolg-
reich an ihre Selbstverantwortung
appelliert: Jenny lernte selbst über-
legen, was sie kurz- und langfristig
für sich erreichen wollte.
Auch Dario ist überzeugt von der
Bedeutung seiner Mitarbeit: „Ich
wollte was irgendwie, sonst wäre es
nicht gegangen. Und die Erzieher
haben mich da unterstützt und die
Lehrer, und dann habe ich es auch
geschafft!“ Ronaldo lobt die „gute
Zusammenarbeit“ mit seinen Be-
treuern, ihm war besonders wichtig,
„wie gut man mit denen reden
kann“. Er fühlte sich dadurch ermu-
tigt und motiviert, „mich anzu-
strengen und was aus meinem Le-
ben zu machen“. 

• Gelungene Vermittlung von Verhal-
tensalternativen: Während manche
Jugendlichen ihre aktive Rolle bei
Beziehungsgestaltung und Verän-
derungsschritten betonen, sehen
andere Jugendlichen sich eher in ei-
ner (an-)nehmenden Rolle: Martin
z. B. findet es gut, dass „die Betreu-
er uns zeigen wollen, dass es auch
ohne Alkohol und Drogen geht und
dass wir auch was anderes können“.

Die Doppelrolle der Betreuenden wird
von diesen Jugendlichen ganz offen-
bar so „entschärft“, dass sie die posi-
tiv erlebten Beziehungsaspekte in den
Vordergrund rücken sowie die Unter-
stützung bei ihren eigenen Verände-
rungsbemühungen – und dass viele
dieser Jugendlichen es durch ihre An-
passungsfähigkeit schaffen, beson-
ders unangenehme Konsequenzen wie
z. B. Zimmerarrest weitgehend zu
vermeiden.

Wenn Jugendliche ihre Beziehungen
zu den Betreuenden dagegen als
„mittel“ bewerten, kann dies daran
liegen, dass sie sich ständig an den
Betreuenden reiben oder eher reser-
viert bleiben:

Susi z. B. gewinnt erst durch ständige
Auseinandersetzung ein gewisses, be-
grenztes Vertrauen in die Betreuen-
den: Sie ist nach Meinung ihrer Be-
treuerin ein Beispiel für die Jugendli-
chen, die nur sehr mühsam lernen,
dass die ihnen auferlegten Konse-
quenzen für ihr (häufiges) Fehlverhal-
ten nicht gegen sie als Person gerich-
tet sind. Für sie sei die Geschlossen-
heit unbedingt notwendig gewesen:
„Also immer, wenn früher was war, ein
Konflikt oder ein Abschied oder so, ist
sie abgehauen. Das kann sie halt jetzt
hier nicht. Das ist halt der „Vorteil“
von einer Geschlossenen. Sie muss das
jetzt hier aushalten mit uns und wir
halten sie aus. Und dann merkt sie
aber, es geht!“

Susi glaubt nach eigener Aussage
zwar am Ende, dass sie als Person ge-
mocht und geschätzt wird – jeden-
falls meistens. .Aber sie, die oft rebel-
lierte und entsprechend oft Zimmer-
arrest hatte, hatte auch im Zweitin-
terview noch Probleme mit der Dop-
pelrolle: Sie konnte die Diskrepanz
zwischen der Erfahrung von Hilfe und
Unterstützung durch die Betreuenden
und deren Macht, sie gegen ihren
Willen einzusperren, für sich nicht
auflösen, und hat schließlich mit
oberflächlicher Anpassung reagiert:
„Direkt klar gekriegt habe ich das
nicht, aber man musste sich irgendwo
auf die Betreuer einlassen. Hätte ich
das nicht getan, wäre ich wahrschein-
lich immer noch in der Geschlossenen.
Egal, ob man´s will oder nicht, man
muss halt machen, was die wollen,
und fertig, auch wenn man keinen
Sinn darin sieht.“
Caro, die ihre Betreuer-Beziehungen
auch als „mittel“ bewertet, gibt ein
Beispiel für eine eher oberflächliche
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Beziehungsgestaltung. Sie ist zwar im
alltäglichen Umgang eher freundlich
zu den Betreuenden, bleibt aber voll
Abwehr und Misstrauen, wenn es um
die Probleme mit Gewalt und Prosti-
tution geht, wegen derer sie in die FM
kam: „Caro will nichts verändern und
sie will auch mit niemand reden, und
niemand ihren dunklen Keller zeigen“
so sagt ihre Mutter im Zweitinterview. 

Die wenigen Jugendlichen, die ihre
Beziehungen zu den Betreuenden als
„schlecht“ bezeichnen, meinen, dass
sie wenig davon profitieren konnten.
So bleiben manche Jugendliche so
ablehnend gegenüber dem gesamten
Setting und den Betreuenden, dass
die FM abgebrochen werden muss,
wie z. B. bei Solaya. Ihre Betreuerin
meint zwar, dass sie einen „guten
Kontakt“ zu ihr herstellen konnte,
aber „keine tragfähige Beziehung“:
Solaya sei höchstens oberflächlich zur
Mitarbeit bereit gewesen und habe
kaum eigene Veränderungsziele ent-
wickelt. Auch Solaya selbst meint, sie
habe sich „immer von den Betreuern
abgegrenzt. Ich zeig nicht so gern
mein Inneres“.

Bei andern Jugendlichen bleibt das
Verhältnis zur FM und auch gegen-
über den Betreuenden für die ganze
Dauer der Unterbringung sehr ambi-
valent,13 so z. B. bei Sonja: „Erst hab
ich mir gedacht, es ist gut, dass ich
hier bin, ich will ja mit meiner Familie
wieder besser klarkommen. Aber nach
drei, vier Monaten hat sich das geän-
dert, da wollte ich auf keinen Fall
mehr hier sein. … Das hat immer ge-
wechselt. …“ 

Sonja sieht zwar im Heim ihre „Ret-
tungsstelle“, und fühlt sich von ihrer
Bezugsbetreuerin gut verstanden,
steht aber den anderen Betreuenden
und ihrer Doppelfunktion (die ansons-
ten in unseren Interviews selten so
klar thematisiert wird) auch am Ende
ihres Aufenthalts noch sehr kritisch
gegenüber: Sonja „Man denkt manch-

mal, die wollen einen erpressen, die
fühlen sich halt voll cool, weil sie den
Schlüssel haben, weil sie alles mit uns
machen können. … Die kommen und
gehen und denen ist es ja egal, was wir
für Konsequenzen haben“.

Möglicherweise machen manche Ju-
gendliche besonders schlechte Erfah-
rungen mit Betreuenden, möglicher-
weise kritisieren aber auch – darauf
deuten auch einige Aussagen der Be-
treuenden hin – gerade die Jugendli-
chen besonders stark die (in ihren Au-
gen manchmal willkürlich gebrauch-
te) Macht und einen Mangel an Enga-
gement der Betreuenden, die über be-
sonders wenig Selbstbewusstsein und
Beziehungsfähigkeit verfügen und
deren übergroßes Bedürfnis nach Zu-
wendung und Wertschätzung auch im
Heim nicht gestillt werden konnte: So
pauschalisieren z. B. Moritz und Son-
ja ihren Eindruck, „die Betreuer“ hät-
ten sie „unterdrückt“ und sie immer
wieder spüren lassen, dass sie „die
kleinen Deppen“ bzw. „nichts wert“
seien. Diese beiden Jugendlichen be-
tonten in den gesamten Interviews
negative Erfahrungen deutlich stärker
als positive.

Insgesamt aber berichten die Jugend-
lichen kaum über persönliche Schika-
nen durch die Betreuenden oder über
andere Formen des Machtmiss-

brauchs. Es scheint, als würden viele
Jugendliche zumindest zum Ende ih-
res Aufenthalts in der Freiheitsentzie-
hende Maßnahme mehr oder weniger
resigniert akzeptieren, dass die Be-
treuenden letztlich auch dem ge-
schlossenen Setting unterworfen sind,
indem sie dessen teilweise von den
Jugendlichen heftig kritisierte Re-
geln14 durchsetzen müssen.15 Und die
Jugendlichen schreiben sich z. T. auch
selbst die Verantwortung dafür zu, ob
man aus seiner Zeit in der FM – und
damit auch mit dem Beziehungsange-
bot – etwas machen wolle oder, wie
Martin sagt, „nur immer überlegt, wie
man hier wieder rauskommt“. Dabei
gibt es durchaus Jugendliche, beson-
ders Mädchen, die sich stark mit den
Betreuenden identifizieren, manchmal
sogar selbst Erzieherin werden wollen,
und sich von den weniger motivierten
Jugendlichen abgrenzen.16

5. Bewertung der Beziehungen
durch die Betreuenden

Betrachten wir die Bewertungen der
Betreuenden, zunächst aus der Frage-
bogenerhebung. Dabei sollten die Be-
treuenden – anders als die Jugendli-
chen, die nur nach ihrem Gesamtur-
teil gefragt wurden, ihre Einschätzun-
gen für die Zeit zu Beginn und zum
Ende der Unterbringung abgeben. 

Fragen an die Betreuenden N Werteverteilung
zu Beginn in %

Werteverteilung am
Ende in %

Wie konnte der Betreuer
Bezug zum Jugendlichen
herstellen?

50 1: 12

2: 55

3: 33

1: 12

2: 28

3: 60

Wie konnte der Jugendli-
che Beziehung zum Be-
treuenden herstellen? 

52 1: 30

2: 44

3: 26

1: 12

2: 23

3: 65

Tabelle 3: Einschätzung des Umgangs mit den sozialen Bezügen aus Sicht
der Betreuenden 
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An Tabelle 3 zeigt sich, dass die Be-
treuenden zu Beginn der Unterbrin-
gung ihren eigenen Umgang mit den
jeweiligen Jugendlichen deutlich po-
sitiver bewerten als umgekehrt deren
Beziehung zu den Betreuenden. So
konnten 88 % der Betreuenden an-
fangs einen guten oder zumindest
mittleren Bezug zu den Jugendlichen
herstellen, umgekehrt gelang das den
Jugendlichen nur zu 70 %. Aber auch
das ist angesichts der belastenden
Ausgangsbedingungen m. E. kein
schlechtes Ergebnis!
Wie Tabelle 3 weiter zeigt, haben sich
zum Ende der Betreuung die Bezie-
hungen der Jugendlichen zu den Be-
treuenden (trotz der erwähnten
Schwankungen) nach Einschätzungen
der Betreuenden beträchtlich verbes-
sert. Nur bei 12 % der Jugendlichen
wird sie noch für „schlecht“ gehalten.
Diese Verbesserung ist deutlich größer
als die Verbesserung ihres eigenen Be-
zugs zu den Jugendlichen, so dass sich
die Einschätzungen für beide Seiten
angleichen: Die Betreuenden beglei-
ten die meisten Jugendlichen also
nach eigener Einschätzung mit einer
moderaten, sich im Laufe der Zeit aber
noch steigernden Wertschätzung,
während die Jugendlichen es ihrer
Ansicht nach schaffen, ihre Beziehung
und ihr Vertrauen gegenüber den Be-
treuenden erheblich zu verbessern.
Dabei können solche Ergebnisse leider
kaum Antwort darauf geben, wie
hoch die Erwartungen einerseits der
Betreuenden und andererseits der Ju-
gendlichen an Beziehungen im FM-
Setting überhaupt sind. Wie vorher
für die Jugendlichen sollen aber auch
für die Betreuenden auf der Basis der
Fragebogenerhebung und der Inter-
views nun noch einige Angaben dazu
gemacht werden, welche Aspekte ei-
ne „gute“ Beziehungsgestaltung aus-
machen, bzw., was aus Sicht der Be-
treuenden im Beziehungsprozess gut
und was weniger gut gelingt:
Auf die Frage, was ihnen im Umgang
mit den Jugendlichen „gut gelungen
sei“, antworten 75 % der Betreuen-

den, dass sie zu Beginn der Unterbrin-
gung gut „Kontakte“ oder „Beziehun-
gen“ mit den Jugendlichen aufneh-
men und Vertrauen herstellen konn-
ten. Weiter sei es ihnen häufig gelun-
gen, die Jugendlichen erfolgreich zu
unterstützen, und zwar bei Krisen und
im Umgang mit Aggressivität und an-
deren problematischen Verhaltens-
weisen ebenso wie bei der Eingewöh-
nung an die im Heim gestellten An-
forderungen an die Jugendlichen. Ein-
zelne Betreuer betonen aber auch,
dass es ihnen gelungen sei, trotz ver-
suchter „Betreueranschläge“ eine
professionelle Beziehung zu den ent-
sprechenden Jugendlichen aufrecht-
zuerhalten. 

Gegen Ende der Unterbringung ge-
lang es den Betreuenden nach ihren
Aussagen gut, einen größeren Teil der
Jugendlichen auf der Basis „tragfähi-
ger Beziehungen“ zu Veränderungen
zu motivieren, die ihnen über die An-
passung an das FM-Setting hinaus
von Bedeutung erscheinen: Es gelang,
mit den Jugendlichen an ihren Pro-
blemen zu arbeiten, z. B. im Umgang
mit Respekt, mit Aggressivität, mit
Konflikten, mit Nähe und Distanz.
Oder es gelang den Betreuenden zu-
mindest „das Schlimmste zu verhin-
dern“. Auch das Entwickeln passender
auch von den Jugendlichen akzeptier-
ter Anschlusshilfen, gelungene El-
ternarbeit und die gute Gestaltung
von Abschied und Übergang wurden
hier genannt.

Doch, wie die Antworten auf die Fra-
ge zeigen, was denn für die Betreuen-
den zu Beginn schwierig in der Bezie-
hung zu den Jugendlichen war, ma-
chen es die Jugendlichen durch ihr
Fehlverhalten den Betreuenden oder
auch anderen Jugendlichen vor allem
am Anfang nicht leicht: Sie sind mit
Drohungen, Beschimpfungen, Beleidi-
gungen, Beschuldigungen, mit Trick-
sen, Lügen, Betrügen nicht gerade zu-
rückhaltend. Erschwert wird die Be-
ziehungsgestaltung der Betreuenden

auch dadurch, dass manche Jugendli-
che sich verstellen, den Betreuenden
im wahrsten Sinne des Wortes in die
Suppe spucken, sie gelegentlich sogar
körperlich angreifen oder das Mobili-
ar zerstören. Immer wieder wird auch
das Vertrauen der Betreuenden ent-
täuscht, z. B., indem Jugendliche An-
schläge vorbereiten und manchmal
sogar durchführen, oder den Betreu-
ern nicht verraten, dass es Anschlags-
pläne gibt, obwohl schon ein gewisses
Vertrauen aufgebaut schien! In sol-
chen Situationen zeigen dann auch
die Betreuenden Ambivalenzen in ih-
ren Beziehungen zu den Jugendli-
chen: Ihre Statusmacht und das für
ihr professionelles Handeln unab-
dingbare Vertrauen in die (Anregung
der) positiven Ressourcen der Jugend-
lichen kann dann zumindest zeitweise
schwächer sein als ihre Gefühle von
Ohnmacht und Misstrauen gegenüber
den ihnen anvertrauten Jugendlichen!

Zu schaffen macht den Betreuenden
auch das nicht seltene plötzliche
„Kippen“ der Beziehungen von hefti-
ger Zuneigung in ebenso heftige Ab-
lehnung (z. B., wenn Grenzen gesetzt
werden, die ein Jugendlicher nicht
einsieht) sowie Versuche, das Betreu-
erteam zu „spalten“ oder Eltern und
Betreuer „gegeneinander auszuspie-
len“. Belastend werden auch „Faul-
heit“, „Ziellosigkeit“, der Mangel an
Selbstreflexion, Veränderungsbereit-
schaft und Übernahme von Eigenver-
antwortung der Jugendlichen erlebt.
Der Vergleich der genannten An-
fangsprobleme mit dem, was die Be-
treuenden zum Ende der Unterbrin-
gung als „schwierig“ im Umgang mit
den Jugendlichen erlebten, zeigt, dass
Aggressivität, Gewalt, Respektlosig-
keit, aber auch „Tricksen“ und „Spal-
ten“ sehr viel seltener genannt wer-
den. Auch Distanzprobleme oder Kon-
flikte mit dem Regelwerk nehmen in
der Wahrnehmung der Betreuenden
ab. Diesen Fortschritten und Erfolgen
steht gegenüber, dass die Betreuen-
den bei manchen Jugendlichen „kei-
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nerlei Fortschritte“ sahen und es z. B.
bei einem schlechten Verhältnis,
mangelnder Einsicht oder auch der
„Faulheit“ der Jugendlichen blieb. In
etwa gleich geblieben sind auch die
Nennungen zu Problemen mit „emo-
tionaler Labilität“.

Zudem ist die Zahl der Nennungen,
die Mangel an Einsicht in Verände-
rungsnotwendigkeiten und an An-
strengung dafür oder auch Schwierig-
keiten bei der Umsetzung gewonne-
ner Einsichten betreffen, eher größer
geworden – was nicht verwundern
darf, denn am Anfang der Unterbrin-
gung dürfte solches Verhalten zwar
noch viel häufiger, aber eben relativ
„normal“ sein und von den Betreuen-
den weniger problematisiert werden.
Auch die gegen Ende etwas häufige-
ren Nennungen wie „Fassade, wollte
nicht an Probleme ran“ und „Überan-
passung“ weisen daraufhin, dass die
Betreuenden sich hier mit einem dau-
erhaften MangeI an Willen oder Fä-
higkeit zur Veränderung konfrontiert
sehen, ebenso, wenn es heißt „es war
klar, dass sie alles dransetzen würde,
wieder zur Mutter zu gelangen“. In ei-
nigen Fällen blieb es also bei einem
„sehr schwierigen, problembelasteten
Verhältnis“ und dem Eindruck der Be-
treuenden, „nichts erreicht“ zu haben.

Fazit

Insgesamt lassen die Aussagen und
Kommentare sowohl der Jugendli-
chen als auch der Betreuenden zu Er-
folgen und Problemen in ihrem Um-
gang miteinander darauf schließen,
dass es vielfach zumindest Teilerfolge
im Beziehungsaufbau gab, und dass
auf dieser Basis mit den Jugendlichen
an Verbesserungen im Bereich von
Aggressivität und anderen Dimensio-
nen des Sozialverhaltens sowie im
Bereich der Regelakzeptanz gearbei-
tet werden konnte – wobei die Ju-
gendlichen diese Erfolge meist positi-
ver einschätzen als die Betreuenden.

Bei einem Teil der Jugendlichen aller-
dings blieb es für die Betreuenden
schwierig, zu ihnen „durchzudringen“,
ihr Fehlverhalten auszuhalten und sie
nicht nur zu oberflächlicher Anpas-
sung, sondern zu weitergehenden
Veränderungen in ihren Haltungen
und ihrem Verhalten zu motivieren –
Aussagen, die von den jeweiligen Ju-
gendlichen zumindest teilweise auch
bestätigt wurden. 
Es ist also, darauf verweisen auch
schon die Ergebnisse von v. Wolffers-
dorff u. a. (1996) und Pankofer
(1997) schließen, keineswegs allein
das „Zwangssetting“, das über Mög-
lichkeit oder auch Unmöglichkeit der
Aufnahme und Nutzung pädagogi-
scher Beziehungen für zumindest
teilweise positive Veränderungen in
Verhalten und Einstellungen der Ju-
gendlichen entscheidet, sondern im-
mer auch deren durch ihre jeweiligen
personalen Ressourcen bedingte Be-
reitschaft und Fähigkeit dazu. 

6. Das „erzwungene“ Ende der
Zwangsbeziehung: was bleibt?

Dazu einige Thesen zum unterschied-
lichen Umgang der Jugendlichen mit
der FM-Beziehung beim Übergang in
neue Settings und ein Jahr nach der
Entlassung, die aus den Follow-up-
Interviews gewonnen wurden:

• Übergang ist für die meisten der
befragten Jugendlichen immer
auch eine mit Angst besetzte Kri-
sensituation. Die „Entlassung“ in
die Freiheit wird oft nicht nur als
neue Chance, sondern auch als
„Rausschmiss“ und Beziehungsab-
bruch erlebt. 

• Für manche der Jugendlichen sind
der Abschied von den FM-Betreu-
enden und die Tatsache, dass diese
dann neue „Bezugskinder“ haben,
eine Kränkung – auch oder gerade
wenn sie selbst betonen, dass sie
„keinen Tag länger“ in FM bleiben
wollten. Sie nutzen dann z. B.

Mails an ihre ehemaligen Bezugs-
betreuer, um weiter deren Auf-
merksamkeit zu bekommen. 

• Gerade Jugendliche, die schlecht
mit Ambivalenzen umgehen kön-
nen, versuchen am Ende der Unter-
bringung vielleicht, die Beziehung
abrupt zu beenden oder gar zu
„zerstören“, oder sie werten die
Versuche der FM-Betreuer, noch
mit ihnen in Kontakt zu bleiben, als
unzureichend ab: „Die hat sich zu
wenig gekümmert, dass es mir hier
inzwischen gut geht, das haben die
hier geschafft“, sagt z. B. Susi, die
inzwischen in einer WG lebt und ei-
ne Ausbildung macht. Ihre Sicht auf
die FM ist im Zweitinterview deut-
lich negativer als im Erstinterview.
Susi spielte im neuen Setting zwar
ihre alten Beziehungskonflikte
nochmals durch, aber sie lief im-
merhin nicht mehr davon.

• Mit dem Ende der FM bekommt die
Beziehung zu den Bezugsbetreuern,
wenn sie denn noch besteht, gerade
für die Jugendlichen, die nicht den
von der Jugendhilfe vorgezeichne-
ten Weg gehen, eine neue, durch
Machtverlust gekennzeichnete
Qualität: „Was will er denn noch, er
kann mich ja nicht mehr auf’s Zim-
mer schicken“ (David). Die Betreu-
enden sind dann bestenfalls noch
als Privatpersonen interessant, aber
nicht mehr als Rat- und Richtungs-
geber: Jenny z. B. trifft sich noch
gelegentlich gerne mit ihrer FM-
Betreuerin, aber sie glaubt nicht,
dass diese ihr für ihre problemati-
sche aktuelle Lebenssituation noch
Ratschläge geben könnte, zudem
bezweifelt sie grundsätzlich, dass
sie im Heim für ihr Leben danach
etwas gelernt habe.

Unsere Follow-up-Erhebung zeigt
auch, dass es bei der Hälfte der Ju-
gendlichen, für die eine Anschluss-
maßnahme vorgesehen war, zu einem
Abbruch dieser Maßnahmen kam. Die
meisten dieser Jugendlichen leben
derzeit wieder bei ihren Familien. Die-
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ser doch recht häufige „Rückzug ins
Privatleben“ ist, so unsere weiteren
Thesen, 

• zum einen darauf zurückzuführen,
dass so mancher dieser Jugendli-
chen „jugendhilfemüde“ war und
„endlich wieder nach Hause“ woll-
te. Und dies nicht nur, um wieder
nach eigenem Gusto und ohne
strenge Regeln zu leben, sondern
auch in der Hoffnung, von den El-
tern bzw. zumindest von den Müt-
tern doch noch die bisher vermisste
Liebe und Anerkennung zu bekom-
men, die eine Betreuer-Beziehung
eben doch nicht ersetzen kann. Da-
bei zeigen sich bei den meisten die-
ser Jugendlichen zumindest Teiler-
folge im sozialen Bereich, sowie be-
züglich Delinquenz und Suchtver-
halten.

• Manche haben den Wechsel von
der FM in die Folgemaßnahme of-
fenbar auch deshalb nicht verkraf-
tet, weil sie, wie sie in den Zweitin-
terviews angeben, mit den Betreu-
enden in den Folgemaßnahmen
nicht klarkamen. Sie bescheinigen
ihren BetreuerInnen in der FM nicht
selten die besseren Qualitäten: In
der FM hätten sie mehr Verständ-
nis, Wertschätzung, Vertrauen und
auch Schutz (Marvin: „In der Ge-
schlossenen haben die besser auf
uns aufgepasst“) erfahren haben als
in den Folgeeinrichtungen. Die
Gründe hierfür liegen in der gerade
erwähnten Qualität und Intensität
der Betreuung (die offene Einrich-
tungen leider schon wegen der ge-
ringeren Personaldichte oft gar
nicht leisten können).

• Es spricht aber auch einiges dafür,
dass gerade diese Jugendlichen den
mehr oder weniger erzwungenen
Betreuer-Wechsel bei Beendigung
der FM nicht gut verkraften, dass
also die „Beziehung auf Abruf“ so,
wie sie in FM gegeben ist, doch ein
bleibendes strukturelles Problem
darstellt. 

Die Gestaltung der „neuen“ Beziehun-
gen hängt aber auch sehr stark von
Art und Konzept der Folgeeinrichtung
und den dort arbeitenden Personen
sowie der individuellen „Passung“
zwischen Pädagogen und Jugendli-
chen und von der Zufriedenheit der
Jugendlichen mit ihren aktuellen Le-
bensumständen ab. Es ist aber sicher
als ein Erfolg der FM anzusehen, dass
es die Hälfte der Jugendlichen ge-
schafft hat, den Wechsel in eine neue,
offene Einrichtung mit neuen Betreu-
enden zumindest so gut zu bewälti-
gen, dass sie nicht wieder „völlig ab-
gestürzt“ sind. Manche aber, so je-
denfalls unser Eindruck, haben nicht
nur sehr gute neue Beziehungsange-
bote bekommen, sondern sie auch ge-
nutzt!

Anmerkungen

1 Hoops/Permien 2006, Kap. 3, sowie
Stadler 2005, Sülzle-Temme 2007.

2 vgl. die ähnlichen Ergebnisse zu Dauer
und Unterschieden zwischen Mädchen
und Jungen bei Sülzle-Temme 2007,
S.185.

3 vgl. v. Wolffersdorff u.a. 1996, S. 153 ff.
4 vgl. Wolf, 1999.
5 vgl. v. Wolffersdorff u.a. 1996, S. 153.
6 Die Zitate aus den Interviews sind in

diesem Beitrag zum Teil sprachlich leicht
geglättet und gekürzt worden, um eine
bessere Lesbarkeit zu ermöglichen.

7 vgl.auch Stadler 2005, S. 87.
8 vgl. Permien 2006.
9 vgl. Schneider 2006.
10 vgl. v. Wolffersdorff u.a. 1996, 159ff.
11 vgl. Schneider 2006.
12 vgl. hierzu Stadler 2005, S.87, der zu

ähnlichen Bewertungen kommt.
13 vgl. v. Wolffersdorff u.a. 1996; Pankofer

1997.
14 vgl. Permien 2006.
15 vgl. Pankofer 1997.
16 vgl. Hoops/Permien 2006.
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„Steh mir bei, verschaffe mir Recht,
verteidige mich gegen treulose Men-
schen, die mich mit Lüge und Arglist
verfolgen“.  Dies könnte, wenn die
Wortwahl nicht etwas sehr altertüm-
lich klingen würde, der Hilferuf eines
Jungen oder Mädchens sein, das in ei-
ner geschlossenen Gruppe einer Ju-
gendhilfeeinrichtung untergebracht
ist und sich dort ungerecht behandelt
fühlt. Tatsächlich handelt es sich um
einen vor mehr als 2500 Jahren aus-
gestoßenen Hilferuf aus dem 43.
Psalm. Der Rufer oder die Ruferin er-
wartet Hilfe durch das Recht, weil er
oder sie sich offenkundig ungerecht
behandelt oder verfolgt fühlt. 

Ist das aber die Funktion des Rechts,
die Schwachen zu schützen, sie vor
tatsächlichem oder vermeintlichem
Unrecht zu bewahren? Ich denke
schon. In einem demokratisch ver-
fassten Staatswesen hat das Recht,
haben die Gesetze vor allem die Auf-
gabe und die Funktion, die Schwa-
chen zu schützen. Denn die Starken
brauchen keine Gesetze, sie können
ihre Interessen selbst durchsetzen.
Meist viel effektiver sogar, wenn es
keine gesetzlichen Regelungen gibt.
Ein rechtloser Zustand nützt vor allem
den Starken, Recht und Gesetz dage-
gen nützen den Schwachen oder
schützen die Schwachen. Doch wie
verhält sich diese vielleicht etwas
naive Weltsicht eines Sozialpädago-
gen zu der unlängst vom Präsidenten
des Bundesverfassungsgerichtes Prof.
Hans-Jürgen Papier an den Gesetzge-
ber gerichteten Kritik, es würden zu
viele Gesetze verabschiedet und diese
seien außerdem für die eigentlichen
Adressaten dieser Gesetze, nämlich
die Bürger unseres Gemeinwesens,

meist schwer oder überhaupt nicht
verständlich und würden ihnen des-
halb nichts nützen?  

Es mag ja durchaus etwas dran sein
an der Feststellung, dass es insgesamt
zu viele gesetzliche Regelungen gibt,
unser Leben total verreglementiert
ist. Doch auch hier gilt: Zu jeder Fest-
stellung oder Behauptung gibt es
auch ein Gegenargument oder -bei-
spiel. Dies hat das Bundesverfas-
sungsgericht vor noch nicht allzu lan-
ger Zeit in einer Entscheidungen
selbst bestätigt. Diese Entscheidung
betrifft den Jugendstrafvollzug, könn-
te aber durchaus auch für die Jugend-
hilfe von Bedeutung sein.   

Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichtes zum Erfordernis ge-
setzlicher Regelungen für den Ju-
gendstrafvollzug.

Am 31. Mai 2006 hat das oberste Ge-
richt in unserem Lande das Fehlen ei-
nes Gesetzes für die Durchführung
des Jugendstrafvollzugs mit sehr
deutlichen Worten gerügt und den
Gesetzgeber unmissverständlich auf-
gefordert, ja verpflichtet, innerhalb
einer für Gesetzgebungsverfahren
knapp bemessenen Frist ein Gesetz
zur Regelung des Jugendstrafvollzugs
zu verabschieden. Andernfalls, so
deuteten die Verfassungsrichter an,
stünde der Jugendstrafvollzug insge-
samt zur Disposition. 

Manch einer wird, als er von dieser
Entscheidung erfahren hat, verwun-
dert gefragt haben: Gibt es denn für
die Durchführung des Jugendstraf-
vollzuges keine gesetzliche Regelung?

In der Tat, für den Jugendstrafvollzug
gab es bisher keine eigenständige ge-
setzliche Grundlage, sondern lediglich
Verordnungen, die sich weitgehend
am Erwachsenen-Strafvollzug orien-
tieren. 

Der Grund dafür ist, dass die Bundes-
länder seit Jahrzehnten alle vom Bun-
desgesetzgeber eingebrachten Ge-
setzentwürfe zur Regelung des Ju-
gendstrafvollzugs mit der Begrün-
dung abgelehnt haben, die Realisie-
rung der in diesen Gesetzentwürfen
vorgesehenen fachlichen Standards
sei den Ländern, die dafür zuständig
sind, zu kostspielig. Die politisch Ver-
antwortlichen wollten kein zusätzli-
ches Geld für eine besonders belaste-
te Gruppe junger Menschen ausge-
ben. 

Erst als ein junger Strafgefangener,
der sich wegen der gegen ihn ver-
hängten Disziplinarmaßnahmen un-
gerecht behandelt gefühlt hatte und
deshalb mit Verweis auf fehlende ge-
setzliche Regelungen für diese Diszi-
plinarmaßnahmen Verfassungsbe-
schwerde eingelegt hat, ist diesem
unwürdigen Zustand ein Ende berei-
tet worden. Dabei hat das Verfas-
sungsgericht nicht nur eine verbindli-
che Frist für die Verabschiedung eines
Gesetzes für die Durchführung des
Jugendstrafvollzugs gesetzt, es hat
auch noch eine Reihe fachlicher An-
forderungen und Standards für den
Jugendstrafvollzug in seine Entschei-
dung hinein geschrieben, deren Reali-
sierung ganz gewiss zusätzliche fi-
nanzielle Mittel erfordert. 

Ein besonderer Clou an dieser Ge-
schichte ist nun, dass, nachdem die

Karl Späth

Rechtliche Aspekte zur Durchführung freiheitsentziehender Maßnahmen in Ein-
richtungen der Erziehungshilfe

Vorbemerkung zur Bedeutung von Recht und Gesetz
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Bundesländer im Rahmen der Födera-
lismusreform im Jahr 2006 darauf be-
standen haben, künftig selbst für die
gesetzliche Regelung des (Jugend-
)Strafvollzugs zuständig zu sein, jetzt
diesen Auftrag des Verfassungsge-
richtes erfüllen müssen. Bis Ende die-
ses Jahres wird es also 16 Jugend-
strafvollzugsgesetze geben, die die
materiellen Rahmenbedingungen für
den Jugendstrafvollzug verbessern
und außerdem die individuellen Per-
sönlichkeitsrechte der jungen Straf-
gefangenen besser absichern müssen,
als dies bisher der Fall ist. Darüber hi-
naus fordert das Bundesverfassungs-
gericht eine bessere Zusammenarbeit
zwischen der Jugendstrafrechtspflege
und der Jugendhilfe, weil beide Berei-
che die Aufgabe haben, junge Men-
schen bei der Integration in die Ge-
sellschaft zu unterstützen. 

Worin liegt nun die Bedeutung dieser
Entscheidung für die Jugendhilfe?
Nun, auch für die Durchführung frei-
heitsentziehender Maßnahmen in der
Jugendhilfe gibt es bisher keine ge-
setzlichen Regelungen. Doch bevor
ich darauf näher eingehen werde, ein
kurzer Blick zurück auf die rechtli-
chen Regelungen für die Anwendung
freiheitsentziehender Maßnahmen in
der Jugendhilfe vor und nach dem In-
krafttreten des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes im Jahr 1990. 

Fürsorgeerziehung im Jugendwohl-
fahrtsgesetz

Zu Zeiten des alten Jugendwohl-
fahrtsgesetzes, insbesondere in den
50er und 60er Jahren war Freiheits-
entzug in der Jugendhilfe an der Ta-
gesordndung. Denn als Grundlage für
die Unterbringung eines jungen Men-
schen in einem Heim gab es neben § 5
JWG (Hilfe zur Erziehung) die §§ 62
und 63 JWG (Freiwillige Erziehungs-
hilfe) die §§ 64 – 77 JWG, in denen
detailliert die Anordnung und Durch-
führung der Fürsorgeerziehung als

staatliche Zwangsmaßnahme gere-
gelt war. 

Zuständig für die Anordnung der Für-
sorgeerziehung war das Vormund-
schaftsgericht, das von Amts wegen
oder auf Antrag, meist wurde ein sol-
cher Antrag vom Jugendamt oder
vom Landesjugendamt gestellt, tätig
wurde. Fürsorgeerziehung in Form ei-
ner geschlossenen Heimunterbrin-
gung konnte auch gegen den erklär-
ten Willen der Sorgeberechtigten an-
geordnet werden und zwar immer
dann, „wenn sie erforderlich ist, weil
der Minderjährige zu verwahrlosen
droht oder verwahrlost ist“ (§ 64
JWG). 

Der Begriff der Verwahrlosung war
der Dreh- und Angelpunkt des Ver-
fahrens, ein Begriff im Übrigen, der
fast nach Belieben mit Inhalt gefüllt
werden konnte. Bei Mädchen spielte
vor allem das von den damaligen Nor-
men abweichende Sexualverhalten
eine große Rolle. Bei den männlichen
Jugendlichen Schuleschwänzen, Ar-
beitsunlust und Straffälligkeit. Der
Zeitgeist stand Pate. 

Die betroffenen Jungen und Mädchen
waren Objekte des gerichtlichen Ver-
fahrens. Ihre Eltern hatten den Status
von Zaungästen, die zwar angehört
wurden und auch ein Beschwerde-
recht hatten, letztlich in den meisten
Fällen aber nichts zu sagen hatten.
Denn entscheidungsrelevant waren
die Einschätzungen der beteiligten
Behörden, also vor allem die des Ju-
gendamtes und des Landesjugendam-
tes. 

Gebrauch gemacht wurde von der
Anordnung der Fürsorgeerziehung
überreichlich. In den 60er Jahren
wurde von den Gerichten jährlich für
20.000 Minderjährige Fürsorgeerzie-
hung angeordnet. Anfang der 70er
Jahre waren es trotz Heimkampagne
jährlich immer noch über 10.000. Erst
in den 80er Jahren ging die Zahl der

von den Vormundschaftsgerichten
angeordneten Zwangseinweisungen
in geschlossene Heime auf jährlich
unter 3.000 zurück. 

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz
– die neue gesetzliche Grundlage
für die Jugendhilfe ab 1990 

Eine wirklich bedeutsame Zäsur, ja
geradezu einen Paradigmenwechsel
brachte dann Anfang der 90er Jahre
das neue Kinder- und Jugendhilfege-
setz, kurz KJHG oder juristisch korrekt
das SGB VIII. Mit dem Inkrafttreten
des KJHG im Jahr 1990 wurde die
Fürsorgeerziehung ersatzlos abge-
schafft. Damit wurde auch die Mög-
lichkeit abgeschafft, quasi von Amts
wegen, z.B. zur Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung, junge Men-
schen gegen ihren Willen und gegen
den Willen ihrer Sorgeberechtigten in
ein geschlossenes Heim einzuweisen.    

Seit diesem Zeitpunkt ist § 1631b
BGB die einzige gesetzliche Grundla-
ge für eine länger andauernde frei-
heitsentziehende Maßnahme in einer
Jugendhilfeeinrichtung. Ein kurzfristi-
ger Freiheitsentzug bis zu maximal
zwei Tagen ist im Rahmen einer Inob-
hutnahme nach § 42 Abs. 5 SGB VIII
bei einer Gefahr für Leib und Leben
des Kindes oder Jugendlichen oder ei-
ner Gefahr für Leib und Leben Dritter
möglich. Allerdings ist auch dafür ei-
ne - gegebenenfalls nachträgliche -
Genehmigung des Familiengerichts
erforderlich.
§ 1631b BGB lautet: „Eine Unterbrin-
gung des Kindes, die mit Freiheitsent-
ziehung verbunden ist, ist nur mit Ge-
nehmigung des Familiengerichts zu-
lässig. Ohne die Genehmigung ist die
Unterbringung nur zulässig, wenn mit
dem Aufschub Gefahr verbunden ist;
die Genehmigung ist unverzüglich
nachzuholen. Das Gericht hat die Ge-
nehmigung zurückzunehmen, wenn
das Wohl des Kindes die Unterbrin-
gung nicht mehr erfordert.“ 
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Diese Regelung ist in mehrfacher Hin-
sicht bemerkenswert und unterschei-
det sich grundlegend von der frühe-
ren Regelung zur Anordnung einer
Fürsorgeerziehung: 

1.) Das Gericht kann eine mit Frei-
heitsentzug verbundene Heimunter-
bringung nur genehmigen, nicht aber
anordnen. Die Einweisung eines Min-
derjährigen in ein Heim durch das Ge-
richt ist also nicht mehr möglich.  

2.) Erst wenn ein Antrag vorliegt,
kann das Gericht tätig werden. An-
tragsberechtigt sind aber ausschließ-
lich die Sorgeberechtigten, also die
Eltern oder falls diesen das Sorge-
recht entzogen wurde, ein vom Vor-
mundschaftsgericht bestellter Einzel-
oder Amtsvormund. Das bedeutet:
Wenn die sorgeberechtigten Eltern ei-
nes Minderjährigen keinen Antrag auf
Genehmigung einer mit Freiheitsent-
ziehung verbunden Heimunterbrin-
gung stellen, das Jugendamt aber
überzeugt davon ist, dass eine solche
Maßnahme erforderlich ist, dann
bleibt nur der Weg über einen Sorge-
rechtsentzug nach § 1666 BGB. Von
dieser Möglichkeit wird in der Praxis
aber nur selten, d.h. nur in 10-20 %
aller Fälle Gebrauch gemacht. 

3.) Wenn das Gericht eine Genehmi-
gung erteilt hat, dann muss dies nicht
in jedem Fall zu einer mit Freiheits-
entzug verbundenen Heimunterbrin-
gung führen. Denn die Sorgeberech-
tigten entscheiden selbst, ob sie von
dieser Genehmigung Gebrauch ma-
chen wollen und wie lange sie inner-
halb der vom Gericht gesetzten Frist
davon Gebrauch machen wollen.

4.) Das Gericht darf eine Genehmi-
gung nur dann erteilen, wenn dies
zum Wohl des Minderjährigen erfor-
derlich ist. Das Wohl des Minderjähri-
gen ist die einzige und ausschließli-
che Rechtfertigung für eine solche
Genehmigung. Also nicht Verwahrlo-
sung, Straffälligkeit, Schulverweige-

rung, sexuelles Fehlverhalten und was
zu Jugendwohlfahrtsgesetzzeiten
sonst noch als Gründe für die Anord-
nung einer Fürsorgeerziehung ange-
führt werden konnte. Das Gericht darf
eine Genehmigung zu einer mit Frei-
heitsentzug verbundenen Heimunter-
bringung also auch nicht als Strafe
oder Sühne für normabweichendes
oder normverletzendes Verhalten er-
teilen, auch nicht zur Abschreckung
vor weiteren Straftaten oder zur Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung.

Ich habe den Eindruck, dass diese
grundlegende Veränderung der ge-
setzlichen Grundlagen für eine mit
Freiheitsentzug verbundene Heimun-
terbringung sowohl den Gegnern die-
ser Maßnahmen aus der Jugendhilfe
als auch den Befürwortern einer Aus-
weitung dieser Maßnahmen aus der
Politik und von der Polizei nicht be-
wusst ist oder hartnäckig ignoriert
wird.   Deshalb nochmals: Freiheits-
entziehende Maßnahmen dürfen vom
Gericht nur genehmigt werden, wenn
die Sorgeberechtigten dies beantragt
haben und eine solche Maßnahme
zum Wohl des oder der Minderjähri-
gen erforderlich und auch geeignet
ist. 

Regelungen für das gerichtliche
Verfahren zur Genehmigung einer
freiheitsentziehenden Maßnahme 

Wie aber kann das Familiengericht
feststellen, ob eine solche Maßnahme
zum Wohl eines Minderjährigen er-
forderlich ist oder ob es andere offene
Jugendhilfeangebote gibt, die dassel-
be Ziel mit weniger Einschränkung
von Grundrechten erreichen können? 

Bis ein Familiengericht zu der Über-
zeugung gelangen kann, die Unter-
bringung eines minderjährigen Mäd-
chens oder eines minderjährigen Jun-
gen in einer (teil-)geschlossenen
Gruppe sei zu deren Wohl erforderlich

und deshalb eine Genehmigung dafür
erteilen darf, muss das Gericht um-
fangreiche Ermittlungen anstellen
und dabei eine Reihe von Verfahrens-
regelungen beachten, die im Freiwilli-
gen Gerichtsgesetz (FGG) in den
§§ 70a - 70n festgehalten sind. Diese
Regelungen sollen ein rechtsstaatli-
ches Verfahren garantieren, in dem
die Grundrechte der betroffenen Min-
derjährigen so weit als irgend möglich
respektiert werden und ausschließlich
fachliche Gründe die Entscheidung
bestimmen. 

Aus Platzgründen kann hier nicht auf
alle Details dieses umfangreichen Re-
gelwerkes eingegangen werden. Des-
halb nur die wichtigsten dieser Ver-
fahrensregelungen in aller Kürze: 

Die Minderjährigen selbst haben in
diesem familiengerichtlichen Verfah-
ren eine sehr starke Rechtsposition.
Sie sind mit weit reichenden Verfah-
rensrechten ausgestattete Subjekte
und nicht Objekte staatlicher oder be-
hördlicher Eingriffe, wie dies zu Zei-
ten der Fürsorgeerziehung der Fall
war. 

Zu diesen Verfahrensrechten gehört,
dass der Minderjährige ab dem 14.
Lebensjahr die gleichen Rechte wie
ein Erwachsener hat, juristisch ge-
sprochen in vollem Umfang ’verfah-
rensfähig’ ist (§ 70a FGG). Dazu ge-
hört: Der oder die Minderjährige
könnte sich selbst einen Rechtsan-
walt nehmen und dafür Prozesskos-
tenhilfe beantragen. Dies kommt in
der Praxis zwar so gut wie nie vor,
wäre aber prinzipiell möglich. 

Weiter ist vorgeschrieben, dass der
Minderjährige persönlich angehört
werden muss, und zwar soweit erfor-
derlich in seiner üblichen Umgebung
(§ 70c FGG). Die Entscheidung des
Gerichts mit der dazugehörenden Be-
gründung muss dem Minderjährigen
persönlich bekannt gegeben werden
(§ 70g FGG), und er kann gegen die
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Entscheidung, wenn er nicht damit
einverstanden ist, Beschwerde beim
Oberlandesgericht einlegen, das die
Entscheidung des Familiengerichtes
dann überprüfen muss (§ 70m FGG). 

Nun dürften allerdings die meisten
Jugendlichen, die mit solch einem Ge-
richtsverfahren konfrontiert sind, mit
der Wahrnehmung dieser Verfahrens-
rechte allein ziemlich überfordert
sein, vor allem deshalb, weil sie diese
gar nicht kennen. Deshalb soll das
Gericht ihnen so früh wie möglich ei-
nen Verfahrenspfleger bestellen
(§ 70b FGG), der die Aufgabe hat, die
Minderjährigen während des Ge-
richtsverfahrens zu begleiten und sie
bei der Wahrnehmung ihrer Verfah-
rensrechte zu unterstützen.

Doch damit nicht genug. Das Gericht
muss als weitere Grundlage für seine
Entscheidung das Gutachten eines
Sachverständigen einholen (§ 70e
FGG). Dies soll in der Regel ein Kin-
der- und Jugendpsychiater sein, der
sich dazu äußern muss, ob eine mit
Freiheitsentzug verbundene Jugend-
hilfemaßnahme für diesen Minder-
jährigen überhaupt geeignet und not-
wendig ist. 

Weiter muss vom Gericht das zustän-
dige Jugendamt angehört werden, das
insbesondere darzulegen hat, ob es
für diesen Minderjährigen aus Sicht
des Jugendamtes tatsächlich keine
Alternative zu einer mit Freiheitsent-
zug verbundenen Heimunterbringung
gibt (§ 70d FGG). Sollte das Jugend-
amt mit der Entscheidung des Ge-
richts nicht einverstanden sein, kann
es gegen diese Entscheidung Be-
schwerde einlegen (§ 70m FGG).

Gelangt das Gericht schließlich nach
Würdigung aller auf diese Weise er-
haltener Informationen und Einschät-
zungen zu der Überzeugung, dass
zum Wohl dieses Jugendlichen oder
dieser Jugendlichen eine mit Frei-
heitsentzug verbundene Heimunter-

bringung erforderlich ist, dann kann
es dafür eine Genehmigung erteilen.
Allerdings muss diese Genehmigung
mit einer Befristung versehen werden.
Diese Fristsetzung ist bis maximal ein
Jahr möglich. “Bei offensichtlich lan-
ger Unterbringungsbedürftigkeit
höchstens zwei Jahre“ (§ 70f FGG).   

Die Beachtung all dieser Verfahrens-
regelungen ist aufwendig und erfor-
dert viel Zeit. Nicht in allen Fällen
kann aber bis zu einer Entscheidung
so lange abgewartet werden. Deshalb
sieht das Gesetz die Möglichkeit einer
einstweiligen Anordnung für eine
vorläufige Unterbringungsmaßnahme
vor (§ 70h FGG). Eine solche einst-
weilige Anordnung, die häufig auch
für eine Begutachtung des betreffen-
den Minderjährigen in der Kinder-
und Jugendpsychiatrie oder in einer
Clearingstelle erlassen wird, darf aber
die Dauer von sechs Wochen nicht
überschreiten und nur nach vorheri-
ger Anhörung eines Sachverständigen
auf maximal drei Monate verlängert
werden (§ 70h FGG).   

Zur Beachtung der Verfahrensrege-
lungen in der Praxis

Damit dürfte deutlich geworden sein,
dass bei Einhaltung all dieser Verfah-
rensregelungen “einfach mal einsper-
ren und wegschließen, weil das Ver-
halten eines Jugendlichen stört oder
lästig ist“, aus rechtlicher Sicht nicht
möglich ist. Ich habe bewusst die Ein-
schränkung “bei Einhaltung dieser
Verfahrensregelungen“ gemacht, ob-
wohl es eigentlich selbstverständlich
sein müsste, dass die für diese Ge-
richtsverfahren zuständigen Famili-
enrichterInnen diese Verfahrensrege-
lungen nicht nur kennen, sondern
auch anwenden. Dem ist aber leider
nicht immer so. 

Im Rahmen der Untersuchungen des
vom Deutschen Jugendinstitut in den
letzten vier Jahren durchgeführten

Projektes “Freiheitsentziehende Maß-
nahmen im Rahmen von Kinder- und
Jugendhilfe, Psychiatrie und Justiz“
wurde offenkundig, dass längst nicht
in allen diesen gerichtlichen Verfah-
ren alle vorgeschriebenen Verfahrens-
regelungen beachtet werden.1 Im Ge-
genteil, nur in wenigen dieser Verfah-
ren werden wirklich alle diese Rege-
lungen beachtet. Dies bekannt zu ma-
chen und öffentlich zu kritisieren ist
nötig, weil dadurch hoffentlich er-
reicht wird, dass die Familienrichte-
rInnen mit ihrem Handwerkszeug,
und dazu gehören die Verfahrensre-
gelungen, sorgfältig umgehen. 

Denn diese Verfahrensregelungen sol-
len ja verhindern, dass von der Mög-
lichkeit einer mit Freiheitsentzug ver-
bundenen Unterbringung eines Min-
derjährigen in einer Jugendhilfeein-
richtung missbräuchlich Gebrauch
gemacht wird. Außerdem sollen sie
verhindern, dass die betroffenen Min-
derjährigen den Eindruck bekommen,
ohnmächtig einem Willkürsystem
ausgeliefert zu sein. Die Jugendhilfe-
fachkräfte dürfen aber nicht nur quasi
aus der Beobachterposition auf Ver-
fahrensmängel in den gerichtlichen
Verfahren hinweisen. Die Jugendhilfe
ist als Beteiligte in vielfältiger Weise
in diese Verfahren involviert und trägt
ein gerüttelt Maß an Mitverantwor-
tung für die Einhaltung der Verfah-
rensregeln. 

Da ist zunächst das Jugendamt gefor-
dert, denn in § 8 SGB VIII werden die
sozialpädagogischen Fachkräfte in
den Jugendämtern verpflichtet, „die
Kinder und Jugendlichen in geeigne-
ter Weise auf ihre Rechte im Verfah-
ren vor dem Familiengericht … hinzu-
weisen“. Dies schließt sicherlich auch
die Verpflichtung ein, die Kinder und
Jugendlichen bei der Wahrnehmung
ihrer Verfahrensrechte zu unterstütz-
ten. Außerdem muss, wie schon aus-
geführt, das Jugendamt im gerichtli-
chen Verfahren angehört werden.
Auch dort besteht die Möglichkeit,
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z.B. durch die Anregung, einen Ver-
fahrenspfleger zu bestellen, auf die
Einhaltung der Verfahrensregelungen
hinzuwirken. 

Neben den Jugendämtern stehen aber
auch die Jugendhilfeeinrichtungen in
der Verantwortung. Keine Jugend-
hilfeeinrichtung kann verpflichtet
werden, einen Minderjährigen unbe-
sehen in eine geschlossene Gruppe
aufzunehmen. Vor der Aufnahme die
schriftlichen Unterlagen einzusehen
und ein Gespräch mit dem oder der
betreffenden Minderjährigen zu füh-
ren, ist das mindeste, was vor einer
Aufnahme gemacht werden sollte
und auch gemacht werden kann.
Wenn dabei aber gravierende Verfah-
rensmängel festgestellt werden, z.B.
dass dem Minderjährigen vom Gericht
kein Verfahrenspfleger bestellt wor-
den ist, dann sollte die Aufnahme in
eine geschlossene Gruppe mit Hin-
weis auf dies Verfahrensmängel abge-
lehnt  werden. Das ist auch eine Frage
an das Selbstverständnis und Selbst-
bewusstsein einer Jugendhilfeeinrich-
tung in freier Trägerschaft, und ich zi-
tiere dazu den Erziehungswissen-
schaftler Michael Winkler, der uns Ju-
gendhilfefachleuten ins Stammbuch
schreibt: „…es muss sichergestellt
sein, dass die rechtlichen Standards
sorgfältig beachtet werden. Man mag
dies als Überspitzung sehen, gleich-
wohl trifft für die Jugendhilfe zu, dass
die Rechtlichkeit des Geschehens Vor-
rang vor der Pädagogik hat.“ 2

Fehlende Regelungen für die
Durchführung freiheitsentziehender
Maßnahmen in Jugendhilfeeinrich-
tungen

Alles was bisher an rechtlichen As-
pekten zu freiheitsentziehenden
Maßnahmen in der Jugendhilfe aus-
geführt wurde, bezieht sich auf die
Phase vor der Aufnahme in eine ge-
schlossene oder teilgeschlossene
Gruppe einer Jugendhilfeeinrichtung.

Nun müssten eigentlich im zweiten
Teil dieser Ausführungen die rechtli-
chen Regelungen für die Anwendung
oder Durchführung freiheitsentzie-
hender Maßnahmen folgen. Das ist
aber nicht möglich. Denn so detail-
liert das gerichtliche Verfahren zur
Genehmigung einer freiheitsentzie-
henden Maßnahme geregelt ist, so
mangelhaft sind die gesetzlichen Re-
gelungen für die Durchführung frei-
heitsentziehender Maßnahmen in ei-
ner Jugendhilfeeinrichtung. Es be-
steht in dieser Beziehung schlicht und
einfach ‘tabula rasa‘. Denn mit der
Abschaffung der Fürsorgeerziehung
durch das Kinder- und Jugendhilfege-
setz sind auch die Regelungen für die
Durchführung der Fürsorgeerziehung,
die es im Jugendwohlfahrtsgesetz
reichlich gab, abgeschafft worden. 

Im Kinder- und Jugendhilfegesetz
gibt es außer den allgemeinen Rege-
lungen zur Hilfeplanung und zur
Heimaufsicht bzw. dem ‘Schutz von
Kindern und Jugendlichen in Einrich-
tungen‘ (§§ 45 – 49 SGB VIII),  keine
Regelungen, die der besonderen Si-
tuation junger Menschen in geschlos-
senen oder teilgeschlossenen Grup-
pen Rechnung tragen. Ja, es gibt dazu
nicht einmal allgemein verbindliche
Verordnungen oder Empfehlungen
von Seiten der Landesjugendämter.
Das bedeutet, jede Einrichtung ent-
scheidet letztlich selbst in ihrer Kon-
zeption, wie dieses „Betreuungsset-
ting“ inhaltlich ausgestaltet wird, z.B.
wie die Kontakte der Minderjährigen
nach draußen (Post, Telefon, Besuche)
geregelt werden, welche Disziplinar-
maßnahmen bei Regelverletzungen
vorgesehen sind, welche schulischen
Angebote und Ausbildungsangebote
zur Verfügung stehen, ob und wie ein
Time-out-Raum genutzt wird, wie mit
Entweichungen umgegangen wird
und ob es ein klar geregeltes Be-
schwerdeverfahren gibt. Das alles
kann, muss aber nicht in den Leis-
tungsvereinbarungen, die mit dem
örtlichen Jugendamt abzuschließen

sind, oder in der Betriebserlaubnis des
Landesjugendamtes geregelt werden. 

Ich kenne mittlerweile etliche Ein-
richtungen, die freiheitsentziehende
Maßnahmen durchführen und ich
weiß, dass alle diese Fragen von Ein-
richtung zu Einrichtung sehr unter-
schiedlich geregelt sind. Je länger ich
mich damit beschäftige, desto un-
haltbarer erscheint mir dieser Zu-
stand, denn die Gefahr von Fehlent-
wicklungen insbesondere bei einem
weiteren Ausbau dieser Angebote ist
groß. Wer garantiert denn, dass mor-
gen nicht ein Träger kommt, der sagt,
„das kann man alles viel billiger ma-
chen“ und fachliche Standards, die
sich bewährt haben und für den Er-
folg dieser Arbeit unverzichtbar sind,
zur Disposition stellt.

Solange es keine allgemein verbindli-
chen Regelungen für die Durchfüh-
rung freiheitsentziehender Maßnah-
men in der Jugendhilfe gibt, sollten
sich die Einrichtungen und die zu-
ständigen Landesjugendämter hilfs-
weise an den im Jahr 1990 von der
Vollversammlung der Vereinten Na-
tionen erlassenen „Regeln zum Schutz
von Minderjährigen unter Freiheits-
entzug“ orientieren. Diese Regeln
werden im Folgenden kurz vorgestellt
und erläutert. Sie wurden im Übrigen
auch vom Bundesverfassungsgericht
in seiner Entscheidung zur Erforder-
lichkeit gesetzlicher Regelungen für
den Jugendstrafvollzug als wichtiges
Referenzsystem angeführt. 

Regeln der Vereinten Nationen zum
Schutz von Minderjährigen bei
Freiheitsentzug. 

Diese Regeln sind ausdrücklich zu
dem Zweck formuliert worden, die
Vorgaben aus Artikel 37c der UN-Kin-
derrechtskonvention weiter zu kon-
kretisieren. Diese lauten:

“Die Vertragsstaaten stellen sicher,
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dass jedes Kind, dem die Freiheit ent-
zogen ist, menschlich und mit Ach-
tung vor der dem Menschen innewoh-
nenden Würde und unter Berücksich-
tigung der Bedürfnisse von Personen
seines Alters behandelt wird. Insbe-
sondere ist jedes Kind, dem die Freiheit
entzogen ist, von Erwachsenen zu
trennen, sofern nicht ein anderes Vor-
gehen als dem Wohl des Kindes dien-
lich erachtet wird; jedes Kind hat das
Recht, mit seiner Familie durch Brief-
wechsel und Besuche in Verbindung
zu bleiben, sofern nicht außerge-
wöhnliche Umstände vorliegen.“ 

Freiheitsentzug im Sinne dieser Rege-
lungen ist „jede Form von Haft, Ge-
fangenschaft oder Unterbringung ei-
ner Person, angeordnet durch ein Jus-
tizorgan, eine Verwaltungsbehörde
oder andere öffentliche Stelle, in ei-
ner staatlichen oder privaten Einrich-
tung, welche diese Person nicht nach
Belieben verlassen darf“. Damit be-
steht kein Zweifel daran, dass diese
Regelungen, die aus insgesamt 87
Einzelpunkten bestehen, auch für Ju-
gendhilfeeinrichtungen gelten, in de-
nen freiheitsentziehende Maßnah-
men durchgeführt werden. 

Die Regeln beziehen sich u.a. auf for-
male Verfahrensfragen, wie z.B. die
Führung von Akten und das Verfahren
bei Aufnahme und Verlegung eines
Minderjährigen. Sie enthalten weiter
differenzierte Vorgaben für die äuße-
re Gestaltung der Rahmenbedingun-
gen, unter denen der Freiheitsentzug
durchgeführt wird. Dazu gehört z.B.
das Recht des Minderjährigen auf Be-
sitz persönlicher Gegenstände, das
Tragen eigener Kleidung und ordent-
lich zubereitete und angemessen dar-
gereichte Mahlzeiten. 

Im Abschnitt „Schule, Berufsausbil-
dung und Arbeit“ wird Minderjährigen
im schulpflichtigen Alter ein An-
spruch auf Schulunterricht zugespro-
chen. Nicht mehr schulpflichtige
Minderjährige haben Anspruch auf

Ausbildung in einem Beruf, in dem sie
die Chancen haben, später einen Ar-
beitsplatz zu finden. 

Weiter ist vorgeschrieben, dass es „in
jeder freiheitsentziehenden Einrich-
tung eine Bücherei angemessenen
Umfangs geben muss, die Bücher und
Zeitschriften mit unterrichtendem
und unterhaltendem Inhalt anbietet,
die sich für Jugendliche eignen.“

Im Abschnitt „Erholung und Freizeit“
wird den Minderjährigen das Recht
eingeräumt „sich täglich eine geeig-
nete Spanne Zeit im Freien und je
nach Wetter an der frischen Luft zu
bewegen.“ Zusätzlich muss jeder Ju-
gendliche Zeit haben, täglich Freizeit-
beschäftigungen nachzugehen, die,
falls von ihm gewünscht, der Ent-
wicklung künstlerischer und hand-
werklicher Fertigkeiten dienen.“ 

Neben weiteren sehr differenzierten
Vorschriften zur medizinische Versor-
gung wird in dem Regelwerk beson-
derer Wert gelegt auf den Erhalt der
Verbindungen der Minderjährigen zur
Außenwelt während der Durchfüh-
rung der freiheitsentziehender Maß-
nahme: „Es muss den Minderjährigen
gestattet sein, mit ihren Familien,
Freunden und anderen Personen in
Austausch zu stehen, außerhalb der
Einrichtung ihr Heim und ihre Familie
zu besuchen und mit besonderer Er-
laubnis die Einrichtung zu schuli-
schen, beruflichen und anderen wich-
tigen Zwecken zu verlassen.“

Weiter wird ihnen das Recht einge-
räumt „regelmäßig und häufig Besu-
che zu empfangen, die im Prinzip ein-
mal in der Woche und nicht seltener
als einmal im Monat stattfinden sol-
len. Jeder Jugendliche hat das Recht,
mindestens zweimal pro Woche mit
einer Person seiner Wahl in briefliche
oder fernmündliche Verbindung zu
treten und jeder Jugendliche hat das
Recht, Post zu empfangen“.

Im Abschnitt „Inspektionen und Be-
schwerden“ wird vorgeschrieben, für
Einrichtungen, in denen freiheitsent-
ziehende Maßnahmen durchgeführt
werden, besondere Kontrollmaßnah-
men vorzusehen. Dazu gehören unan-
gemeldete Besuche durch Besuchs-
und Aufsichtskommissionen. Die Min-
derjährigen haben dabei das Recht,
mit den Personen, die diese Inspektio-
nen durchführen, vertrauliche Ge-
spräche zu führen. Die mit der Inspek-
tion der Einrichtungen beauftragten
Personen werden verpflichtet, über
ihre Besuche schriftliche Berichte zu
verfassen, in denen die Einhaltung
bzw. Befolgung der vorliegenden Re-
geln und weiterer einschlägiger Be-
stimmungen staatlichen Rechtes be-
wertet werden. 

Weiter wird allen Minderjährigen, die
von einer freiheitsentziehenden Maß-
nahme betroffen sind, ein Recht auf
Beschwerde sowohl innerhalb der
Einrichtung als auch bei übergeord-
neten Behörden eingeräumt. Dieses
Beschwerderecht beinhaltet die Ver-
pflichtung der Beschwerdestelle, die
eingelegten Beschwerden schriftlich
zu beantworten. Konsequenterweise
müssen deshalb Einrichtungen, in de-
nen freiheitsentziehende Maßnah-
men durchgeführt werden, ein funk-
tionierendes Beschwerdeverfahren
etablieren.

Schließlich enthalten die Regeln eine
Reihe von Vorgaben zur erforderli-
chen fachlichen Qualifikation und
Eignung der Fachkräfte, die in Ein-
richtungen beschäftigt sind, die frei-
heitsentziehende Maßnahmen durch-
führen. 

Würden diese Regeln oder Vorgaben
der Vereinten Nationen zum Schutz
von Minderjährigen bei Freiheitsent-
zug in den Einrichtungen, die frei-
heitsentziehende Maßnahmen an-
wenden, konsequent beachtet und
umgesetzt, wofür vor allem die Lan-
desjugendämter die Verantwortung
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tragen, wären wichtige Vorausset-
zungen erfüllt, um Kinder und Ju-
gendliche, für die nach Überzeugung
aller unmittelbar Beteiligten für ei-
nen begrenzten Zeitraum freiheits-
entziehende Maßnahmen erforder-
lich sind, vor einer Missachtung ihrer
Persönlichkeitsrechte zu schützen
und ihnen pädagogisch gerecht wer-
den zu können. 

Schluss

Damit schließt sich der Bogen meiner
Ausführungen und ich komme zum
Ausgangspunkt zurück. Sollte sich
ein Jugendlicher oder eine Jugendli-
che aus einer geschlossenen Gruppe
einer Jugendhilfeeinrichtung mit Un-
terstützung eines dafür qualifizierten
Rechtsanwaltes an das Bundesver-
fassungsgericht wenden mit dem Ap-
pell: „Steh mir bei, verschaffe mir
Recht, verteidige mich gegen treulo-

se Menschen, die mich mit Lüge und
Arglist verfolgen“, dann würde das
Bundesverfassungsgericht vielleicht
in seine Entscheidung hineinschrei-
ben: “Ob der Antragsteller von treu-
losen Menschen mit Lüge und Arglist
verfolgt wird, kann das Gericht nicht
klären. Es fordert aber den Gesetzge-
ber auf, gesetzliche Regelungen zur
Durchführung freiheitsentziehender
Maßnahmen in der Jugendhilfe zu
erlassen, die die für eine erfolgver-
sprechende Arbeit in diesen Gruppen
erforderlichen Rahmenbedingungen
und fachlichen Standards sicherstel-
len und die Respektierung der Per-
sönlichkeitsrechte der Minderjähri-
gen in diesen Einrichtungen garan-
tieren. Denn junge Menschen in der
Jugendhilfe sollen in dieser Hinsicht
nicht schlechter gestellt sein als jun-
ge Menschen im Jugendstrafvollzug.“

Anmerkungen

1 Hoops, S./Permien, H.: „Mildere Maß-
nahmen sind nicht möglich!“ (2006), S.
57 – 77. Weitere Erkenntnisse zur Be-
achtung der Verfahrensregelungen: Fi-
scher, S.: Verfahrenswege und Verfah-
rensrealitäten freiheitsentziehender
Maßnahmen bei Minderjährigen aus ge-
richtlicher Sicht. S. 29 – 46. In:
Rüth/Pankofer/Freisleder (Hrsg.) Ge-
schlossene Unterbringung im Span-
nungsfeld von Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie und Jugendhilfe. 2006.

2 Winkler, M.: Ansätze einer Theorie kol-
lektiver Erziehung S. 237. In:
Gabriel/Winkler (Hrsg.) Heimerziehung –
Kontexte und Perspektiven. 2003, S.237.
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10 Thesen zur Notwendigkeit medienpädagogischer Arbeit im 21. Jahrhundert
Die Landesarbeitsgemeinschaft Medienarbeit e.V. Berlin und die Landesarbeitsgemeinschaft Multimedia Branden-
burg e.V. haben diese Thesen gemeinsam formuliert. 
Beide Institutionen wollen damit eine öffentliche Diskussion über die Wichtigkeit medienpädagogischer Angebote
für Kinder und Jugendliche befördern, politische Entscheidungsträger für das Thema sensibilisieren und Partner zur
Umsetzung der medienpädagogischen Ziele gewinnen. 
Die folgenden Thesen wurden anlässlich des zehnjährigen Bestehens beider Vereine veröffentlicht: 

Medienpädagogik …
1. … nimmt Kinder und Jugendliche ernst und geht von ihrem Lebensalltag aus. 
2. … nutzt Medien, um Kommunikations- und Identifikationsprozesse anzuregen. 
3. … schafft Öffentlichkeit für Kinder udn Jugendliche. 
4. … bietet benachteiligten Kindern und Jugendlichen Integrations- und Beteiligungschancen. 
5. … eröffnet Jugendlichen mit unterschiedlichen kulturellen Hintergründen gemeinsame Handlungsfelder. 
6. … befähigt zur Medienkritik. 
7. … trägt zur demokratischen Kultur bei. 
8. … trägt zu einer neuen Lernkultur bei. 
9. … braucht Ressource und Vernetzung. 
10. … leistet präventiven Kinder- und Jugendschutz.

Detailliertere Informationen zu den 10 Thesen und weitere Informationen unter www.18plus1.de
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Einleitung

Im Moment ist in der Fachwelt eine
intensvie Diskussion im Gange, (nicht
nur pro bzw. contra Geschlossene Un-
terbringung nach § 1631b BGB, son-
dern vor allem, welche Qualitätsstan-
dards für diese spezielle Form der Ju-
gendhilfe gelten sollen. Es geht dabei
auch um die zentrale Frage, welche
Indikationen Jugendliche für solche
Intensivmaßnahmen aufweisen.

Mie diesem Artikel soll die Fachdis-
kussion erweitert werden, für welches
Klientel res. für welche personalen
bzw. individuellen Indikationen Frei-
heitsentziehende Maßnahmen/Ge-
schlossene Unterbringung als Kinder-
und Jugendhilfemaßnahme sinnvoll
sein können.

Der Verfasser des Artikels erarbeitet,
im Rahmen einer qualitativen Fallstu-
die1, bestimmte Aspekte der Störun-
gen im Familiensystem, und zeit da-
bei, dass massive diskontinuierliche
Beziehungsverläufe eine Grundlage
für die Entwicklung von Gefühls- und
Verhaltensstörungen sind.

I. Kurzdarstellung des Pädagogisch-
Therapeutischen-Intensivbereichs
(PTI) der Rummelsberger Dienste
für junge Menschen gGmbH

Der Pädagogisch Therapeutische In-
tensivbereich (PTI)2 besteht seit 1977.
Er ist Teil der Rummelsberger Kinder-
und Jugendhilfe und damit auch der
Rummelsberger Dienste für junge
Menschen gGmbH. Rummelsberg, ein
Ortsteil der Gemeinde Schwarzen-

bruck, liegt ca. 20 km östlich von
Nürnberg. Zur Rummelsberger Kin-
der- und Jugendhilfe gehören im sta-
tionären Rahmen neben dem PTI die
Bereiche für Auszubildende und für
Schüler, (Raumerhaus) und im teilsta-
tionären Bereich die Heilpädagogi-
sche Tagesstätte. Im PTI werden nur
Jungen aufgenommen, welche in an-
deren Einrichtungen der Jugendhilfe
nicht mehr angemessen unterstützt
und begleitet werden können. 32 Jun-
gen im Alter von 12 - 18 Jahren ler-
nen im Rahmen von zwei offenen3

und drei individuell geschlossenen
Wohngruppen (19 Plätze nach
§ 1631b BGB), sich in den gesell-
schaftlichen, schulischen und berufli-
chen Alltag zu integrieren.

Es werden Kinder und Jugendliche mit
sehr großen sozialen Problemen be-
treut, die sich selbst und andere mas-
siv gefährden können. Für eine gelin-
gende Sozialisation sind sie auf hoch
qualifizierte pädagogische und thera-
peutische Fachkräfte angewiesen.
Diese bieten ihnen eine Beziehung,
Nähe, Geborgenheit sowie Hilfe bei
der Entwicklung altersentsprechender
Problemlösungsstrategien für im All-
tag auftretende Konflikte. Charakte-
ristisch für den PTI ist, dass alle Le-
bensbereiche räumlich unter einem
Dach sind. Dies hat eine enge Verzah-
nung und Kooperation der verschie-
denen Berufsgruppen zur Folge. Die-
ses Setting ermöglicht eine intensive
Betreuung der Kinder und Jugendli-
chen in Schule (die vier Klassen im
Haus werden von 9 Sonderschulleh-
rern und Sozialpädagogen unterrich-
tet), Wohngruppe (6 Jungen, 6 Päda-
gogen) und Werkstatt (1 Erzieher, der

eine Ausbildung zum Schreiner be-
sitzt). Zudem gewährleisten 5 Psy-
chologen eine intensive psycholo-
gisch-therapeutische Betreuung.
Wichtig ist für den PTI ein Vorstel-
lungsgespräch vor einer Aufnahme,
die enge Zusammenarbeit mit der Fa-
milie (Gespräche, Besuche, Heimfahr-
ten) und die aktive Freizeitgestaltung
mit erlebnispädagogischen Schwer-
punkten. 
Die Hilfen im Haus werden nach
§§ 27 und 35a in Verbindung mit
§§ 34 und 35a KJHG angeboten. Für
die Aufnahme in eine der individuell
geschlossenen Intensivgruppen ist ei-
ne Genehmigung nach § 1631 BGB
und § 70/ 70e FGG notwendig. 

Kurz sei an dieser Stelle auf den hohen
Betreuungsschlüssel im Pädagogisch-
Therapeutischen Intensivbereich hin-
gewiesen. Dieser ist als Grundlage für
eine erfolgreiche Arbeit mit Jungen,
die meist eine sehr komplexe und per-
sistierende Problemlage aufweisen,
äußerst wichtig. „Pädagogisch-thera-
peutische Intensivabteilungen können
ihre Aufgabe verantwortlich nur dann
erfüllen, wenn sie auf hohem Niveau
über die personellen und sächlichen
Ressourcen verfügen. Als Richtlinie
kann die Ausstattung des pädago-
gisch-therapeutischen Intensivberei-
ches [PTI] Rummelsberg [sic] bei
Nürnberg dienen, eine Einrichtung [...]
mit modellhaftem Charakter. Das Be-
treuungsverhältnis des Teams aus Psy-
chologen, Sozialpädagogen und Erzie-
hern nähert sich einer Relation von
eins zu eins an“.4

Die hohe pädagogisch-therapeutische
Qualität der Beziehungen zwischen

Markus Enser

Diskontinuierliche Beziehungsverläufe als eine Indikation für freiheitsentziehende
Maßnahmen nach § 1631b BGB 

Quantitative Fallstudie aus dem Pädagogisch-Therapeutischen-Intensivbereich (PTI) der Rummelsberger Dienste
für junge Menschen gGmbH
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Klienten und Mitarbeitern, die im
Kontext eines hohen Personalschlüs-
sels entsteht, ist eine der zentralen
Rahmenbedingungen für eine adä-
quate Jugendhilfe bei diskontinuierli-
chen Beziehungsverläufen, in einem
professionellen Setting. (siehe dazu
auch unten).

II. Indikationen für Geschlossene Un-
terbringung/Freiheitsentziehende
Maßnahmen nach § 1631b BGB

Im Fokus dieses Artikels stehen dis-
kontinuierliche Beziehungsverläufe
als eine personale bzw. individuelle
Indikation für Freiheitsentziehende
Maßnahmen nach § 1631b BGB.

Im Rahmen des Forschungsprojektes
des Deutschen Jugendinstitutes (DJI)
zu Freiheitsentziehenden Maßnah-
men/Geschlossene Unterbringung
nach 1631b BGB wurde deutlich, dass
es keine klaren Indikationen für Ge-
schlossene Unterbringungen in der
Jugendhilfe gibt.

„Statt eindeutiger, trennscharfer Indi-
kationen, anhand derer typische Fälle
für freiheitsentziehende Maßnahmen
definiert werden können, handelt es
sich bei den Indikationsstellungen
ganz überwiegend um einen dynami-
schen, partizipativen und zirkulären
Prozess, in dem Jugendliche quasi erst
zu Fällen für freiheitsentziehende
Maßnahmen konstruiert werden“.5

Vielmehr wird anhand der Untersu-
chungsergebnisse konkretisiert, vor
„… den individuellen Problemlagen
sowie dem Hilfebedarf des Jugendli-
chen sind zunächst die externen Ein-
flussfaktoren … ausschlaggebend ….“6

Die Ergebnisse des Forschungsprojek-
tes verdeutlichen eine nicht zu unter-
schätzende Problematik: Vor den indi-
viduellen Problemlagen sowie dem
Hilfebedarf des Jugendlichen sind zu-
nächst die externen Einflussfaktoren

(siehe Beispiele unten) für eine Ent-
scheidung zur Freiheitsentziehenden
Maßnahme/Geschlossenen Unter-
bringung ausschlaggebend:7

1. das persönliche Engagement des
nach § 1631b BGB sorgeberechtig-
ten Antragstellers

2. die fachlichen Überzeugungen des
fallzuständigen Mitarbeiters des
Jugendamtes zu Freiheitsentzie-
henden Maßnahmen/ Geschlosse-
ner Unterbringung

3. die Aufnahme- und Ausschlusskri-
terien der Kinder- und Jugendhilfe-
einrichtungen mit Plätzen zur Frei-
heitsentziehenden Maßnahme/Ge-
schlossenen Unterbringung.

Aufgrund dieses Kontextes möchte
der Verfasser mit diesem Artikel einen
Beitrag dazu leisten, das Klientel die-
ser Sonderform der Jugendhilfe zu
beleuchten. Kenntnisse über Lebens-
geschichte und Störbilder dieser Ju-
gendlichen erweitern die Diskussion,
für welches Klientel resp. für welche
personalen bzw. individuellen Indi-
kationen Freiheitsentziehende Maß-
nahmen/Geschlossene Unterbringung
nach § 1631b BGB als Kinder- und
Jugendhilfemaßnahme sinnvoll sein
können. 

Ein weiterer Aspekt dabei ist: Je klarer
wissenschaftliche Indikationen von
Kindern und Jugendlichen definiert
werden können, desto mehr Möglich-
keiten gibt es, im Rahmen einer Früh-
intervention durch die Jugendhilfe
und Psychiatrie eine Freiheitsentzie-
hende Maßnahmen/Geschlossene Un-
terbringung zu verhindern.

„Weil destruktives Verhalten aufgrund
der Kumulation von Problemen und
der Stabilisierung solcher Verhaltens-
weisen ab einem bestimmten Zeit-
punkt kaum noch zu beeinflussen ist,
ist die Durchführung von Frühinter-
ventionen von hoher Bedeutung. Hier
stehen wir jedoch vor dem Problem,
dass bei Kindern im Vorschul- und

frühen Grundschulalter die Vorhersa-
gegenauigkeit noch relativ gering ist.
Eine Verbesserung der Prädikation
würde es erlauben, Maßnahmen der
Prävention und Frühintervention auf
solche Kinder zu fokussieren, die ein
hohes Risiko für die Entwicklung einer
Störung des Sozialverhaltens aufwei-
sen.“8

III. Massive Beziehungs- und Bin-
dungsstörungen als Folge dis-
kontinuierlicher Beziehungsver-
läufe - Klassifikation von Bezie-
hungs- und Bindungsstörungen
in diagnostischen Manualen

In wissenschaftlichen Manualen gibt
es verschiedene Möglichkeiten Bezie-
hungs- und Bindungsstörungen zu
klassifizieren.Beispielhaft wird an
dieser Stelle auf den ICD 9 und den
ICD 10 eingegangen.

Explizit werden im ICD 9 „Bezie-
hungsschwierigkeiten in Verbindung
mit Aggressivität, Destruktivität oder
anderen Formen einer Störung des
Sozialverhaltens sowie eine abnorme
Trennungsangst und Hospitalismus
bei Kindern“ aufgeführt.9

Im ICD 10 wurde diese Diagnostik
weiterentwickelt und als zwei unter-
schiedliche Typen von Bindungsstö-
rungen klassifiziert. Die reaktive Bin-
dungsstörung im Kindesalter (Typ 1
F94.1) und Bindungsstörung des Kin-
desalters mit Enthemmung (Typ 11
F94.2).10

In der Realität zeigen Kinder und Ju-
gendliche mit diesen Störungsbildern
folgende Symptomatik:

„Typ 1 in der ICD-10 beschreibt Kin-
der, die in ihrer Bindungsbereitschaft
gegenüber Erwachsenen sehr ge-
hemmt sind und mit Ambivalenz und
Furchtsamkeit auf Bindungspersonen
reagieren (z. B. F94.1). 
Im Typ 11 (z. B. F94.2) zeigen sie ein
konträres klinisches Bild mit ent-
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hemmter, distanzloser Kontaktfreu-
digkeit gegenüber verschiedensten
Bezugspersonen.“11

Brisch weist als Ursache der Stö-
rungsbilder klar auf die Problematik
diskontinuierlicher
Beziehungsverläufe
hin: „Beide Verhal-
tensweisen werden
als direkte Folge
von extremer emo-
tionaler und / oder
körperlicher Ver-
nachlässigung und
Misshandlung oder
als Folge von stän-
digem Wechsel der
Bezugspe r sonen
angesehen.“12

In der Bindungs-
theorie nach
Bowlby wurden ähnliche Ursachen
von Bindungsstörungen herausgear-
beitet. „Crittenden stellte bei allen
Mutter-Kind-Dyaden in ihren Risikos-
tichproben vom Vorschulalter bis ins
Jugendalter fest, dass eine von
Bowlby bei Normalstichproben ge-
fundene „zielkorrigierte Partner-
schaft“ zwischen Bindungsperson und
Kind nicht erreicht wurde, sondern
dass sich mit zunehmendem Alter
psychopathologische Verhaltenswei-
sen verfestigten.“13

„Diese bestimmten nicht nur die Pri-
märbeziehungen, sondern auch alle
weiteren Beziehungen und Interak-
tionen im Alltag dieser Kinder und Ju-
gendlichen.“14

Als Ergebnis dieser Analyse der wis-
senschaftlichen Literatur kann man
die Hypothese ableiten, dass die Ur-
sachen der Entwicklung von massi-
ven Beziehungs- und Bindungsstö-
rungen bei Kindern und Jugendlichen
auch in den diskontinuierlichen Be-
ziehungsverläufen im Primärsystem
Familie liegen.

Anhand einer quantitativen Fallstudie
wurde diese Hypothese im PTI Rum-
melsberg wissenschaftlich unter-
sucht. Die Ergebnisse werden im Fol-
genden aufgezeigt und auf Grundlage
der Fachliteratur bewertet.

IV. Quantitative Ergebnisse von Be-
ziehungs- und Bindungsstörun-
gen aus dem Pädagogisch-The-
rapeutischen-Intensivbereich 

Auf Datengrundlage einer quantitati-
ven Fallstudie (n=51 Jungen) des PTI
aus den Jahren 1998-2005 wurden
diskontinuierliche Beziehungsverläufe
bzw. Störungen im Familiensystem
bei Jungen im Alter von 12- 16 Jah-
ren untersucht. 

Die Zahl n=51 ist allerdings nicht ab-
solut für die Gesamtzahl der Jugend-
lichen im Untersuchungszeitraum
1998–2006 im PTI. Für die Untersu-
chung wurden Jugendliche auf der
Basis der vorhandenen Datenlage
ausgewählt. Um die Untersuchung
möglichst aussagekräftig gestalten zu
können, wurden diejenigen Fälle ver-
wendet, welche die umfangreichste
Aktenlage aufwiesen.

Im Folgenden werden vier Teilergeb-
nisse der Untersuchung15 mit einer
Bewertung auf Grundlage der Analyse
von wissenschaftlicher Fachliteratur
detailliert dargestellt.

1. Trennung der Eltern/Scheidung

Die Anzahl der Scheidungen nimmt in
der Bundesrepublik Deutschland ste-
tig zu. „Die gegenwärtige Schei-
dungsquote ist für Deutschland der
vorläufige Gipfelpunkt einer langfris-
tigen Entwicklung. [....] der Anteil an
Ehescheidungen [steigt] seit 1990
nahezu kontinuierlich und liegt nun
für das gesamte Bundesgebiet bei
2,59 Scheidungen je 1.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner“ (BMFSFJ
2006).

Dass Trennung und Scheidung als
diskontinuierlicher Beziehungsver-
lauf gravierende Auswirkungen auf
die Entwicklung von Kindern und Ju-
gendlichen haben, ist evident. „Des-
halb werde ich auf [...] den wohl be-
deutsamsten Anlassgeber für die In-
anspruchnahme von Erziehungshilfen
eingehen, die Trennung oder Schei-
dung der Eltern. Neben allen anderen
Belastungen [...] ist das Scheitern der
Beziehung der Eltern mit der Folge
der Trennung der Kinder von einem
Elternteil und den damit einherge-
henden Konflikten die wohl größte
Belastung für die davon betroffenen
Kinder und Jugendlichen“.16 Eine der
vielen Untersuchungen in der reich-
haltigen Literatur zu den schwerwie-
genden Folgen von Trennung und
Scheidung für die Entwicklung von
Kindern und Jugendlichen ist die
Langzeitstudie über 25 Jahre von
Wallerstein, Lewis und Blakeslee17.
Ein weiterer eindeutiger Hinweis für
deren hohe psychosoziale Belastung
ist die Auswertung von Untersuchun-
gen des Geschäftsführers der Bun-
deskonferenz der Erziehungsbera-
tungsstellen: „Kinder und Jugendli-
che, die die Scheidung ihrer Eltern
erlebt haben, waren sechsmal häufi-
ger in der Erziehungsberatung und 30
mal häufiger in der Heimerziehung
vertreten, als es ihrem Anteil unter
allen Minderjährigen entspricht.“18

Die Ergebnisse im PTI bezüglich Tren-

Erlebnispäd. Freizeitmaßnahme mit Jungen und Mitarbeitern des PTI
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nung oder Scheidung der Eltern (s.
Abb. 1) zeigen, dass nur 9,8 % (n=5)
der Jugendlichen aus einer vollständi-
gen Familiensituation (Vater, Mutter,
Kind) stammen. Dies bedeutet, dass
90,2 % (n=46) der Jugendlichen Fa-
milienverhältnisse mit hoher psycho-
sozialer Belastung als Hintergrund
haben. Bei 37,7 % (n=19) sind die El-
tern geschieden, 19,6 % der Eltern
leben getrennt. 33,3 % (n=17) der
Mütter oder Väter sind alleinerzie-
hend.

Die Anpassungsfähigkeit der Jugend-
lichen an familiäre Trennungssitua-
tionen variiert deutlich mit ihrem Al-
ters- und Entwicklungsstand. „So-
wohl psychodynamische [...] als auch
sozialkognitive Ansätze [...] haben
versucht, kindliche Reaktionen auf
Trennung und Scheidung als Entwick-
lungsprozess zu beschreiben. Sie wei-
sen auf die qualitativ unterschiedli-
chen Reaktionen der Kinder in Abhän-
gigkeit vom Entwicklungsstand hin
und begreifen den Verarbeitungspro-
zess als biographische Aufgabe. Ob-
wohl manche Studien zeigen, dass
zum Zeitpunkt der elterlichen Tren-
nung jüngere Kinder größere Anpas-
sungsprobleme haben, konnten ande-
re Studien dieses Ergebnis nicht be-
stätigen. Gegenwärtig ist man der
Auffassung, dass Kinder unterschied-

licher Entwicklungsstufen verschie-
dene Bewältigungsmechanismen zur
Verarbeitung des Scheidungsgesche-
hens einsetzen“.19

2. Ohne Kontakt zum Vater

Gerade der nicht vorhandene Kontakt
zu einem Elternteil, beispielsweise bei
Jungen zum Vater ist als gravierender
diskontinuierlicher Beziehungsverlauf
zu bewerten.

Wie die Vaterforschung zeigt, konn-
ten für alle wichtigen kindlichen Ent-
wicklungsbereiche wesentliche und
zum Teil spezifische, von den mütter-
lichen Beiträgen klar abtrennbare
Einflüsse nachgewiesen werden.20

Durch zuverlässiges Betreuungs- und
Stimulationsverhalten können Väter
bereits Babys Erfahrungen vermitteln,
die sich von Beginn an günstig auf
das Kontinuum ihrer intellektuellen
und sozial-emotionalen Entwicklung
auswirken; mit zunehmendem Alter
des Kindes nimmt die Bedeutung des
Vaters sogar noch zu. Auch die Psy-
choanalyse hat sich verstärkt mit der
Vater-Kind-Beziehung auseinander-
gesetzt: „Übereinstimmend werden
dem Vater stabilisierend-ausglei-
chende, schützende und innovative
Funktionen zugesprochen. Ein weite-

res wesentliches väterliches Quali-
tätsmerkmal findet sich ab der frühen
Triangulierungsphase, in der der Vater
das Kind bei der Entwicklung autono-
mer Prozesse unterstützt.“21

„In der psychoanalytischen und auch
psychosomatischen Forschung spielte
der Vater bisher eine eher nebensäch-
liche Rolle. Die moderne Bindungs-
und Säuglingsforschung hat nun
auch von wissenschaftlicher Seite her
die Bedeutung des Vaters, für eine
gesunde Entwicklung des Kleinkindes
nachgewiesen. Der Vater geht mehr
auf Explorationssignale des Säuglings
ein und fördert damit dessen Neu-
gierverhalten und den Autonomie-
prozess. Bei einem fehlenden oder
auch emotional abwesenden Vater
kann es zu Störungen kommen, die
sich nicht nur in auffälligen Verhal-
tensweisen und Identitätsstörungen,
sondern auch in psychosomatischen,
somatoformen Symptomen und
Krankheiten äußern können“.22

Sehr auffällig bei den Untersuchungs-
ergebnissen im PTI (s. Abb. 2 auf S.39)
ist, dass 53 % (n=27) der Jungen kei-
nen Kontakt zum Vater haben. Defi-
niert für diese Untersuchung wurde
als ‘kein Kontakt’, dass die Jungen
entweder noch nie Kontakt hatten
oder sich nicht mehr an ihren leibli-
chen Vater erinnern können. Diese
Definition schließt allerdings nicht
aus, dass der leibliche Vater zumin-
dest eine Zeit für die Jungen da war,
diese aber durch negative Erfahrun-
gen wie körperliche Gewalt, welche
aus der Aktenlage bekannt sind, zu-
mindest unterbewusst beim Jungen
verankert sind. 

Die Erfahrungen im PTI zeigen, dass
„fast alle Kinder [...] Sehnsucht nach
dem Elternteil [haben], der von ihnen
getrennt lebt. Sie wünschen sich, dass
sie beide Eltern weiterhin unbeschwert
lieb haben dürfen. Die einseitige Kon-
zentration auf Mutter oder Vater ver-
ursacht bei ihnen heftige Schuldge-

Abb. 1: Familiensituation Jugendlicher im PTI
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fühle gegenüber dem Zurückgewiese-
nen. Mit ihren eigenen Problemen, mit
ihrem eigenen Recht auf Entwicklung
bleiben diese Kinder meist auf der
Strecke“.23 Bei den Jugendlichen im PTI
ist diese Sehnsucht nach dem Vater,
nach einer Identifikation mit dem
männlichen Vaterbild deutlich zu spü-
ren. Viele Ihrer Gefühls- und Verhal-
tensstörungen sind als Folge des dis-
kontinuierlichen Beziehungsverlaufes
damit in Verbindung zu bringen. 
„Jungen werden häufig Probleme ha-
ben, ihre männliche Identität zu ent-
wickeln. Für sie sind Väter während
des Ablösungs- und Verselbstständi-
gungsprozesses besonders wichtig.
Viele Jungen mit einer unzureichen-
den oder gar keiner Beziehung zum
Vater verbringen später einen Großteil
ihres Erwachsenenlebens mit der -
zumeist quälenden und kraftrauben-
den - Suche nach einem ... Vater. Sie
haben Probleme, Gefühle einzugeste-
hen und Empfindungen auszudrücken.
Jungen, die im Alltag auf positive,
konkrete männliche Vorbilder verzich-
ten müssen, neigen häufiger als ande-

re Jungen zu gewalttätigen Aggres-
sionen; sie sind - das verdeutlichen
auch die Lebensverläufe vieler Skins
und Neo-Nazis - für destruktive Pseu-
do-Ideologien besonders anfällig“.24

Dies bestätigen auch andere Autoren:
„Jungen mit einer schlechten oder gar
keiner Beziehung zu ihren Vätern lei-
den unter einem schweren Schlag für
ihr Selbstbewusstsein und können ihr
ganzes Leben auf der Suche nach dem
Vater sein“.25

Bei einer Längsschnittstudie von
Scheidungskindern wurde festge-
stellt, dass sich 30 Monate nach der
Scheidung die Symptombelastung mit
Gefühls- und Verhaltensstörungen
zwar sukzessive vermindert hat, dies
allerdings nicht bei allen Kindern der
Fall war.26 Eine der drei Kategorien
bildet die Gruppe der ‚Hochbelaste-
ten’, bei denen „das Ausmaß der re-
gistrierten Verhaltensauffälligkeiten
[...] über den gesamten Untersu-
chungszeitraum sehr hoch [war].“27

Ein Item für diese Kinder war, dass sie

„nur geringe positive Gefühle für ihre
Väter haben“.28

Aber auch aus einer anderen Sicht-
weise ist die ‚Vaterlosigkeit’ der Ju-
gendlichen sehr belastend für das Fa-
miliensystem. Bei einem Vergleich
von 6-11jährigen Kindern aus einer
Scheidungsfamilie, die bei der Mutter
lebten und Kindern aus vollständigen
Familien wurden folgende Ergebnisse
erzielt:29

Beim Vergleich zwischen den beiden
Gruppen mit unterschiedlicher Kon-
takthäufigkeit zum Vater zeigt sich,
dass bei den Kindern, die selten resp.
keinen Kontakt zum Vater haben, im
Vergleich zu den Kindern, die ihren
Vater häufiger sehen, eine stärkere
gefühlsmäßige Auseinandersetzung
mit ihren Müttern stattfindet. „Bei
dieser heftigeren emotionalen Ausei-
nandersetzung empfinden die Kinder
signifikant häufiger Gefühle von Ab-
neigung und Feindseligkeit. Demnach
wirkt sich ein geringer bzw. fehlender
Kontakt zwischen Kind und Vater ne-
gativ auf die emotionale Beziehung
zwischen Mutter und Kind aus.“30

Der Vater-Kind-Kontakt ist für den
Bewältigungsprozess einer Trennung
äußerst entscheidend. „Die Positive
Vater-Kind-Beziehung ist für die Be-
wältigung der Nachscheidungssitua-
tion insgesamt von großer Bedeu-
tung. Die positive Vater-Kind-Bezie-
hung verbessert über indirekte Effekte
auch die Mutter-Kind-Beziehung in
der Ein-Elternteil-Familie.“31

Die obigen Ausführungen weisen auf
die enorme psychosoziale Belastung
der ‚vaterlosen’ PTI- Jungen hin. Es
fehlt ihnen sowohl eine männliche
Identifikationsfigur als auch, bei einer
Scheidungs-/ Trennungsrate der PTI-
Jungen von 90 %, der Vater-Sohn-
Kontakt, um dieses Trennungserlebnis
angemessen zu verarbeiten.  Zudem
ist das Mutter-Sohn-Verhältnis be-
sonderen Belastungen ausgesetzt.

Abb. 2: Kontakt zum Vater
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3. Psychiatrische Erkrankung eines
oder beider Elternteile

Kinder psychisch kranker Eltern wer-
den als „Hochrisikokinder“32 einge-
stuft (high- risk- Forschung). Auf die
Folgen der gravierenden Diskontinui-
tät der Eltern-Kind-Beziehung als
Folge der psychiatrischen Erkrankung
der Eltern wird anschließend einge-
gangen.

Bei 2,0 % (n=1) der Jungen im PTI ist
die Mutter psychisch erkrankt, bei
11,8 % (n=6) der Vater und bei 3,9 %
(n=2) sind beide Elternteile betroffen.
Das bedeutet, dass bei 17,7 % (n=9)
der Jungen mindestens ein Elternteil
an einer psychischen Erkrankung lei-
det. Bei 82,4 % (n=42) ist kein El-
ternteil psychisch erkrankt.

Kinder psychisch kranker Elternteile
erfahren neben einer möglichen ge-
netischen Risikoerhöhung vor allem
im täglichen Zusammenleben mit ih-
ren Bezugspersonen eine signifikante
Beeinträchtigung ihrer Entwicklungs-
bedingungen.33 Depressive Eltern
nehmen gegenüber ihren Kindern eine

negative, nicht unterstützende Hal-
tung ein und üben vermehrt Kritik.
Negative soziale Kognitionen, ein
niedriger Selbstwert und das fehlende
Gefühl der Handlungskontrolle haben

einen ebenso ungünstigen Effekt auf
das kindliche Verhalten wie das ein-
geschränkte Vertrauen der Eltern in
ihre elterliche Kompetenz. Zudem be-
hindert ein gestörter affektiver Aus-
tausch zwischen Mutter und Kind die
Entstehung einer emotionalen Bin-
dung und die Bildung eines tragfähi-
gen Selbst- und Weltbildes.34 „Nach-
giebigkeit, negatives Reinforcement
und ein Mangel an Erfahrungsräumen
[...] führte in Ermangelung adäquater
Grenzsetzungen [...] dazu, dass Kinder
mit einem erhöhten Risiko, eine De-
pression zu entwickeln, im Kindesal-
ter gehäuft aggressive und externali-
sierende Verhaltensstörungen entwi-
ckelten.“35 Demzufolge ist ein psy-
chisch erkrankter Elternteil ein weite-
rer familiärer Risikofaktor für Jugend-
liche, Gefühls- und Verhaltensstörun-
gen zu entwickeln.

4. Erziehung in einer Institution36

Ein weiterer Indikator für diskontinu-
ierliche Beziehungsverläufe ist im

Abb. 3: Psychiatrische Erkrankung eines oder beider Elternteile

Abb. 4: Erziehung in einer Institution (Z62.2)
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ICD 10 die Diagnose Z62.2 Erziehung
in einer Institution. Diese Kategorie
wird verwendet, wenn das Kind in ei-
ner Institution lebt und die ‚Familien-
betreuung’ durch eine ‚Gruppenbe-
treuung’ ersetzt ist. Die meisten For-
men institutioneller Erziehung sind
mit einem turnusmäßigen Schicht-
wechsel der Betreuer verbunden,
welche festgelegte Dienst- und Frei-
zeiten haben. In einigen Fällen be-
deutet dies, dass ein Kind durch sehr
viele Erwachsene betreut wird. Dieser
Mangel an einer kontinuierlichen Be-
treuung durch eine relativ kleine An-
zahl von Erwachsenen, die für das
Kind regelmäßig als Ansprechpartner
verfügbar sind, macht den deutlichs-
ten Unterschied zwischen institutio-
neller und familiärer Erziehung aus
und birgt nach Meinung vieler das
psychiatrische Hauptrisiko.

Im Pädagogisch- Therapeutischen In-
tensivbereich trifft bei 47,1 % (n=24)
die Kategorie ‚Erziehung in einer In-
stitution’ zu. Viele der Jugendlichen
haben schon mehrere Jahre in meist
verschiedenen Heimen gelebt. Nur bei
17,6 % (n=9) ist dies nicht der Fall.
18 Gutachten waren diesbezüglich
zwar ohne Angabe, jedoch ist bei der
Mehrheit aus den Akten bekannt, dass
sie bereits eine längere Zeit im Heim
verbrachten.

5. Zusammenfassung

Es konnte aufgrund der Untersu-
chungsergebnisse bzgl.: Schei-
dung/Trennung der Eltern, Kontakt
zum Vater, psychiatrische Erkrankung
der Eltern und Erziehung in einer In-
stitution aufgezeigt werden, dass dis-
kontinuierliche Beziehungsverläufe,
vor allem im Familiensystem, bei den
Jungen des PTI als ein (nicht der) Indi-
kationsgrund für eine Geschlossene
Unterbringung nach § 1631b vorlie-
gen. Der Verfasser sieht zudem als be-
gründet nachgewiesen, dass die Jun-
gen aufgrund dieser diskontinuierli-

chen Beziehungsverläufe massive Ge-
fühls- und Verhaltensstörungen ent-
wickelt haben.

Diskontinuierliche Beziehungsverläu-
fe im Familiensystem gehen wie oben
aufgezeigt für Jugendliche mit hohen
psychosozialen Belastungsfaktoren
einher.

Ein deutlicher Hinweis auf die Schwe-
re der Belastung durch diskontinuier-
liche Beziehungsverläufe findet sich
bei Myschker (s. Skala).37

Stehen Kindern und Jugendlichen kei-
ne adäquaten Verarbeitungsmöglich-
keiten zur Verfügung, „kommt es oft
zur Entwicklung schwerer psychischer
Störungen, wobei deren Schweregrad
nicht nur von der Intensität und der
Häufigkeit des Traumas, sondern auch
stark von der sozialen Unterstützung
danach abhängig ist, besonders von
der Qualität hilfreicher [sozialer] Be-
ziehungen.“38

Genau an der Qualität hilfreicher so-
zialer Beziehungen zur Bewältigung
der Folgen von diskontinuierlichen
Beziehungsverläufen setzt die inten-
sive pädagogisch-therapeutische Ar-
beit in der Jugendhilfe an.
Deshalb werden zum Abschluss des
Artikels kurz drei wissenschaftliche
Impulse zur PTI, bei massiven Bin-
dungs- und Beziehungsstörungen,
vorgestellt.

V. Wissenschaftliche Impulse
Positionen zur Pädagogisch-The-
rapeutischen-Intensivbetreuung
bei massiven Bindungs- und Be-
ziehungsstörungen

1. Professionelle und zielgerichtete
Beziehungsgestaltung durch die
Helfersysteme

„In der Bezugsbetreuung stellt die Be-
ziehungsgestaltung nicht nur die zwi-

schenmenschliche Rahmenbedingung
dar, durch die problemlösendes Han-
deln erfolgreich sein kann, sondern
vielmehr ist die bewusste Bezie-
hungsgestaltung selbst das problem-
lösende Handeln, die Methode der
pädagogischen Arbeit.“39

Ein zentrales Ziel in der Kinder- und
Jugendhilfe ist demnach die positive
Gestaltung der Beziehungen zwischen
Kindern- und Jugendlichen sowie den
professionellen Helfersystemen.

Ein wichtiger Aspekt ist dabei die
zielgerichtete Beziehungsarbeit im
Rahmen der Hilfeplanungsprozesse
nach § 36 SGB VIII und die jeweilige
operationalisierte Erziehungsplanung
in der Institution.
„Der wichtigste Anspruch an profes-
sionelle Beziehungsarbeit ist, dass sie
zielgerichtet ist. Jede Handlung muss
an dem Leitziel der Verbes-
serung/Wiederherstellung einer ge-
sunden Beziehungsfähigkeit orien-
tiert sein.“40

Dieser Handlungsansatz ermöglicht
den Kindern und Jugendlichen ihre
Traumatisierungen (s. Skala) durch
kontinuierliche Beziehungsverläufe
durch ein professionelles Jugendhilfe-
Setting zu bewältigen.

2. Emotionale Sicherheit durch So-
ziale Zuverlässigkeit‘ der Helfer-
systeme

„Ohne sichere Basis, also ohne sichere
therapeutische Bindung, ist … eine
Bearbeitung von affektiv beladenen
triebdynamischen Konflikten kaum
möglich. 
Die Therapie von Triebkonflikten kann
beim Patienten erhebliche Ängste
auslösen ….
Wenn der Therapeut diese Angst
durch die Bereitstellung einer siche-
ren Basis auffängt, kann eine Kon-
fliktbearbeitung stattfinden.“41
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Grad der Belastung Akute Ereignisse Länger andauernde Lebensumstände

leicht Auseinanderbrechen der Freundschaft mit
Freund oder Freundin; Schulwechsel

beengte Wohnsituation; familiäre Streitig-
keiten

mittel Schulausschluss; Geburt eines Geschwisters chronisch behindernde Krankheit eines El-
ternteils; ständiger Streit der Eltern

schwer Scheidung der Eltern; unerwünschte
Schwangerschaft; Gefängnisaufenthalt

strenge oder zurückweisende Eltern; chro-
nische, lebensbedrohende Krankheit eines
Elternteils; verschiedene Aufenthalte in
Pflegeheimen

sehr schwer sexueller Missbrauch oder körperliche
Misshandlung; Tod eines Elternteils

wiederholter sexueller Missbrauch oder
körperliche Misshandlung

katastrophal Tod beider Eltern chronische lebensbedrohende Krankheit

Skala: Schwere der psychosozialen Belastungsfaktoren bei Kindern und Heranwachsenden. 
Beispiele für Belastungsfaktoren

Gerade deshalb brauchen vor allem
beziehungs- und bindungsgestörte
Kinder ‚Emotionale Sicherheit durch
Soziale Zuverlässigkeit‘ sowohl bei
der emotionalen Zuwendung als auch
in der Konfliktgestaltung durch die
Helfersysteme.
Dies bedeutet konkret für die Kinder-
und Jugendhilfe, dass möglichst kon-
stante Rahmenbedingungen im Erzie-
hungsmilieu organisiert werden.

Eine solche Konstanz können zum
Beispiel gewährleisten:

- Enge Kooperation von Heim, Thera-
pie und Schule

- Regelmäßige Besprechungstermine
der Helfersysteme

- Konzeptionelle Hinterlegung von
Regeln, und Sanktionen in Stufen-
modellen

- Regelmäßige emotionale Zuwen-
dung im 1:1 Kontakt, z. B. Einzel-
unternehmung mit Bezugs- bzw.

Vertrauenserzieher
- Regelmäßige Supervision der Teams

zur Konfliktbewältigung.

3. Langfristige Betreuungskonstanz
von professionellen Bezugsperso-
nen

Gerade bei Kindern und Jugendlichen
mit diskontinuierlichen Beziehungs-
verläufen ist eine langfristige  Kon-
stanz von Beziehungspersonen be-
züglich einer langfristigen Verhal-
tensmodifikation dringend notwen-
dig. Diese Betreuungskonstanz ver-
mindert die Zahl der Jugendhilfemaß-
nahmenabbrüche auch bei ‚sehr
schwierigen Kindern- und Jugendli-
chen’ deutlich.

„ …ungünstige Rahmenbedingungen
der pädagogischen Arbeit wie man-
gelnde Betreuungskonstanz … erhö-
hen die Gefahr eines [Kinder- und Ju-

gendhilfemaßnahmen] Abbruchs.“42

Anmerkungen

1 Die Fallstudie wurde im Pädagogisch
Therapeutischen Intensivbereich (PTI),
Rummelsberger Kinder- und Jugendhilfe
erarbeitet.

2 Vgl. PTI- Konzeption 2007; www.jugend-
hilfe-rummelsberg.de.

3 Da im Rahmen dieses Artikels nur Jun-
gen aus dem Geschlossenen Bereich/
Freiheitsentziehende Maßnahmen un-
tersucht wurden, wird auf die offenen
Gruppen nicht weiter eingegangen.

4 Ahrbeck 2004, S. 82.
5 Hoops 2006, S. 67.
6 Hoops 2006, S. 67.
7 ebenda.
8 Baving 2006, S. 168-169.
9 Brisch 2006, S. 80.
10 Vgl. Remschmidt, H./Schmidt, M./

Poustka, F. (2001) S. 55 ff.
11 Brisch 2006, S. 80.
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15 Vgl. Enser, M. (2007).
16 Späth 2005, S. 8.
17 Vgl. Wallerstein, J. S./Lewis, J. M./Bla-

keslee, S. 2002.
18 Menne 2004, S. 332.
19 Fthenakis 1993, S. 87.
20 Vgl. Kardas, J./Langenmayr, A. 1996, S.
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21 Kardas/Langenmayr 1996, S. 175.
22 Klußmann 2004, S. 83-84.
23 Schmidt 1993, S.161.
24 Schmidt 1993, S.158.
25 Beal/Hochmann 1992, S. 213.
26 Vgl. Kardas, J./Langenmayr, A. 1996, S.

80- 81.
27 Beal/ Hochmann 1992, S. 81.
28 ebenda.
29 Vgl. Beelmann, W./Schmidt- Denter, U.

1991, S. 180 ff.
30 Beelmann/Schmidt-Denter 1991, S.

185.
31 Beelmann/Schmidt-Denter 1991, S.

188.
32 2Küchenhoff 2004, S.107.
33 Vgl. Resch, F. 1996, S. 213.
34 Vgl. Resch, F. 1996, S. 214.
35 Resch 1996, S. 214.
36 Vgl. Remschmidt, H./Schmidt, M./

Poustka, F. 2001, S. 358 f.
37 Vgl. Myschker, N. 2005, S. 128.
38 Dümpelmann 2002, S. 71.
39 Schroll 2007, S. 134.
40Schroll 2007, S. 134.
41 Brisch 2006, S. 96.
42 Schmidt et al. 2002, S. 412.
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Die Maßnahme in der Kurt-Hahn-
Gruppe zählt zu den freiheitsbe-
schränkenden Angeboten.
Unsere Praxis fußt neben unserem
fachlichem know how auf jahrzehnte-
langer Erfahrung im Umgang mit be-
sonders verhaltensoriginellen Kindern
und Jugendlichen und den Erfahrun-
gen mit unseren inzwischen über
zwanzig Jungen, die die Gruppe durch-
laufen haben oder noch dabei sind.

Aus der Begleitforschung

Von 2002 bis 2005 hat das Institut für
Kinder und Jugendhilfe (IKJ) in Mainz

eine intensive Begleitforschung
durchgeführt. Neben Daten aus EVAS
und der Gruppe hat das IKJ verschie-
denartige weitere Daten erhoben und
Interviews geführt. Dabei wurden
sämtliche Reflexionen, Stufenverläufe
und pädagogische Interventionen do-
kumentiert. 
Die Daten wurden einzelfallbezogen
bearbeitet und in einer Längsschnitt-
untersuchung über drei Jahre ausge-
wertet.

Diese Ergebnisse werden im Folgen-
den Vergleichsgruppen aus der bun-
desweit durchgeführ-
ten EVAS-Evaluation
gegenübergestellt, die
uns Daten aus der
„normalen“ Heimer-
ziehung nach § 34
und der geschlosse-
nen Unterbringung,
vornehmlich in Bayern
und Baden-Württem-
berg liefert.

Abbildung 1 stellt die

Ressourcen dar,
welche die Jungen
mit in die Gruppe
bringen. Der Balken
für die Kurt-Hahn-
Gruppe rechts und
hat 10,4 Index-
punkte. 
100 Punkte bekäme
ein „normal“ entwi-
ckeltes Kind. Dane-
ben sehen wir die
Vergleichsgruppe

aus der geschlossenen Unterbringung,
die mit durchschnittlich 37,1 Punkten
schon etwas besser dasteht. 
44 Punkte erreicht der helle Balken,
der für unsere Vergleichsgruppe aus
der „normalen“ Heimerziehung steht,
dort aber nur Jungen zwischen 11 und
17 Jahren repräsentiert. 
Der linke Balken mit 46,8 Punkten
steht für die Unterbringung nach § 34
im Allgemeinen.

Bei der Verteilung der Defizite (Abb.
2) nähern sich die Gruppen etwas
weiter an. 

Auf der linken Seite stehen Indexe für
die Defizite der Kinder, auf der rech-
ten Seite die elternbezogenen Defizi-
te. Als „normal“ anzusehen wäre hier
ein Wert gegen Null.

In der Menge der angezeigten Straf-
taten (s. Abb.3 auf der folgenden Sei-
te) unterscheiden sich die Vergleichs-
gruppen sehr deutlich voneinander.
Sind die Kinder, die nach § 34 unter-
gebracht sind, nur zu 23 % straffällig,
und die Vergleichsgruppe der Jungen

Björn Hoff

Die Kurt-Hahn-Gruppe des Raphaelshauses Dormagen

Abb.1: Ressourcenindex bei der Aufnahme

Abb. 2: Defizitindexe bei Aufnahme

Konzepte  Modelle  Projekte
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zwischen 11 und 17 Jahren bereits zu
37 %, so sind es in der GU-Gruppe
bereits 63 % und in der Kurt-Hahn-
Gruppe 75 %.
Hier lassen sich bereits deutliche Ziele
unserer Arbeit ableiten: Die Vermei-
dung einer Knastkarriere!

Die Kurt-Hahn-Gruppe in der Praxis

Wir haben in der Kurt-Hahn-Gruppe
sieben Plätze für besonders verhal-
tensoriginelle Kinder und Jugendliche
mit gering ausgeprägten Ressourcen,
vielen Defiziten und einer starken
Neigung zu Aggressivität und Krimi-
nalität. 
Nach Begutachtung der Aktenlage
führen wir ein Informationsgespräch
mit Kind, Familie und Jugendamt und
treffen spätestens am Folgetag eine
Aufnahmeentscheidung.
Wir legen Wert auf eine geeignete
kognitive Reife der Jungen, d. h.
mehr als 80 IQ Punkte in testpsycho-
logischen Verfahren. 
Außerdem müssen alle Jungen kör-
perlich gesund und belastbar sein, da
das selbstständige Tragen von Trek-
kingrucksäcken und Radfahren kon-
zeptionelle Bedingung ist. 
Die Familie muss unbedingt das Kon-
zept akzeptieren und wir legen Wert
darauf, dass die Jungen motiviert sind,
an ihrer Persönlichkeit zu arbeiten.

Statusorientiertes Lernen

Der Stufenplan verfügt über insge-
samt 10 Stufen, acht positive, eine
negative und die Startstufe 0. 
An jede Stufe sind Rechte bezüglich
Materialnutzung, Schlafenszeiten,
Ausstattung und Ausgangsregelun-
gen gekoppelt. 
Je weiter die Jungen aufsteigen, desto
größer sind ihre Ausstattungen und
Rechte. 
Ab Stufe 5 beginnt der unbeaufsich-
tigte Ausgang außerhalb des Gelän-
des. 
Im sogenannten „Grünen Bereich“
verfügen die Jungen über eine ähnli-
che Rahmung wie in anderen Inten-
sivgruppen beim Einstieg.

Die „Minusstufe“ reduziert die Jungen
auf ein Maß, das ungefähr dem der
Kölner Domplatte entspricht. 
Die Zimmerausstattung wird auf Iso-
matte und Schlafsack reduziert und
der Junge wird weiterhin soweit ver-
sorgt und betreut, wie er sich darauf
einlässt. 
Im Gegenzug garantieren wir ihm,
trotz seines massiv gewalttätigen
Verhaltens, den Platz in der Gruppe
und verzichten auf den sonst üblichen
Rauswurf. Wertschätzung und Loyali-
tät zum Kind bleiben erhalten.
Das hat uns bislang ermöglicht, mit
allen Auffälligkeiten arbeiten zu kön-
nen.

Das Team reflektiert wöchentlich je-
des einzelne Kind und gibt ihm ein
umfassendes Feedback. Im Konsens
wird entschieden, ob die Leistungen
ausreichen, um aufzusteigen, für ei-
nen Stufenerhalt sprechen oder aber
einen Abstieg begründen. 
Insgesamt setzen wir mit unserem
Stufenplanmodell die natürliche Hie-
rarchie der Gruppe außer Kraft. Hie-
rarchien existieren in allen Jungen-
und Männergruppen und werden in
der Regel durch Dominanz geprägt.
Üblich sind viele dissoziale Verhal-
tensweisen und Gewalt zum Erlangen
von Status in der Gruppe. 

Abb. 3: Straffälligkeit vor Aufnahme

Abb. 4: Korrelationen
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Über den Status in der Kurt-Hahn-
Gruppe entscheidet bei uns aus-
schließlich das Team und die eigenen
sozialen Leistungen tragen enorm
zum Statusgewinn bei. Andere Hie-
rarchien und Statusgewinne als der
Stufenplan werden nicht akzeptiert.
Der Stufenplan war in der Begleitfor-
schung eines der interessantesten
Objekte. Er erreichte in Korrelations-
rechnungen einen Wert von 1,0 im
Verhältnis zur Defizitfreiheitsent-
wicklung und einen ähnlich hohen
Zusammenhang zur Ressourcenent-
wicklung (vgl. Abb. 4). Damit ist empi-
risch ein eindeutiger Zusammenhang
zwischen erreichter Stufe und Rei-
feentwicklung der Jungen belegt.
Der Stufenplan ist kein Verstärker-
plan. Er belohnt natürlich eine positi-
ve Entwicklung, aber nicht zeitnah
und auch nicht im Einzelnen. Viel-
mehr spiegelt er die persönliche Reife
und macht damit den Weg der Ent-
wicklung für die Jungen transparent.
Zudem metaphorisiert er durch das
Bild eines Berges, der erstiegen wird.

Erziehung zur Verantwortung

Unsere Grundhaltung ist, dass Jungen
sich im Wesentlichen durch die Peer-
group lenken lassen. Entsprechend
steht bei uns Gruppenarbeit und Er-
ziehung von Kindern und Jugendli-
chen durch Kinder und Jugendliche
an erster Stelle. Einzelförderung redu-

zieren wir auf ein Minimum. Neue
Kinder bekommen einen Paten, der
ihnen den Einstieg erleichtert. 

Die Rückmeldungen, Hilfestellungen
und Konfrontationen durch die Grup-
penkameraden sind sehr klar und
ehrlich und zeigen eine deutliche
Wirkung. 
Entsprechend den Hilfeplanzielen set-
zen sich die Jungen im Gruppenge-
spräch wöchentlich persönliche Ent-
wicklungsziele. Diese Ziele werden
mit allen Jungen gemeinsam erarbei-
tet, vereinbart und reflektiert.
Neben einfachen und eindeutigen Re-
geln und Normen ist auch der Tages-
ablauf sehr klar strukturiert und bie-
tet Halt und Orientierung als Gegen-
pol zu einer chaotischen Innenwelt.
Der Tag wird durch Reflexions- und
Essenszeiten, Sport- und pädagogi-
sche Angebote geprägt. 
Regelhaftes Verhalten wird konse-
quent eingefordert, bei Regelverstö-
ßen wird grundsätzlich ermahnt oder
sanktioniert. 
Unsere Jungen tragen eine einheitli-
che Gruppenkleidung. Zweck dieser
Kleidung ist eine Persönlichkeitsent-
wicklung frei von Maskerade und
Markendruck. Zudem dient sie als
identifikationsstiftendes Symbol.
Die Jungen werden immer wieder mit
ihren Schwierigkeiten konfrontiert.
Der Umgang mit Provokationen, Frust,
Angst, Bevormundung, ungerechter
Behandlung und klaren persönlichen
Rückmeldungen muss geübt werden.
Die gegenseitige Konfrontation schult
im Umgang mit Stress und stärkt das
Selbstbewusstsein.
Im Wochenrhythmus der Kurt-Hahn-
Gruppe sind mehrere Gruppengesprä-
che fest installiert. In diesen Gesprä-
chen setzen sie sich mit der persönli-
chen Entwicklung, aktuellen Themen
der Gruppe, der Essens- und Einkaufs-
planung, Tourvor- oder Nachberei-
tung und vielem mehr auseinander.
Regelmäßig werden auch neue Ideen
für den Stufenplan und das Regelwerk
entwickelt. Besondere Krisen werden
im Gruppengespräch geklärt oder
aufgearbeitet. 

Reflexion

Dreimal täglich setzt sich die Gruppe
zu einer Reflexionsrunde zusammen. 

Es werden Items wie Sozialverhalten
in der Gruppe und gegenüber Erwach-
senen, schulische und sportliche Leis-
tungen sowie Ordnungsverhalten be-
sprochen. Jeder bezieht zunächst
selbst Stellung zu seinem Verhalten
und nimmt dann die Feedbacks der
Gruppenkameraden entgegen. Die
Feedbacks werden in positiver Spra-
che formuliert. Der teilnehmende Pä-
dagoge fasst noch einmal zusammen
und bewertet das Verhalten mit einer
Schulnote.

Familienarbeit

Grundlage einer gelungenen Maß-
nahme bildet die Einbindung der El-
tern in den Erziehungsprozess von
der Aufnahme bis zum Abschluss. In
der Einzelberatung haben die Eltern
die Möglichkeit, mit dem jeweiligen
Kontaktpädagogen ihres Kindes in-
tensiver über dessen Entwicklung zu
sprechen. 

Zur Heimfahrt bekommen Eltern und
Kind vorbereitete Reflexionsbögen
mit nach Hause, mit deren Hilfe sie
überprüfen und dokumentieren; wie
die Heimfahrt verlaufen ist. So wird
die positive Wirkung von Reflexion
mit einfachen Mitteln in den Familien
fortgesetzt.

Im monatlich stattfindenden Eltern-
kurs werden die Eltern gemeinsam
über Aktivitäten und Gruppengesche-
hen informiert und nach Bedarf im
Austausch mit den anderen Eltern be-
raten. Häufige Themen sind hier
Grenzsetzung, Umgang mit Aggressi-
on und Entwicklung einer wertschät-
zenden Erziehungshaltung sowie der
Umgang mit Schuldgefühlen und
Trennung.
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Im Systemisch-Handlungsorientierten
Familientraining (SHOFT) werden mit
Methoden aus der systemischen Fa-
milientherapie und des handlungsori-
entierten Lernens besonders die Kom-
munikations- und Interaktionsmuster
der Familie analysiert und die Famili-
en erarbeiten sich neue effektivere
Handlungsformen. Der Rahmen bein-
haltet etwa fünf Termine auf dem Ge-
lände des Raphaelshauses inklusive
der Nutzung des Hochseilgartens.

Schule

In der Schule der Kurt-Hahn-Gruppe
werden die Schüler gemeinsam in ei-
nem Raum unterrichtet. Jeder Schüler
bekommt Aufgaben, die an seinen je-
weiligen Stand angepasst sind, und
wird seinen Möglichkeiten entspre-
chend gefördert. 
Dazu gibt es Förderstunden in Klein-
gruppen bzw. einzeln. So können
Jungs, die durch Schulschwänzen,
Schulprobleme oder Problemschulen
Stoff verpasst haben auch mehrere
Schuljahre aufholen. 
In einem Fall wurden in zwei Jahren
fünf Schuljahre inhaltlich absolviert,
Rückschulungen auf die Haupt- bzw.
Realschule konnten in zwei Fällen
durchgeführt werden.

Gelernt wird zu einem großen Teil
über Stationsarbeit, Lernwerkstätten,
Wochenplan- und Projektarbeit. 
Die Klassenlehrerin nimmt an allen
Teamsitzungen sowie am Coaching
teil. Alle Gruppenregeln gelten auch
in der Schule. Die Schule begleitet Ex-
peditionen fachlich und gewährleistet
einen Unterricht in allen Situationen.

Erlebnispädagogik

Die Gruppenarbeit wird unterstützt
durch gezielt geplante und reflektier-
te Outdooraktivitäten. Auf unseren
Expeditionen setzen die Jungen ihre
Arbeit an den persönlichen Zielen und

den übergeordneten Gruppenzielen
effektiv fort. Sie entdecken neue Res-
sourcen und lernen sie für sich und
die Gruppe positiv einzusetzen. Nir-
gendwo sonst werden Gruppenpro-
zesse so deutlich und ist die Arbeit an
Ihnen so leicht wie in der Natur. Frü-
her erlernte, inzwischen kontrapro-
duktive und dissoziale Verhaltenswei-
sen aus der Kulturwelt verlieren im
Wald, auf dem Wasser oder in den
Bergen ihre Bedeutung und können
leichter abgelegt werden. Sie machen
Platz für neue Erfahrungen und neue
Verhaltensweisen. Die in der Natur
unter ernsten Bedingungen zusam-
mengeführte Gruppe hat nun auch
ernsthafte Gründe, sich mit ihrem So-
zialverhalten auseinanderzusetzen. Es
geht nicht mehr um Belangloses, son-
dern um elementare Bedürfniswahr-
nehmung und -befriedigung wie
Wärme, Trockenheit, Schlaf und Sät-
tigung. Diese Ziele sind im Alleingang
oder gegeneinander nicht erreichbar.
Die Natur gibt ihre Rückmeldung über
Erfolg und Misserfolg der eigenen
Handlung direkt und konsequent.
Mit einem stabilen Körpergefühl und
authentischer Erlebnissättigung kann
ein kraftvolles Ich-Gefühl aufgebaut
werden. In der Natur können sich die
Jungen endlich als kompetent erle-
ben, sie können ihre Fähigkeiten sinn-
voll einbringen. 
Die Reizüberflutung und Entfremdung
unserer Zivilisation tritt in den Hin-
tergrund und die Anforderungen sind
konkret, klar erkennbar und einfach
strukturiert. Wer die Alpen mit dem
Fahrrad überquert, hat eine Erfahrung
gemacht, die ihn Zeit seines Lebens
begleiten und prägen wird. Er weiß,
dass Wille und Ausdauer zählen, nicht
die Kraft. Er weiß, welches Verhalten
notwendig ist, um zu zweit zu kochen
und welches Sozialverhalten notwen-
dig ist, um zu siebt unter einer Plane
zu schlafen.

Diese Erfahrungen prägen die Charak-
terbildung des Einzelnen, prägen die
Gruppe und schweißen zusammen.

Die Gruppe profitiert noch lange nach
ihrer Rückkehr von dem gemeinsam
Er- und Durchlebten.

Soziale Projekte

In unserer Klasse wird regelmäßig eine
Ersthelferausbildung angeboten. Die
Jungs nehmen diese Ausbildung sehr
ernst und werden zum Abschluss von
den Maltesern geprüft. Im Jahr 2005
haben wir gemeinsam mit dem Malte-
serhilfsdienst Sanitätsdiensteinsätze
auf dem Weltjugendtag übernommen.
Mit Stolz geschwellter Brust kamen
unsere Jungen 2002 aus Sachsen zu-
rück, wo sie gemeinsam mit der Bun-
deswehr ein kleines Dorf von den Fol-
gen der Elbflut befreiten. Ebenso
2005 in Oberstdorf-Tiefenbach im
Allgäu.

Diese Fluthelfereinsätze sind hart,
aber sehr konkret und den Jungen
wird viel Sympathie und Dankbarkeit
von der Bevölkerung entgegenge-
bracht. Auch hier erleben Sie sich
kompetent und in einer neuen, positi-
ven Rolle.

An die Tradition konkreter, hand-
lungsorientierter Hilfe knüpfen wir in
Kurt Hahns Sinne an, der in seinen
Schulen Berg- und Seerettung etab-
lierte. Möglichkeiten zur konkreten
Hilfe finden sich immer.
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Sport

Neben den allseits bekannten positi-
ven Effekten wie Aufbau von Selbst-
vertrauen, Entwicklung eines gesun-
den Körpergefühls und Kanalisierung
von Aggression und Frustration, hat
Sport auch sehr vorteilhafte Einflüsse
auf das Sozialverhalten.

Die Jungen lernen überschüssige
Energie auf angemessene Weise
durch strukturierte Aktivität umzu-
setzen bzw. einzusetzen.
Sport treiben in der Gruppe vermit-
telt ihnen Toleranz, trainiert Regelak-
zeptanz und stärkt das Gruppenge-
fühl. Gerade Sportarten wie Basket-
ball und Fußball sind ein ideales Trai-
ningsfeld für den Erwerb sozialer
Kompetenzen, wenn sie reflektiert
eingesetzt werden.
Klettern fördert den Umgang mit ei-
genen Grenzen und Ängsten, das
Wahrnehmen und Verbalisieren von
Gefühlen und zeigt die gegenseitige
Abhängigkeit auf. 
Die Seilschaft übt eine klare, eindeu-
tige Kommunikation und der Sichern-
de die Übernahme von Verantwortung
für das Leben und die Gesundheit sei-
nes Kameraden, der sich wiederum in
Vertrauen üben muss.
Ausdauersportarten, wie Laufen,
Schwimmen und Radfahren stärken
die Kinder und Jugendlichen im Er-
werb von Disziplin, Selbstdisziplin,
Selbstkontrolle und in ihrer Durchhal-
tefähigkeit.

Kulturpädagogik

Durch kulturpädagogische Angebote
suchen die Jungen nach verborgenen

Ressourcen. Dazu dienen Angebote
wie Zirkus, Trommeln, Reiten, Theater
und Hip-Hop. Viele Kinder bemerken,
während des Trainings das erste Mal,
dass sie etwas können, andere erleben
beim Trommeln oder Jonglieren das
erste Flowerlebnis. 
Sie entdecken Seiten an sich, die sie
nie vermutet hätten, und üben vor
Aufführungen freiwillig in jeder freien
Minute. Die Ergebnisse werden auf
den regelmäßig stattfindenden Grup-
penfeiern oder zu anderen Anlässen
präsentiert.

Berufliche Vorbereitung

Die berufliche Vorbereitung konzen-
triert sich stark auf die Wartung und
Reparatur der Fahrräder, des Gebäu-
des und des Gartens, Bau von Moun-
tainbiketrails, Lagerräumen sowie
Pflege und Instandhaltung der Out-
doorkleidung und des Materials. Viele
Teile der Gruppe haben die Jungen
aktiv mit aufgebaut, etwa die Kletter-
wände für die Sporthalle, die vorher
in einer kommerziellen Kletterhalle
abgebaut wurden, Beete und Garten-
haus wurden errichtet, die Garage
wurde verputzt und mit Strom ver-
sorgt, Werkbänke und Regale gebaut,
Fußböden gegossen und vieles mehr.

Daneben unterstützen wir Projekte
wie den Aufbau des Außengeländes
von KiTas, Hochwas-
serschädenbeseitigung
in Zons, Graffitibesei-
tigung uvm. 
Im Rahmen des Be-
rufspraktikums können
die Jungen schulisch
begleitete Praktika
machen.

Team

Das wichtigste in der
Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen sind die

Pädagogen. Sie müssen nicht nur
fachlich qualifiziert sein, sondern
auch ein hohes Maß an sozialen Kom-
petenzen, Lebenserfahrung, anste-
ckender Begeisterung, positiven Hal-
tungen und Wertvorstellungen sowie
Kondition, Zusatzqualifikationen und
Berufserfahrung mitbringen. Die ge-
genseitige Reflexion im Team steigert
die Qualität der Arbeit.
Mitarbeiter und Teamentwicklung
müssen unterstützt, begleitet und ge-
fördert werden. Wir versuchen das
durch Coaching, Zielvereinbarungen,
Fortbildungen und Wertschätzung
umzusetzen.
Ich bin sehr stolz auf mein Team, oh-
ne die Pädagogen wäre unsere erfolg-
reiche Arbeit nicht möglich.

Defizitabbau

Im Bereich des Defizitabbaus ist ein
deutlicher Rückgang um 4,5 Index-
punkte zu erkennen. Im Vergleich da-
zu ein Rückgang der Defizite um ei-
nen Punkt bei der Vergleichsgruppe
geschlossene Unterbringung und eine
leichte Defizitzunahme bei den bei-
den Vergleichsgruppen der nach § 34
untergebrachten Kindern und Ju-
gendlichen.
Dennoch haben unsere Jungen trotz
deutlichem Erfolg noch ein sehr defi-
zitäres Niveau.

Abb.5: Defizitabbau
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Ressourcenaufbau

Im Vergleich der Ressourcenentwick-
lung kommt es bei beiden § 34 Grup-
pen nicht zur Entwicklung (vgl.
Abb.6).
Die Gruppe GU kommt hier zu einer
Förderung von 4,3 Indexpunkten, die
Kurt-Hahn-Gruppe steigert die Res-
sourcen um knapp 3 Indexpunkte.
Bemerkenswert ist die Steigerung der
Ressourcen in der geschlossenen Un-
terbringung und in der Kurt-Hahn-
Gruppe, besonders dann, wenn man
sich bewusst macht, dass eine Förde-
rung desto leichter ist, je mehr Res-
sourcen bereits vorhanden sind.
Dies ist auch ein Argument dafür,
dass Pädagogik in freiheitsentziehen-
den und –einschränkenden Maßnah-
men durchaus Früchte tragen kann.

Ressourcenentwicklung

Im letzten Diagramm die Ressourcen-
entwicklung der Jungen in der Kurt-
Hahn-Gruppe in aufgegliederten
Items zu sehen.
Am deutlichsten nimmt die Gruppen-
bzw. Familienfähigkeit zu, aber auch
die Bereiche Soziale Integration, so-
wie Interessen und Freizeitaktivitäten
nehmen im Rahmen der Kurt-Hahn-
Gruppe deutlich zu.

Beeindruckend ist, dass in unserem
engen, normierten Konzept auch die
Entwicklung der Autonomie deutlich
zunimmt.
Die Arbeit in der freiheitsbeschrän-
kenden Maßnahme Kurt-Hahn-Grup-
pe ist seit sechs Jahren sehr erfolg-
reich und förderlich für die Jungen.

Für viele massiv gefährdete oder ge-
fährdende Kinder und Jugendliche
kann eine freiheitseinschränkende
oder geschlossene Maßnahme ein be-
deutender Schritt zur Entschleuni-
gung der Krise sein. Hierbei kommen
wir aber allemal dem Schutz- und
Aufsichtsgedanken nach. Das ist
selbstverständlich auch wichtig. Not-
wendig ist für uns Pädagogen, in wel-
chem Rahmen auch immer wir arbei-
ten, den Schwerpunkt auf die pädago-
gische Förderung und die wertschät-
zende Begleitung der uns anvertrau-
ten Kinder und Jugendlichen zu set-
zen. Das muss eben benannten Maß-
nahmen nicht widersprechen. Durch
die Bindung zwischen Pädagogen und
unseren Klienten sind viele einschrän-
kende Maßnahmen ersetzbar. Diese
Bindung muss aber erst einmal aufge-
baut werden und das gestaltet sich
bei vielen Jugendlichen mit ausge-
prägten Störungsbildern zum Teil als
sehr schwierig und langwierig.

Als Erfolg unserer Arbeit sehe ich je-
den Jungen, der es schafft ohne ge-
schlossene Unterbringung einer späte-
ren Inhaftierung zu entgehen und ein
möglichst eigenständiges und selbst-
verantwortliches Leben zu führen!

Björn Hoff
Raphaelshaus Jugendzentrum
Krefelder Str. 122
41539 Dormagen
www.raphaelshaus.de

Abb.6: Ressourcenaufbau

Abb.7: Ressourcenentwicklung Kurt-Hahn-Gruppe

IGfH Kalender 2008
Kinder und Jugendliche aus Ein-
richtungen der stationären Ju-
gendhilfe sind im Rahmen eines
Fotoprojektes zu Wort gekommen .
Es sind keine Bilder über Kinder aus
dem Heim, sondern Bilder von
Mädchen und Jungen, die uns et-
was zu sagen haben.
Information und Bestellungen un-
ter www.igfh.de
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Am 18. Oktober 2007 fand in Unna
unter dem Titel „Im Heim machen sie
Dich ein! – Was lernt die Jugendhilfe
aus ihrer Geschichte?“ in Unna eine
Tagung nicht nur für Fachkräfte der
Jugendhilfe zum Thema „Heimerzie-
hung in den 50/60er Jahren“ statt.
Veranstalter dieser Tagung waren der
Kreis Unna, die Stadt Unna und der
Paritätische, Kreisgruppe Unna. 

„Im Heim machen sie Dich ein!“ Mit
einer solchen Parole skandalisierten
Studentinnen und Studenten Ende
der 60er Jahre des letzten Jahrhun-
derts die Zustände in Kinderheimen
der öffentlichen Erziehung. 

40 Jahre später melden sich ehemali-
ge Heimkeinder öffentlich zu Wort
und bestätigen die damaligen Vor-
würfe. Sie berichten über das erlitte-
ne Elend aus Schlägen und Zwangsar-
beit, aus Demütigungen und Erniedri-
gungen und fordern heute die Aner-
kennung als Opfer von Menschen-
rechtsverletzungen. 

Diese öffentliche Aufmerksamkeit er-
hält durch diese Veranstaltung eine
Stimme. Sie stellt an die Akteure der
öffentlichen und freien Jugendhilfe
die Frage: Haben Heime und Jugend-
ämter aus dieser, ihrer Geschichte ge-
lernt? Was tun sie, damit sich der
Machtmissbrauch nicht wiederholt? 

Eröffnet wurde die Fachveranstal-
tung im Kreishaus Unna durch den
Geschäftsführer der örtlichen Kreis-
gruppe des Paritätischen, Peter Syl-
vester, der sich für ein Beschwerde-
management bei freien und öffentli-

chen Trägern aussprach. Michael Ma-
kiolla, Landrat des Kreises Unna, und
Schirmherr der Veranstaltung spann-
te in seiner Rede warnend den Bogen
von der damaligen Heimerziehung zu
aktuellen Diskussionen über ge-
schlossener Unterbringung junger
Menschen in Einrichtungen der Er-
ziehungshilfe. 

Mit großer Anteilnahme reagierten
die 70 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer auf den Bericht von Michael-Pe-
ter Schiltsky, der in der Zeit von 1957
– 1962 in einem Heim in Werl/West-
falen untergebracht war. Seine Ge-
schichte unterstreicht die Wichtig-
keit, dass die Jugendhilfe vor der Pra-
xis der Heimerzie-
hung in diesen Jahren
die Augen nicht ver-
schließen darf und die
Achtung und Wah-
rung der Kinderrechte
bei öffentlichen und
freien Trägern eine
zentrale Grundlage
pädagogischer Arbeit
ist. 

Anschließend bewer-
tete Matthias Lehm-
kuhl vom Landesju-
gendamt Westfalen-Lippe den
Machtmissbrauch in der Heimerzie-
hung der Nachkriegsjahre nicht als
systematisch für alle, wohl aber für
einzelne Heime. Er berichtete über
Aktenanalysen ehemaliger Heimzög-
linge und bat Jugendämter und Ein-
richtungen, noch vorhandene Fallak-
ten nicht zu vernichten, auch wenn
Aufbewahrungsfristen abgelaufen

sind. Bereits mehr als 130 Ehemalige
haben beim Landesjugendamt, bis
1989 zuständig für freiwillige Erzie-
hungshilfe (FEH) und Fürsorgeerzie-
hung (FE), um Akteneinsicht nachge-
sucht. Aus seiner Sicht steht einer
weiteren rechtlichen Würdigung der
erlittenen Drangsal in den Heimen die
Verjährung der meisten Tatbestände
entgegen. 

In der anschließenden Gesprächsrun-
de kamen ein ehemaliger Heimzög-
ling, Vertreter der Jugendämter des
Kreises und der Stadt Unna, des Lan-
desjugendamtes Westfalen-Lippe so-
wie des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes zu Wort. 

Aus den verschiedenen Blickwinkeln
der diskutierenden Menschen wurden
Fragestellungen der beiden Vorträge
aufgegriffen, durch Nachfragen spe-
zifisch vertieft und mit eigenen Pra-
xiserfahrungen ergänzt:  

• Wie sieht die heutige Praxis der Hil-
fen zur Erziehung durch Jugendäm-
ter und Erziehungshilfeträger aus? 

Themen

Bernd Hemker / Friedrich-Wilhelm Rebbe

Heimerziehung der 50er/60er Jahre 

Michael-Peter Schiltsky im Gespräch mit Mathias Lehmkuhl vom
Landesjugendamt Westfalen-Lippe in Münster
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• Wodurch wird der Schutz junger
Menschen in Einrichtungen der Er-
ziehungshilfe vor Machtmissbrauch
weitgehend wirksam sichergestellt? 

• Was beinhalten die Erwartungen an
die Leistungsfähigkeit der Jugend-
hilfe und welche Rahmenbedingun-
gen benötigt ein partnerschaftli-
ches Miteinander von freier und öf-
fentlicher Jugendhilfe? 

• Wie sind vordem Hintergrund der
geschichtlichen Erfahrungen Forde-

rungen nach einer Verschärfung des
Jugendstrafrechts und einer Herab-
setzung des Strafmündigkeitsalters
fachlich einzuordnen?

Die Veranstaltung wurde kompetent
und ausgesprochen engagiert durch
die freie Journalistin und WDR-Mo-
deratorin Sabine Brandi moderiert.
Am Ende der Veranstaltung erklärte
die Moderatorin, dass sie auf ihr Ho-
norar verzichten und dieses dem „Ver-
ein ehemaliger Heimkinder e.V.“
spenden wolle. 

Bernd Hemker
PARITÄTISCHER Wohlfahrtsverband
Landesverband NRW e. V.
Referat Hilfen zur Erziehung
Friedrich-Ebert-Str. 16
59425 Unna

Friedrich-Wilhelm Rebbe
Kreis Unna
Hansastr. 4
59425 Unna

Anke Arndt/Ernst Fricke

Entgeltvereinbarungen für Kindertageseinrichtungen - ein neues Feld auch für
die Schiedsstelle gem. § 78g SGB VIII

Einleitung

Das Gesetz zur Förderung von Kindern
in Tageseinrichtungen und Tagespfle-
ge (KiföG Mecklenburg-Vorpommern)
trat am 1. August 2004 in Kraft und
hat mit seinem neuen Finanzierungs-
modell für Kindertageseinrichtungen
auch auf die Arbeit der Schiedsstelle
erhebliche Auswirkungen. 

Gemäß § 16 KiföG M-V soll der örtli-
che Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe Verträge über den Betrieb der
Kindertageseinrichtungen nach
§§ 78b bis 78e SGB VIII oder ver-
gleichbare Vereinbarungen im Einver-
nehmen mit der Gemeinde abschlie-
ßen. Mit den Leistungsverträgen wer-
den die leistungsbezogenen Entgelte
der jeweiligen Kindertageseinrichtung
festgelegt. 

Kommt ein Leistungsvertrag nicht zu-
stande, so entscheidet die Schieds-
stelle nach SGB VIII. 

Bundesweit erstmalig hat der Landes-
gesetzgeber hier von seiner Ermächti-
gungsgrundlage aus § 78 Abs. 2 SGB
VIII Gebrauch gemacht und das Modell
des Abschlusses von Leistungs-, Quali-
tätsentwicklungs- und Entgeltverein-
barungen auch auf den Bereich Kin-
dertageseinrichtungen ausgeweitet.

Da die Aufgabe der Schiedsstelle in § 1
SchiedsLVO geregelt ist, war es nach
Verabschiedung des KiföG M.-V. zu-
nächst erforderlich, die Schiedsstel-
lenlandesverordnung zu ändern und
dort die Zuständigkeit auch für Fälle
nach § 16 KiföG M-V festzuschreiben.
Ohne diese Änderung, die am 05. No-
vember 2005 in Kraft trat, hätten Ki-
föG-Anträge mangels Zuständigkeit

nicht vor der Schiedsstelle verhandelt
werden können. 

Antragslage

Das neue Finanzierungsmodell für
Kindertageseinrichtungen war nach
Inkrafttreten des KiföG M-V durch die
freien und öffentlichen Träger der Ju-
gendhilfe umzusetzen und zog in den
Jahren 2005 und 2006 eine Antrags-
welle bei der Schiedsstelle nach sich.
Dabei fiel auf, dass sich die Masse der
Anträge territorial zunächst auf ei-
nen, später auch auf einen zweiten
Jugendamtsbereich begrenzte und
ansonsten nur vereinzelt Anträge bei
der Schiedsstelle gestellt wurden.

Die Anträge aus einem kreisfreien Ju-
gendamtsbereich bezogen sich vor-
nehmlich auf die Herstellung bzw.
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Versagung des gemeindlichen Einver-
nehmens gemäß § 16 KiföG M-V. Hier
gibt es deutliche Unterschiede zwi-
schen den Landkreisen und den kreis-
freien Städten. In den Landkreisen
nimmt das Jugendamt als Verhand-
lungspartner die Aufgaben des örtli-
chen Trägers der öffentlichen Jugend-
hilfe wahr und beteiligt die Wohn-
sitzgemeinde entweder bereits wäh-
rend der Verhandlung oder unmittel-
bar danach. In den kreisfreien Städten
nimmt die Behörde die Aufgaben des
örtlichen Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe wahr und ist gleichzeitig
Gemeinde. Hier stellte sich die Frage,
ob eine Herstellung des gemeindli-
chen Einvernehmens zusätzlich erfol-
gen muss oder ob mit dem Abschluss
der Vereinbarungen mit dem Jugend-
amt gleichzeitig auch das gemeindli-
che Einvernehmen vorliegt. 

Aus einem zweiten kreisfreien Ju-
gendamtsbereich gab es ebenfalls
mehrere, inhaltlich ähnlich gelagerte
Anträge, wobei es hier konkret um
Sachkosten und um Fragen des Perso-
nalschlüssels in Kindertageseinrich-
tungen ging. In Bezug auf die Sach-
kosten wäre eine Einigung vor der
Schiedsstelle wahrscheinlich möglich
gewesen. Bezüglich der Personalkos-
ten will die Antragstellerin jedoch
Rechtssicherheit im Wege der Ent-
scheidung durch das Verwaltungsge-
richt erhalten. 

Auffällig ist, dass einige Träger Sam-
melanträge für mehrere Einrichtun-
gen gestellt haben, wenn die Ursache
für das Nichtzustandekommen der
Vereinbarungen identisch war. Aus
Gründen der Verwaltungsvereinfa-
chung hat die Schiedsstelle solche
Sammelanträge zugelassen. Soweit
bei gleichen Parteien in den einzelnen
Einrichtungen die Probleme ähnlich
oder gleich gelagert waren, wurden
diese auch innerhalb einer Verhand-
lung geklärt. Die konkreten Entgelte
wurden jedoch grundsätzlich einrich-
tungsbezogen ausgehandelt bzw.
festgelegt. Auch bei der Festsetzung
der Gebühren wurde die Anzahl der
Einrichtungen berücksichtigt.  

Hauptsächliche Streitgegenstände
waren:

• Herstellung des gemeindlichen Ein-
vernehmens

• Sachkosten 
- Orientierung an Durchschnitts-

werten bzw. Minimalwerten
- Mieten

• Personalkosten
- Personalberechnung für Hol-

und Bringezeiten
- Verlängerung der Öffnungszei-

ten
- Deutsch als Zweitsprache
- Eingruppierung in Anlehnung an

Tarife
• Verwaltungskosten

• Vereinbarungsabschluss innerhalb
der 6-Wochen-Frist
(Sicherung des Entgeltes ab Jahres-
beginn bei Verzögerung der Ver-
handlungen durch Antragstellung
bei der Schiedsstelle).

Verhandlungen vor der Schiedsstelle

Die Verhandlungen zu den KiföG-An-
trägen konnten aufgrund der fehlen-
den Zuständigkeitsregelung für den
Bereich der Kindetageseinrichtungen
erst ab November 2005 geführt wer-
den. Besonders intensiv arbeitete die
Schiedsstelle daher im Jahre 2006, in
dem nahezu alle Fälle aus 2004 bis
2006 zum Abschluss gebracht wur-
den. Insgesamt wurden während der
2. Amtsperiode bisher 31 Verhandlun-
gen durchgeführt (s. Übersicht 2).

Im Rahmen der Verhandlungen wirkt
der Vorsitzende gemäß § 10 Abs. 2
SchiedsLVO grundsätzlich auf eine
gütliche Einigung der Parteien hin.
Nur wenn eine gütliche Einigung
nicht zustande kommt, entscheidet
die Schiedsstelle durch Mehrheitsbe-
schluss. Gegen die Entscheidung der
Schiedsstelle ist der Rechtsweg zu
den Verwaltungsgerichten gegeben,
wobei sich die Klage gegen eine der
Vertragsparteien und nicht gegen die
Schiedsstelle richtet. 

Gegenwärtig sind beim Verwaltungs-
gericht Schwerin acht Klagen anhän-
gig. Alle acht Klagen wurden von ein
und derselben Partei erhoben, in sie-
ben von den acht Fällen richtet sich
die Klage jeweils gegen ein und diesel-
be Beklagte. Alle Fälle sind inhaltlich
gleich gelagert. Streitgegenstand sind
die Personalkosten bei einer beabsich-
tigten Absenkung des Personalschlüs-
sels in den Hol- und Bringezeiten. Es
bleibt abzuwarten, wie das Verwal-
tungsgericht in dieser Angelegenheit,
die durchaus auch für andere Träger
der öffentlichen und freien Jugendhil-
fe bedeutsam ist, entscheiden wird.

Übersicht 1: Antragslage per 27.06. 2007
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Besondere Problemfelder bei Ent-
geltverhandlungen für Kinderta-
geseinrichtungen

Im Rahmen der Schiedsstellenver-
handlungen bezüglich der Leistungs-,
Qualitätsentwicklungs- und Entgelt-
vereinbarungen kristallisierten sich ei-
nige besondere Problemfelder heraus.

• Rolle der Leistungsvereinbarung
In mehreren Verhandlungen wurde
deutlich, dass die Parteien um Ent-
gelte streiten und eine Einigung be-
züglich des Entgeltes deshalb un-
möglich ist, weil man sich über die
Leistung nicht geeinigt hat. Entgel-
te werden einrichtungsbezogen und
leistungsbezogen vereinbart.
Grundlage der Entgeltvereinbarung
bildet daher zunächst die Leis-
tungsvereinbarung. Solange Un-
klarheit über die zu erbringende
Leistung besteht, kann auch die
Schiedsstelle keine Entscheidungen
bezüglich des Entgeltes treffen.

• Verlängerung der Öffnungszeiten
In der Präambel des KiföG M-V
heißt es: „Das Land Mecklenburg-
Vorpommern trägt nach Maßgabe
dieses Gesetzes zur Verwirklichung
dieser Rechte und zur Erleichterung
der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf bei.“ 

Bezüglich der Öffnungszeiten regelt
§ 4 Abs. 4 KiföG M-V: „Die tägliche
Verweildauer des Kindes in der Kin-
dertageseinrichtung soll zehn Stun-
den nicht überschreiten. Sie orien-
tiert sich am Bedarf der Personen-
sorgeberechtigten. Bei einer Ganz-
tagsförderung soll die Öffnungszeit
der Kindertageseinrichtung mindes-
tens zehn Stunden betragen. Ein
über diese Öffnungszeit der Kinder-
tageseinrichtung regelmäßig hinaus
gehender Bedarf ist von den Perso-
nensorgeberechtigten dem örtli-
chen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe unverzüglich anzuzeigen.“
Schließlich nimmt auch § 10 Abs. 1
KiföG M-V Bezug auf die Thematik:
„Das Leistungsangebot soll sich pä-
dagogisch nach den Bedürfnissen
der Kinder und ihrer Familien rich-
ten. Das gilt insbesondere für die
Öffnungszeiten der Kindertagesein-
richtungen.“

Für die Sicherstellung eines bedarfs-
gerechten Angebotes ist gemäß § 14
Abs. 1 KiföG M-V der örtliche Träger
der öffentlichen Jugendhilfe zustän-
dig. Einzelne Träger beabsichtigen
nun, die Öffnungszeiten ihrer Einrich-
tungen zu verlängern. Dadurch ent-
stehen höhere Personalkosten, die sie
im Entgelt berücksichtigt wissen wol-
len. Das bedarfsgerechte Angebot ha-

ben die Jugendämter abzusichern. Ih-
nen gegenüber sind auch erweiterte
Bedarfe anzuzeigen. Aus Sicht der
Schiedsstelle ist es nachvollziehbar,
dass die Einrichtungsträger dem Be-
darf der Eltern gerecht werden wol-
len. Ebenso ist es nachvollziehbar,
dass der örtliche Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe im Rahmen seiner
Gesamtverantwortung und im Inte-
resse von Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit die Leistung der verlän-
gerten Öffnungszeit nicht für jeden
Träger finanzieren kann, sondern ver-
sucht, territoriale Schwerpunkte zu
setzen, um dem Bedarf nach verlän-
gerten Öffnungszeiten grundsätzlich,
jedoch nicht in jeder einzelnen Ein-
richtung zu decken. 

In der Kommentierung zum § 78b
SGB VIII RN 9 schreibt Kunkel: „In-
wieweit die Nachfrage nach dem
Leistungsangebot besteht, ist für den
Rechtsanspruch auf Vereinbarungs-
abschluss unerheblich … Eine Be-
darfsprüfung findet nicht statt. Be-
darfsgerechtigkeit eines Angebots ist
lediglich für die Gewährleistungs-
pflicht (vgl. § 79 RN 4) von Bedeu-
tung. Dies bedeutet jedoch nicht, dass
der öffentliche Träger nicht bedarfs-
gerechte  Angebote finanzieren muss.
Auf die bloße Nachfrage kommt es
nicht an. Entspricht im Einzelfall ein
Angebot nicht dem Bedarf, so braucht
der öffentliche Träger weder eine
Kostenübernahme gegenüber dem
Leistungsberechtigten noch eine Kos-
tenzusage gegenüber dem Leistungs-
erbringer zu erklären (vgl. RN 1 und
§ 78a RN 8).“

Allerdings sind die Kommentierungen
des SGB VIII auf die Leistungen der
Hilfen zur Erziehung zugeschnitten,
bei denen der Träger der öffentlichen
Jugendhilfe zwar eine Vereinbarung
abschließen soll, die Leistung aber nur
dann selbst finanzieren muss, wenn er
die Einrichtung belegt. Im Rahmen
des Hilfeplanverfahrens hat der Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe unter

Übersicht 2: Verhandlungen vor der Schiedsstelle
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Beachtung des Wunsch- und Wahl-
rechtes der Personensorgeberechtig-
ten auch Einfluss auf die Belegung ei-
ner Einrichtung. Anders stellt sich
dies im Rahmen des KiföG M-V dar,
da hier mit Abschluss der Entgeltver-
einbarung das Jugendamt gleichzeitig
auch verpflichtet ist, den Kreisanteil
und wenn es sich um eine kreisfreie
Stadt handelt, auch den Gemeindean-
teil zu tragen, ohne Einfluss auf die
Belegung der Einrichtung zu haben,
die von den Personensorgeberechtig-
ten ausgewählt wird.

Die Mitglieder der Schiedsstelle sehen
sich nicht in der Lage, diesen Konflikt
zu lösen, da die Schiedsstelle nicht in
politische Entscheidungen eingreifen
kann. 

Im vorliegenden Fall hat man sich da-
rauf verständigt, dass der örtliche
Träger der öffentlichen Jugendhilfe
zunächst die Gesamtbedarfe des Ter-
ritoriums ermittelt und den Parteien
unter Fristsetzung nahe gelegt, sich
nach dieser Bedarfsermittlung gütlich
zu einigen.

Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob
der örtliche Träger der öffentlichen
Jugendhilfe verpflichtet werden kann,
unabhängig vom Bedarf, die Leistung
der verlängerten Öffnungszeit und
das entsprechende Entgelt zu verein-
baren. Durch das höhere Entgelt wür-
de sich dann auch der Elternbeitrag

erhöhen. Wünschenswert wäre hier
eine Positionierung des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern zur Umsetzung
der Regelungen des § 10 Abs. 1 KiföG
M-V. 

• Deutsch als Zweitsprache
Gemäß § 10 Abs. 8 KiföG M-V sind
Kinder, die Deutsch als zweite Spra-
che erlernen, besonders zu fördern.
Auch diesen Gedanken greifen freie
Träger auf und wollen in Kinderta-
geseinrichtungen Deutschunter-
richt für ausländische Kinder anbie-
ten. Für diese Leistung werden zu-
sätzliche Personalkosten benötigt,
die die Einrichtungsträger wieder-
um in der Leistungs- und Entgelt-
vereinbarung berücksichtigt wissen
wollen. Wie bei den verlängerten
Öffnungszeiten besteht auch hier
ein Konflikt zwischen örtlichen Trä-
gern der öffentlichen Jugendhilfe
und freien Trägern der Jugendhilfe. 
Zu fragen ist, ob der örtliche Träger
der öffentlichen Jugendhilfe ver-
pflichtet werden kann, die Leistung
Deutsch als Zweitsprache und das
entsprechende Entgelt zu vereinba-
ren. Durch das höhere Entgelt wür-
de sich auch der Elternbeitrag er-
höhen. 
Ist es gerechtfertigt, den Elternbei-
trag für alle Eltern zu erhöhen, ob-
wohl dieses Angebot bewusst nur
für eine bestimmte Zielgruppe un-
terbreitet und in Anspruch genom-
men wird? Auch in diesem Zusam-

menhang wäre eine Positionierung
des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern wünschenswert.

• Katalog einzureichender Unterla-
gen
Im Bereich Hilfen zur Erziehung
gibt es einen Rahmenvertrag, an
dem sich die Parteien bei den Ver-
handlungen orientieren. Die Mit-
glieder der Schiedsstelle würden es
begrüßen, wenn es ähnliche Rege-
lungen auch für den Bereich Kin-
dertageseinrichtungen gäbe. Es
wird angeregt, einen einheitlichen
Katalog über beim örtlichen Träger
der öffentlichen Jugendhilfe einzu-
reichende Unterlagen (Leistungsbe-
schreibung, Kalkulationen etc.) für
die Verhandlungen zu entwickeln.

Anke Arndt
Schiedsstelle nach dem SGB VIII
Landesjugendamt Mecklenburg-Vorp.
Abt. Jugend und Familie
Behördenzentrum
Neustrelitzer Str. 120
17033 Neubrandenburg

Prof. Dr. Ernst Fricke
Hochschule Neubrandenburg
Fachbereich Soziale Arbeit
Brodaerstr. 2
17033 Neubrandenburg

World Vision Kinderstudie
Im Auftrag des Kinderhilfswerks World Vision hat ein Bielefelder Wissenschaftler-Team unter Leitung des Sozial-
wissenschaftlers Prof. Dr. Klaus Hurrelmann und der Kindheitsforscherin Prof. Dr. Sabine Andresen zusammen mit
TNS Infratest Sozialforschung, München, die Lebenssituationen der Kinder in Deutschland untersucht. TNS Infra-
test Sozialforschung führte auch die bundesweite Befragung von fast 1.6000 Kindern durch. 
Ziel der Studie ist es, ein repräsentatives Bild von der Lebenssituation und den Wünschen, Bedürfnissen und Inte-
ressen der jüngsten Generation in Deutschland zu gewinnen. 
World Vision Deutschland e. V., www.worldvision.de
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Am 13./14. September 2007 hat in
Berlin, im Ernst-Reuter-Haus, ein Ex-
perten-Workshop des Vereins für
Kommunalwissenschaften e.V. zum
Thema „Diversity orientierte Prozesse
im Gemeinwesen: Integration von Mi-
grantinnen und Migranten auf kom-
munaler Ebene und die Rolle der Kin-
der- und Jugendhilfe“ mit 40 Exper-
ten aus verschiedenen Kulturkreisen
und Institutionen stattgefunden. 

Der Workshop wurde eröffnet von
Prof. Dr.-Ing. Klaus-J. Beckmann, Lei-
ter des Deutschen Instituts für Urba-
nistik. Er sagte, er sei sich nicht sicher,
ob der vielfach behauptete Paradig-
menwechsel der Integrationsdebatte
und der Integrationspraxis schon
überall greife in Bezug auf die Aspek-
te: Unterschiede anerkennen, Vielfalt
gestalten, Integration gewährleisten.
Bei denen, die das operative Geschäft
vor Ort im Detail leisten, sei dies si-
cher so, aber ob das auf allen Ebenen
bereits stattfinde … ? Es sei jedoch ei-
ne unabdingbare Voraussetzung, um
das zu gewährleisten, was gesell-
schaftliche Aufgabe, politische Vor-
gabe und fachpolitisches Ziel ist,
nämlich Chancengleichheit und Ge-
rechtigkeit zu gewährleisten. Und das
vor dem Hintergrund sehr unter-
schiedlicher Migrantinnen- und Mig-
rantengruppen, die unterschiedlich
anzusprechen und mitzunehmen sind,
weil sie mit sehr unterschiedlichen
Erfahrungshintergründen und kultu-
rellen Hintergründen kommen und
ganz verschiedene Familienbeziehun-
gen haben.

Anliegen dieses Workshops war es
zum einen, Migrantinnen und Mig-
ranten aus verschiedenen Kulturkrei-
sen und Verantwortungsbereichen als

Experten in eigener Sache nach Berlin
einzuladen und nach ihren Erfahrun-
gen mit der Kinder- und Jugendhilfe
und praktischen Problemen bei der
Integration in die deutsche Gesell-
schaft zu fragen. Andererseits war der
Workshop für zuständige Fachkräfte
aus der öffentlichen und freien Kin-
der- und Jugendhilfe eine Diskussi-
onsplattform, um sich über Erwartun-
gen und Vorstellungen auf „beiden
Seiten“ sowie über Erfahrungen und
notwendigen Unterstützungsbedarf
auszutauschen. 

Reflexive Interkulturalität - Immer
wieder hinterfragen, ob es dem Le-
ben der Kinder und Jugendlichen
entspricht

Dr. Hubertus Schröer, Geschäftsführer,
Institut-Interkulturelle Qualitätsent-
wicklung München, und (vorher)
langjähriger Leiter des Jugendamtes
der Stadt München führte in die Ta-
gungsthematik mit einem Vortrag
zum Thema: „Interkulturelle Öffnung
und Interkulturelle Kompetenz“ ein
und moderierte im weiteren Verlauf
die Veranstaltung.

Interkulturelle Orientierung verstehe
sich seiner Meinung nach als eine so-
zialpolitische Haltung, die Verschie-
denheit anerkenne, gleichberechtigte
Teilhabe ermögliche, Machtasymme-
trien analysiere und auf eine „reflexi-
ve Interkulturalität“ setze. 
Diversity als Unternehmenskonzept –
eine Charta der Vielfalt, wurde zuerst
von großen Konzernen eingeführt. Die
Intention war, vielfältige Sichtweisen
als Anschluss für Lernprozesse zu
nehmen. Der Vorteil dieses Ansatzes
sei, dass er die gesamte Gesellschaft

einschließe. Es brauche zum „Vielfalt
gestalten“ eine Querschnittstelle, die
alle damit verbundenen Einzelfragen
unter einem Dach organisiere und so
auch Organisationsveränderungen
bewirken könne. Er verwies dabei u. a.
auf die Sozialbürgerhäuser in Mün-
chen, die zuständig für alle sozialen
Fragen seien, deren Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter jetzt auch interkultu-
rell geschult werden. Ihm sei aber be-
wusst, dass eine solche Qualifizierung
auch abhängig von dem Problem-
druck sei, den eine Kommune habe.
Strukturen für eine interkulturelle
Öffnung zu schaffen, sei eine Füh-
rungsaufgabe.

Das Feld definiert, was gelingende
Praxis ist

Stefan Bestmann, Erziehungswissen-
schaftler und freiberuflicher Praxis-
berater aus Berlin, stellte exempla-
risch am Beispiel des Projektes fai-
bene vor, wie eine „Gelingende Fami-
lienunterstützung bei so genannten
bildungsfernen Familien mit Migrati-
onshintergrund“ aussehen sollte. Die-
ses Projekt sei entstanden aus einem
2004 vom Jugendamt Berlin-Neu-
kölln vorgelegten Papier mit dem Titel
„Mehr Vorsorge, weniger Nachsorge“. 

Ziel des Projektes war es, nach gelin-
gender Praxis zu suchen, die Faktoren
des Gelingens herauszufinden und im
Ergebnis dessen ein Handbuch für die
Praktikerinnen und Praktiker zu
schreiben. Als die drei wichtigsten
Faktoren des Gelingens hätten sich
„Professionelles Selbstverständnis“,
„Ressourcenorientierung“ und der
„Erstzugang“ herauskristallisiert. Bei
Familienunterstützender Arbeit habe

Kerstin Landua

Wirklich ein Widerspruch? Aufgeklärte Sozialarbeit versus interkulturelle Öff-
nung von Sozialarbeit?
Ein Tagungsbericht
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sich zudem erwiesen, dass es reiche,
Strukturen vorzugeben, die Inhalte
würden sich dann von selbst ergeben.
Im Endeffekt wurden in diesem Pro-
jekt Prinzipien gelingender sozialer
Arbeit definiert, mit der wenig über-
raschenden Erkenntnis, dass das alles
eigentlich nichts Neues sei und sich
daher die Frage stelle, warum dieses
Wissen in der Praxis so wenig ange-
wendet werde. Es lohne sich, gemein-
sam darüber nachzudenken, zu disku-
tieren, wo hier die Schwierigkeiten lä-
gen, auch im Hinblick auf die Frage,
ob wir eine (neue) Professionalisie-
rungsdebatte bräuchten. 
Diesen beiden Eingangsvorträgen
schlossen sich drei Gesprächsrunden
zu verschiedenen Themenfeldern mit
einem praxisorientierten Erfahrungs-
austausch an.

Migrantinnen und Migranten sind
keine homogene Gruppe, auch
wenn diese aus demselben Kultur-
kreis stammen …

Der folgende Themenblock beschäf-
tigte sich mit der interkulturellen Öff-
nung des ASD und der erzieherischen
Hilfen. Irma Klausch, Fortbildungsko-
ordinatorin, Referat für Jugend, Fami-
lie und Soziales, Nürnberg, Gülseren
Celebi, Leiterin der Jugendhilfestation
IFAK e.V., Bochum, und Ute Kahrs,
Leiterin der Kita am Kleistpark, Berlin,
referierten hierzu aus ihrem Erfah-
rungshintergrund. Seit 1990 mit der
Einführung des SGB VIII gebe es auch
für nichtdeutsche Familien die Mög-
lichkeit, Hilfen zur Erziehung in An-
spruch zu nehmen. Mit Blick darauf
wurde u.a. über folgende Aspekte und
Fragen debattiert: 

• Wie können präventive Jugendhil-
fe-Angebote Migranten erreichen?

• Krippe + Kita = Sprachförderung +
Elternarbeit?

• Gibt es Multiplikationseffekte bei
erfolgreicher Inanspruchnahme von
Hilfen? 

• Welchen Beitrag können hier mehr-
sprachige Fachkräfte bzw. Fach-
kräfte mit eigenem Migrationshin-
tergrund, gemischte Berater-
teams/Tandems leisten?

Wichtigstes (und nicht ganz neues)
Ergebnis: Über eine interkulturelle
Öffnung des ASD entstehe auch eine
„Kundennachfrage“. Es brauche ein
Miteinander und nicht ein Nebenei-
nander von ASD und Migrations-
diensten. 

Schule und die Bedeutung von El-
ternarbeit

Die nächste Gesprächsrunde hatte
das zentrale Thema: „Bildungschan-
cen sichern: Jugendhilfe, Schule und
Berufsausbildung“. 
Dr. Wolfgang Zaschke, Jugendladen
Nippes & Nippes-Museum, Jugendhil-
fe und Schule e.V., Köln, machte u.a.
darauf aufmerksam, dass es in Schu-
len für Lernbehinderte eine deutliche
Überrepräsentation von Migrantinnen
und Migranten gebe, gleichzeitig sei-
en aber umgekehrt auch die Ansprü-
che der Migranten an Schulbildung
sehr gestiegen. 
Alexander Dzembritzki, Schulleiter
der Rütli-Schule in Berlin, sagte, dass
an seiner Schule von 193 Schülerin-
nen und Schülern insgesamt 82 %
nichtdeutscher Herkunft seien und 10
bis 15 % davon nur einen Duldungs-
status hätten. Das erfordere sehr viel
Motivationsarbeit, dass die Schülerin-
nen und Schüler sich nicht von vorne
herein als chancenlos bei Ausbildung
und Beruf begreifen und aufgeben.
Die Schule werde ab der 7. Klasse mo-
dularisiert, so dass jede Klasse einen
anderen Schwerpunkt habe, es gebe
einen Kooperationsvertrag mit dem
Jugendamt in Neukölln und auch die
Vernetzung mit anderen Schulen,
freien Trägern, wie z.B. Jugendwoh-
nen im Kiez und Sportvereinen. Als
sehr wichtig und hilfreich habe sich
auch die Einführung der interkultu-

rellen Moderation erwiesen, die die
beiden Schulsozialarbeiter anbieten
und durchführen, ebenso die unkon-
ventionelle Gestaltung der Eltern-
abende. Ziel der interkulturellen Mo-
deration sei es, zwischen verschiede-
nen Migrantengruppen zu vermitteln,
Verbindungen – auch zwischen den
Eltern – herzustellen und diese da-
durch auch zu stärken. 
Frau Steinkamp, Schulleiterin der Her-
bert-Hoover Oberschule, eine Real-
schule in Berlin, sagte, dass in ihrer
Schule 370 Schüler lernen, von denen
93 % Migrantinnen und Migranten
seien und dass 12 verschiedene Spra-
chen in einer Klasse gesprochen wer-
den, sei keine Seltenheit. Dies schaffe
aber in der Schule insgesamt große
Sprach- und Verständigungsprobleme,
insbesondere auch zwischen den ver-
schiedenen Migrantengruppen. Darum
habe sich die Schulkonferenz in einem
demokratischen Basisprozess darauf
verständigt, dass in dieser Schule nur
noch deutsch gesprochen wird, auch
auf dem Schulhof und in den Pausen.
Gleichzeitig werde aber – auch im
Sinne eines Schulprogramms – großen
Wert darauf gelegt, dass die Her-
kunftssprachen gefördert werden, da-
mit den Schülerinnen und Schülern
diese wichtige und wertvolle Ressour-
ce nicht verloren gehe. Gleichzeitig
werde sehr viel Wert auf „Sekundärtu-
genden“ gelegt, für die Einhaltung
dieser Regeln brauche es aber ein
freundliches Schulklima. Dieser Pro-
zess habe sich sehr positiv auf die Mo-
tivation und auf die Leistungen der
Schülerinnen und Schüler ausgewirkt. 
Bleibt die Frage: Wie kann es Integra-
tion in die deutsche Gesellschaft ge-
ben, an Schulen, in denen überwie-
gend Kinder aus Migrantenfamilien
lernen? 

Aufgeklärte Sozialarbeit = inter-
kulturelle Öffnung von Sozialar-
beit?

Und hier tat sich dann (immer wieder
in der Diskussion) die Frage auf: Was
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ist interkulturelle Orientierung? Brau-
chen wir spezielle Konzepte für Mig-
rantenfamilien oder ist gute soziale
Arbeit nur dann auch professionelle
Jugendhilfe, wenn sie „sowieso inter-
kulturell“ ist? Oder ist die These „gute
soziale Arbeit ist interkulturelle Ar-
beit“ nicht eine Idealvorstellung von
sozialer Arbeit? 
Interkulturelle Öffnung bedeute in
erster Linie Machtabgabe. Es müsse
hinterfragt werden, wer welche In-
halte „besetzt“ und gestaltet, wer wie
viel Gestaltungsmacht hat und ob ge-
wollt sei, dass Menschen mit Migrati-
onshintergrund mitbestimmen. Dies
sei die Frage nach der politischen und
institutionellen Partizipation. Chan-
cengleichheit gäbe es nur dann, wenn
Chancengerechtigkeit hergestellt
werde. Und gute soziale Arbeit zu
machen, sei die „Eintrittskarte“ dafür,
mit der es losgehe … 

Der nächste praxisorientierte Erfah-
rungsaustausch befasste sich mit in-
terkultureller Mädchen- und Jungen-
arbeit. Inna Schmidt, Mitarbeiterin im
Jugendamt Düsseldorf, betreut ein
Mädchenprojekt mit russischen Spät-
aussiedlern „Ich und meine Geschich-
te“, kommt selbst aus Sibirien und
lebt seit 11 Jahren in Deutschland. Sie
sprach darüber, wie wichtig aufsu-
chende Jugendarbeit sei, damit Aus-
siedlerjugendliche die Hilfe, die sie
bei der Integration in die Schule und
bei der Berufsausbildung brauchen,
auch erhalten. Ebenso wichtig sei zu-
gleich Elternarbeit, weil viele Eltern
ihren Kindern keine lebenspraktischen
Perspektiven mehr bieten könnten.
Das Geschichtsprojekt sei eine Mög-
lichkeit für die beteiligten Mädchen,
die ihre alte Heimat verloren haben,
gewesen, ihre eigene Lebensgeschich-
te zu bewerten und gleichzeitig über
das Schreiben und Erzählen besser
deutsch zu lernen. 

Olaf Jantz, Mitarbeiter am Institut für
Jungen- und Männerarbeit in Hanno-
ver, sagte, dass es sehr schade wäre,
dass man Gelder dann für Projekte er-
halte, wenn man junge männliche
Migranten in einen Zusammenhang
mit gewalttätigen Kontexten bringe.
Man müsse aber eher die Frage da-
nach stellen, was Jugendhilfe diesen
jungen Männern (z.B. Hauptschülern),
die offensichtlich keine Perspektive
haben, anzubieten habe. Interkultu-
relle Jungenarbeit versuche Räume zu
geben, in denen die Jungen die Mög-
lichkeit haben, sich selber zu definie-
ren, und es sei wichtig hier eine Ba-
lance durch Konfrontation und An-
nahme zu schaffen. Interkulturelle
Jungenarbeit arbeite mit der Vielfalt,
die die Jungen selber betonen, des-
halb sei es wichtig, diese Unterschie-
de als Gemeinsamkeit zu erleben. 

Diversity-orientierte Prozesse im
Gemeinwesen: Wie gelingt es, Viel-
falt als Chance für die Integration
in den Stadtteil zu nutzen?

Filiz Arslan ist seit dem Jahr 2000 die
Leiterin der Beratungsstelle für Mig-
ranten und Selbstorganisation des
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes in
Bochum. Sie sagte, dass die Fachbera-
tung ihrer Organisation durch Mund-
propaganda bekannt wurde und die
angebotenen Veranstaltungen aus
den Beratungsbedarfen der Migran-
tinnen und Migranten heraus konzi-
piert wurden. So wurde u.a. schnell
klar, dass bei Migrantenfamilien kaum
Kenntnisse über das deutsche Ju-
gendhilfesystem vorhanden waren
und diese das Jugendamt in erster Li-
nie als einen Kontrolldienst ansahen.
Deshalb wäre es aus ihrer Sicht wir-
kungsvoll, wenn die Jugendhilfe, ins-
besondere die Jugendämter, mehr Öf-
fentlichkeitsarbeit machen und Per-

sonen mit Migrationshintergrund ein-
stellen würden. Hier könnten dann die
Ressourcen der Migrantenselbsthilfe-
organisationen mit einfließen, dies
würde auch dem Vorurteil des Auf-
baus von Parallelgesellschaften ent-
gegenwirken. 
Heinz Wiedenroth, Geschäftsführer,
AGB – Aktion Gemeinwesen und Be-
ratung, Düsseldorf, erläuterte in sei-
nem Input, wie die Stadtteilarbeit in
Düsseldorf in Zusammenarbeit mit
den sechs größten Wohnungsbauge-
sellschaften aussieht. Diese sehen
sich durchaus in sozialer Verantwor-
tung und unterstützen auch soziale
Projekte.

Von interkultureller Öffnung zu
Transkulturalität 

Abschließend wurde darüber disku-
tiert, was sich nach diesen beiden Ta-
gen als zentrales Thema für eine wei-
terführende Tagung, geplant für den
Januar 2009, herauskristallisiert habe.
Genannt wurden u.a. folgende Vor-
schläge: 

• Die Rolle von Religion – der Islam
als trotziges Bekenntnis zu einer
anderen Identität?

• Interkulturalität – Das Zusammen-
spiel zwischen verschiedenen Kul-
turgruppen.

• Was ist Sozialarbeit in der Moder-
ne, im europäischen Kontext, im
Hinblick auf die Globalisierung?

Kerstin Landua
Verein für Kommunalwissenschaften
(VfK) e. V.
AG Fachtagungen Jugendhilfe
Straße des 17. Juni 112
10623 Berlin
http://www.vfk.de
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Jürgen Lüder

Fachtag Heilpädagogik in der Korczak-Schule Fürstenwalde

Seit 15 Jahren bildet die Korczak-
Schule der Samariteranstalten Fürs-
tenwalde staatlich anerkannte Heil-
pädagoginnen und Heilpädagogen
aus; seit 2002 kann, aufbauend auf
diesem Examen auch Heilpädagogik
berufsbegleitend in einem kooperati-
ven Studiengang mit der Fachhoch-
schule Hannover studiert und mit
dem Diplom abschlossen werden.

Aus diesem Anlass trafen sich über
100 Ehrengäste, Dozenten, Absolven-
tinnen früherer Ausbildungsgänge
und Studentinnen des aktuellen Di-
plom-Studienganges im Mai 2007 zu
einer Festveranstaltung, um die posi-
tive Wirkung der Heilpädagogikaus-
bildung an der  Fachschule, die  sei-
nerzeit u.a. von Prof. Dr. Wolfgang

Klenner „aus der Taufe gehoben“ wur-
de sowie  des Diplom-Abschlusses für
die weitere heilpädagogische Praxis
zu würdigen und sich am Nachmittag
in einer Reihe angebotener Work-
shops weiterzubilden.

Höhepunkt des Tages bildete  der
Festvortrag von Prof. Dr. Urs Strasser,
Rektor der Hochschule für Heilpäda-
gogik in Zürich, der seine Sichtweise
heilpädagogischer Diagnostik dar-
stellte: „Erst verstehen, dann  erzie-
hen – Heilpädagogische Diagnostik –
gestern – heute – morgen“.

Historisch kann die Korczak-Schule
der Samariteranstalten Fürstenwalde
auf einen lange unbekannt gebliebe-
nen Vorläufer aufbauen: einer der be-

rühmtesten  Väter der Schweizer
Heilpädagogik, Paul Moor, 1930/31
war vorübergehend als Heimleiter in
einer Einrichtung für verhaltensge-
störte Kinder in Fürstenwalde tätig;
dies soll im Rahmen einer zukünftigen
Arbeit genauer erforscht werden.

Die Veranstaltung bot mit ihren un-
terschiedlichen Vorträgen, Seminaren
und Begegnungsmöglichkeiten einen
interessanten Rahmen zum Aus-
tausch für die angereisten Heilpäda-
goginnen und Heilpädagogen.

Jürgen Lüder
Korczak-Schule
August-Bebel-Str.,1-4
15517 Fürstenwalde

Europaweite Qualitätsstandards zur Fremdunterbringung von Kindern und Jugendlichen auf deutsch erschienen
Kinder, Jugendliche, Eltern, Betreuungspersonen und Fachleute aus 32 europäischen Ländern wurden im Projekt
„Quality4Children“ nach den Bedingungen befragt, die fremduntergebrachten Kindern und Jugendlichen auf der
Grundlage der UN-Kinderrechtskonvention die besten Entwicklungschancen gewährleisten. Aus den Ergebnissen
wurden 18 Qualitätsstandards erarbeitet, die im Sommer dieses Jahres im Europaparlament offiziell vorgestellt
wurden. Nun sind die Standards auch auf deutsch erschienen. Sie fordern unter anderem, Kinder am Entschei-
dungsprozess für die Unterbringung außerhalb der Familien zu beteiligen, Geschwister gemeinsam zu betreuen
und den Kontakt der Kinder mit ihren Herkunftsfamilien zu sichern.
„Quality4Children“ ist ein Gemeinschaftsprojekt dreier großer internationaler Organisationen im Bereich der Be-
treuung fremduntergebrachter Kinder: dem Dachverband SOS-Kinderdorf International, der International Foster
Care Organisation (IFCO), einem internationalen Netzwerk zur Unterstützung von Pflegefamilien, und der Fédérati-
on Internationale des Communautés Educatives – Europe (FICE), dem europäischen Fachverband für erzieherische
Hilfen.
Die Qualitätsstandards können als PDF auf der Internetseite www.quality4Children.info abgerufen werden.
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Commerzbank Düsseldorf   BLZ:  300 400 00   Konto: 560 68 68 

Sehr geehrter Herr Rüttgers, 

als pädagogisch verantwortliche Leitungsfachkräfte von Jugendhilfeeinrichtungen, die sich im
Arbeitskreis individualpädagogische Maßnahmen NRW e.V. zusammengeschlossen haben, 
verfolgen wir mit Sorge die aktuelle jugendhilfepolitische Diskussion zum Thema „Erziehungs-
camps“1. 

Unbestreitbar ist, dass viele Jugendliche, die in der heutigen Zeit in kriminelle Milieus abgleiten, 
Suchtverhalten entwickeln und/oder eine vermehrte Gewaltbereitschaft zeigen, durch standardi-
sierte Regelangebote der Jugendhilfe kaum zu erreichen sind.  

Wir teilen die von Ihnen vertretene Auffassung, dass Straftaten von Jugendlichen nicht verharm-
lost werden dürfen und dass die Leiden der Opfer dieser Straftaten nicht relativiert werden dür-
fen, weil die Täter möglicherweise „eine schwere Kindheit“ hatten. 

Vor dem Hintergrund einer Beobachtung, dass Jugendhilfemaßnahmen in der Öffentlichkeit 
häufig als Entlastung von Verantwortung, verbunden mit komfortabler Versorgung und Freizeit-
vergnügen wahrgenommen werden, während gleichzeitig kriminelle Aktivitäten fortgeführt wer-
den können, ist ein gesellschaftliches Bedürfnis nach härteren Konsequenzen verständlich.  

1Verweis auf den 28. Landesparteitag der CDU NRW vom 5. Mai 2007 in Siegburg und den dort verfassten Beschluss 
des 28. Landesparteitags der CDU Nordrhein-Westfalen, 5. Mai 2007, Rhein-Sieg-Halle, Siegburg: „Jugend schützen. 
Gewalt bekämpfen. Härter durchgreifen!“ 
http://www.cdu-nrw.de/fileadmin/user_upload/PDF/Beschluesse/Beschluss_28-LPT_Siegburg_CDU-NRW.PDF

   31.05.2007

Herrn Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers 
CDU Landesverband Nordrhein-Westfalen 
Wasserstr. 6 

40213 Düsseldorf

Offener Brief an Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident NRW 
Bezug nehmend auf den 28. Landesparteitag der CDU NRW vom 5. Mai 2007 

(Anm. der Redaktion: AIM e. V. Nordrehin-Westfalen stellte uns diesen Briefwechsel zur Verfügung, den wir unseren Lesern
als Beispiel jugendhilfepolitischer Diskussion zur Kenntnis geben.)
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des 28. Landesparteitags der CDU Nordrhein-Westfalen, 5. Mai 2007, Rhein-Sieg-Halle, Siegburg: „Jugend schützen. 
Gewalt bekämpfen. Härter durchgreifen!“ 
http://www.cdu-nrw.de/fileadmin/user_upload/PDF/Beschluesse/Beschluss_28-LPT_Siegburg_CDU-NRW.PDF

   31.05.2007

Herrn Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers 
CDU Landesverband Nordrhein-Westfalen 
Wasserstr. 6 

40213 Düsseldorf

Offener Brief an Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident NRW 
Bezug nehmend auf den 28. Landesparteitag der CDU NRW vom 5. Mai 2007 
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I (Christian Schrapper): Ich habe mich
etwas vorbereitet.
SCHERPNER: Ja, das ist gut.

I: Und neben einigen Laudationes im
AFET-Mitgliederrundbrief habe ich ei-
nen interessanten autobiographi-
schen Beitrag von Dir gefunden.
SCHERPNER: Ich weiß was Du meinst.

I: In dem Buch „Soziale Arbeit in
Selbstzeugnissen“ von Hermann
Heidkamp und Alfred Plewa.1

SCHERPNER: Ja. Genau. Der ist mir
auch gut gelungen, habe ich den Ein-
druck.

I: Fand ich auch.
SCHERPNER: Es ist ja schwer, dass
man nicht in Eitelkeiten verfällt.

I: Besonders gefallen hat mir, dass es

Personalien

Martin Scherpner zum 70. Geburtstag
Christian Schrapper / Martin Scherpner

„Ich bin ein Erwachsenenbildner, weniger ein Kinder- und Jugenderzieher.“

Ein Gespräch mit Martin Scherpner zum 70. Geburtstag 

eine sehr de-
tailreiche Er-
zählung ist. In
vielen Fußno-
ten werden
die erwähnten
Personen mit
Daten und
Hintergrund
erläutert. Ich
will für die
Laudatio zu
Deinem 70.
G e b u r t s t a g
nicht die bis-
herigen wie-
derholen und
um die letzten

10 oder 5 Jahre verlängern, das fände
ich weder Dir angemessen noch span-
nend zu lesen.
Scherpner: Ja. Immer mehr des Selben.

I: Nachdem ich diesen Text von Dir
gefunden und gelesen habe, schlage
ich vor, ein Interview zu machen, das
dann im Mitgliederrundbrief veröf-
fentlicht wird. Einverstanden?
SCHERPNER: Ja.

I: Ich habe aus Deinem autobiogra-
phischen Bericht die wesentlichen Le-
bensdaten (s. S. 69) herausgezogen,
um mir ein bisschen Orientierung zu
verschaffen und würde gerne über
drei Lebensabschnitte mit Dir reden:
Zuerst die Zeit in der Familie bis zum
Ende des Studiums, die Zeit in Göttin-
gen und im AFET.
SCHERPNER: ((lacht)) Ja.

1. Die Zeit in der Familie, in der
Schule über das Studium bis zum
ersten Job als Anstaltspsychologe
in der Haftanstalt in der Nähe
von Frankfurt

I: … die Zeit bis zum Wechsel nach
Göttingen in das Landeserziehungs-
heim also ist geprägt vom Vater und
den väterlichen Freunden.  
SCHERPNER: Genau. Väterlich-brü-
derliche Freunde habe ich, glaub ich,
geschrieben.

I: Und diese Freunde sind bedeutsam
für die berufliche Entwicklung bis
Göttingen und auch noch in Göttin-
gen, auch Werner Munkwitz wird von
Dir als eine sehr väterliche Figur vor-
gestellt.
SCHERPNER: Ja. 

I: Der Name Scherpner ist ja ein nicht
ganz einfaches Erbe in der Szene.
SCHERPNER: Ja, ja. Ich war immer der
Sohn vom Professor Scherpner hier in
Frankfurt vor allem. Das war einer der
Gründe weswegen ich nach Göttingen
gegangen bin. Nicht ein hervorragen-
der Grund, aber es tat mir gut, da der
Herr Scherpner zu sein. Hier wurde ich
überall gefragt, „Sind Sie der Sohn von
dem Professor Scherpner?“ oder man
wusste es einfach. Das war schon ein
bisschen ein Ballast natürlich, aber
auch eine Empfehlung für den sozia-
len Bereich. Dadurch hat’s mir man-
ches leicht gemacht. Der (Albert)
Krebs der mich in das Gefängnis ge-
holt hat, war ein Studienkollege vom



Dialog Erziehungshilfe | 4-2007 | Seite 63

Vater zum Beispiel. Und da wusste
man, wenn man den Sohn vom
Scherpner kriegt, dann kann das kein
Spinner und nachher kein linker Spin-
ner sein.

I: Diese Menschen kenne ich ja nur
aus der Literatur und aus Erzählun-
gen. Das muss eine beeindruckende
Szene gewesen sein. Also (Christian
Jasper) Klumker  auf dem ersten und
einzigen Fürsorgelehrstuhl in Frank-
furt, Dein Vater in der Nachfolge und
alles was sich dann an Fürsorgewis-
senschaft darum entwickelt und ge-
rankt hat, auch noch in den Nach-
kriegsjahren.
SCHERPNER: Das war nur ein ganz
kleiner Lehrstuhl und es waren ja kei-
ne Studentenmassen, aber das waren
schon besondere Leute, die beim Vater
studiert haben. Viele hatten eine sehr
intensive Beziehung zum Vater und
auch zu meiner Mutter, die spielte
eben in der zweiten Reihe eine große
Rolle. Die Studierenden gingen bei
uns, in meinem Elternhaus, ein und
aus. Das war schon etwas ganz beson-
deres und mein Vater hatte ja parallel
dazu noch eine Erziehungsberatungs-
stelle, in der ich als Schüler ein und
aus gegangen bin, weil ich in Frank-
furt auch zur Schule gegangen bin. Es
war schon eine einmalige Atmosphä-
re, etwas, das was man heute „Team-
arbeit“ nennt. Da waren Sozialarbei-
ter, eine Psychoanalytikerin, ein Psy-
chiater und immer ein paar Praktikan-
ten und der Herr Professor, er war der
Mittelpunkt des Ganzen. Die Sozialar-
beiter waren gleichberechtigt mit den
Ärzten, das war etwas ganz Neues und
jeder Fall wurde mittags beim Tee
durchgesprochen. Das hab ich ein
paar Mal erlebt, es war sehr ein-
drucksvoll für mich. Es wurde zusam-
mengetragen, was die einzelnen sa-
hen und wussten, der Vater hat dann
letztlich nicht entschieden, aber doch
gesagt: „Dann machen wir das mal
so.“, das fand ich sehr eindrucksvoll.
Diese Kollegialität, die da herrschte
und eine unglaublich ruhige und wit-

zige Atmosphäre. Mein Vater machte
viel und gerne Späße und zitierte dann
gerne Morgenstern oder Ringelnatz.
Es hatte alles eine angenehm mensch-
liche Atmosphäre. 

I: Dieser Wunsch nach angenehmer
menschlicher Atmosphäre durchzieht
auch Deinen weiteren Bericht, insbe-
sondere über die Zeit in Göttingen,
wo Du diese Atmosphäre mit Munk-
witz zum Teil wieder gefunden hast
und selber darum bemüht warst, diese
väterliche Atmosphäre zu schaffen.
SCHERPNER: Ja. Ich hab da sicher mei-
nem Vater auch etwas zu verdanken,
bin in seine Fußstapfen getreten, die
Dinge möglichst moderat zu machen,
möglichst integrativ und möglichst
ausgleichend. Das war schon prägend. 

I: Also genau diese Fähigkeit, zu ver-
binden und zu verknüpfen, und weni-
ger zu polarisieren oder?
SCHERPNER: Ja. Das hat natürlich
auch eine kritische Seite. Als ich ver-
abschiedet wurde im Deutschen Ver-
ein, sagte die Mitarbeiterin, ein richti-
ger Chef sei ich ja nicht immer gewe-
sen. Ich sei ein Moderator und freund-
lich gewesen, aber kein Chef, der die
Fahne hochhält und sagt, „Mir nach,
so muss es gemacht werden“. Wenn
ich so zurückblicke, war das vielleicht
auch ein Defizit, aber ich wollte es
nicht anders haben.

I: Wie würdest Du die prägenden Ide-
en im Hinblick auf  Deine berufliche
Arbeit mit Menschen in schwierigen
Lebenssituationen, im Gefängnis oder
im Erziehungsheim beschreiben? 
SCHERPNER: Der zentrale Begriff in
„meiner Pädagogik“ ist Wertschät-
zung. Die Achtung vor dem anderen
Menschen, die Arbeit an der Achtung
für einen Menschen, den man nicht
versteht, der einem vielleicht auch un-
sympathisch ist. Als ich im Gefängnis
gearbeitet und die Akten gesehen ha-
be, das war für mich zunächst schon
erschreckend. Und wenn ich jetzt zu-
rückblicke, hab ich da zu vielen Gefan-

genen eigentlich nur einen oberfläch-
lichen Kontakt gehabt, so richtig an-
nehmen hab ich viele von denen nicht
gekonnt.

I: Das waren wahrscheinlich auch
Wesen aus völlig fremden Welten?
SCHERPNER: Völlig fremde Welten,
Mord, Gewalt, Vergewaltigung, Raub.
Ich hab da nie Probleme nach außen
gehabt, aber ich hätte nie therapeu-
tisch mit diesen Menschen arbeiten
können. Mir fehlte es schlicht an Le-
benserfahrung und ich musste sicher
auch zu viel abwehren. Das hab ich
erst später im Leben gelernt,  Men-
schen anzunehmen, die so schwierig
und so anders sind.

I: Das bringt mich zurück zum Studi-
um und Deiner Fächerwahl: Psycholo-
gie, Fürsorgewissenschaft beim Vater
und Theaterwissenschaft für die an-
dere Leidenschaft, das Marionetten-
spiel. Und dann die Entscheidung, Di-
plom Psychologe zu werden?
SCHERPNER: Damals gab es keine
akademische Ausbildung zur Sozialen
Arbeit, und dann war ich sehr identifi-
ziert mit Wilhelm Becker und mit dem
Ehepaar Erpelt, bei denen ich in der
Schulzeit Heimerziehungs-Praktika
gemacht habe.  Die alle waren Psy-
chologen und sie haben sich sehr viel
Mühe gegeben, mich mit der Psycho-
logie vertraut zu machen. Das waren
die prägenden Entscheidungen, wes-
halb ich Psychologie studiert habe.
Das andere waren mehr Nebenschau-
plätze, mit der Fürsorgewissenschaft,
der Vater ist ja dann auch bald ge-
storben. Und mit der Theaterwissen-
schaft, ja. Also, im Zentrum war im-
mer Psychologie. Wobei die Frankfur-
ter Psychologie unter dem Gesichts-
punkt der Pädagogik stinklangweilig
war, weil das reine naturwissen-
schaftliche Psychologie war.

I: Wenn Du heute zurückschaust auf
diese Zeit in der Familie und dem Stu-
dium, was hast Du vor allem mitge-
nommen? 
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SCHERPNER: Ich glaube das Zentrum
war, vor allem auch in den Praktika
während des Studiums, dass ich ge-
lernt habe, dass anderen Menschen
mich in ihren Lebenszusammenhän-
gen interessieren. Also, ich war nicht
so ein Diagnostiker, der die Tests
durchgezogen hat, sondern mich hat
immer interessiert, die Familie der
Menschen, ihre beruflichen oder schu-
lischen Bezüge: eine Draufsicht zu ha-
ben. Ich hab ja viel Diagnostik ge-
macht im Gefängnis und viel Gutach-
ten schreiben müssen. Das war dann
für mich immer richtig Arbeit und
auch interessante Arbeit herauszuar-
beiten, warum jetzt ein Mensch in
schwierige Situationen gekommen ist.
Ich nenne das immer Psycho-Logik,
das herauszuarbeiten, was aber immer
„nur“ eine subjektive Hypothese ist
von mir ist. Das hat mich mein Leben
lang begleitet, die Dinge großflächig
zu sehen. Hier habe ich viel von der
Sozialen Arbeit gelernt. Für die Psy-
chologie war das damals untypisch,
sie hatte noch einen sehr, sehr engen
Blick.

Ich denk, es war auch der Vater mit
seiner Erziehungsberatungsstelle, der
meinen Blickpunkt geprägt hat. 

2. Die Heimerziehung der 60er und
frühen 70er Jahre, die Zeit in
Göttingen

I: Dann gehst Du nach zwei Jahren in
der Haftanstalt in Frankfurt Höchst
zum 1.4.1966 nach Göttingen als
stellvertretender Erziehungsleiter in
das Niedersächsische Landesjugend-
heim, der erste richtige große Job? 
SCHERPNER: Ja.

I: Für zehn Jahre.
SCHERPNER: Elf Jahre.

I: Deine Schilderungen über die elf
Jahre im Landesjugendheim in Göt-
tingen durchzieht auch eine gewisse
Unbekümmertheit. Sowohl im Hin-

blick auf die Klientel, um es etwas
distanziert zu sagen, als auch in Be-
zug auf die Anstalt …
SCHERPNER: Ja. 

I: … es war besser als im Gefängnis,
aber auch eine Art Gefängnis.
SCHERPNER: Ja. das war hoch naiv,
wie ich es damals erlebt habe. Das Ge-
fängnis war unglaublich eng. Ich habe
zwar auch viel beratend mit den Mit-
arbeitern gearbeitet, aber ich war im-
mer mit eingesperrt und man stieß im-
mer an die Grenze von Sicherheit und
Unordnung. Und dann kam ich mit
dem (Werner) Munkwitz zusammen,
der war ein extrem liberaler Mann.
Wie der an diese Anstalt gekommen
ist, auch wie die Jungfrau zum Kind.
Der war genauso naiv wie ich, auf sei-
ne Art. Es war für mich eine Befreiung
in einer Einrichtung zu arbeiten, in der
nicht alle eingesperrt sind. Das war für
mich eine richtige Öffnung. Es gab
noch ein Progressiv-System, wo die
zunächst alle geschlossen unterge-
bracht wurden und dann in die “freien
Häuser“ verlegt wurden, wie man so
sagte. Aber ich fand, das war ein Ge-
winn für mich. Ich war da ja ein End-
zwanziger und bin furchtbar naiv mit
den Mitarbeitern umgegangen. Die
waren ja zum großen Teil meine Vä-
tergeneration, waren im Krieg gewe-
sen, hatten ganz andere Blickpunkte.
Ich hab denen auch viel Unrecht an-
getan. Ich kam da mit meinen demo-
kratischen Idealen und habe die dann
manchmal ziemlich autoritär vertre-
ten. Das ist natürlich ein Widerspruch,
der mir damals nicht klar war. Aber
(Werner) Munkwitz war ausgespro-
chen reformwillig, und so war es ein-
fach schön, so eine Einrichtung voran-
zubringen. Es war eine gute Arbeit,
aber auch eine Arbeit mit vielen Wi-
derständen. Vor allem bei der älteren
Generation der Mitarbeiter, ich kann
sie heute viel besser verstehen, als ich
sie damals verstanden habe. Es hat
aber einfach Freude gemacht eine
klassische autoritäre Anstalt im laufe
von Jahren umzuschneidern und dabei

doch die Mitarbeiter mitzunehmen.
Das hab ich allerdings dabei gelernt,
dass Entwicklung und Veränderung
nicht ohne konstruktiven Umgang mit
dem Widerstand geht. 

Die Jugendlichen haben mich dabei ei-
gentlich immer weniger interessiert,
mich hat immer der pädagogische Pro-
zess und der Erzieher interessiert und
die Befähigung des Erziehers. Ich hatte
auch pädagogische Ideale und Ideen,
das ist klar, aber mit den Jugendlichen
hatte ich nicht so furchtbar viel im
Sinn, ich hatte auch nicht den Kontakt.
Mich haben die Erzieher immer mehr
interessiert. Mein Leben lang, deswe-
gen bin ich ja auch nachher in die Er-
wachsenenbildung gegangen.

I: Wobei jetzt diese Stichworte Auto-
rität und autoritär ja schon überleiten
zum nächsten Punkt. Heute wird wie-
der mehr darüber geschrieben:  Du
bist ja ein „Vorachtundsechziger“.
SCHERPNER: Ja.

I: Du warst schon in Beruf und Arbeit,
als das anfing, woran als Studenten-
bewegung oder Studentenrevolte als
ein deutlicher Einschnitt in der Nach-
kriegsgeschichte der Bundesrepublik
erinnert wird. In dieser Zeit kommt es
auch für Dich zur Konfrontation mit
den „Heimkampagnen“ .
SCHERPNER: Ja.

I: In den Erinnerung an diese Konfron-
tationen wird es in Deinem autobio-
graphischen Bericht das erste Mal so
richtig emotional. Es fallen Begriffe
wie  „Unverschämtheit“ und „Empö-
rung“ und da ist deutlich spürbar, wie
aufregend Du diese Begegnungen er-
lebt hast.  
SCHERPNER: Das war natürlich eine
Kränkung. Wenn man auf der liberalen
Seite stand und viel getan hat für die
innere Reform des Heimes und man
steht dann  plötzlich in der Zeitung als
„scheiß-liberaler Reformarsch“.  Das
war schon eine Kränkung und damals
war ich zu jung, um das so zu akzep-
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tieren, wie ich es heute rückwärts ak-
zeptiere. Heute danke ich dafür, dass
es die Heimbewegung gegeben hat.
Auch unsere Reformen wären nicht so
voran gekommen, ohne diesen politi-
schen Rückenwind. Wir haben ja
nachher sechzehn Millionen verbaut
im Landesjugendheim. Das wäre nie
gekommen, ohne diese Skandalisie-
rung. Wobei ich da auch wieder viel
Bewunderung für Munkwitz hatte.
Wir haben unser eigenes Heim skan-
dalisiert, haben einen Artikel darüber
geschrieben, was das für ein Skandal
das ist, wie wenig Geld zur Verfügung
steht. Ich glaub in der Sozialpädago-
gik haben wir veröffentlicht „ Die Mi-
sere eines Heimes “, so heißt der Auf-
satz. Da war Munkwitz, der ja zwanzig
Jahre älter war als ich, schon so mutig,
sich so offen gegen die Autoritäten
aufzulehnen. Die 68er Bewegung hat
natürlich den Reformen den entschei-
denden Rückenwind gegeben. 

I: Aber es gab auch die unmittelbare
persönliche Begegnung, also auch das
Gekränktsein und Aufstehen gegen
die Skandalierer … 
SCHERPNER: Die kamen da mit roten
Fahnen die Straße herauf auf das
Haupthaus des Heimes zu, ich bekam
da natürlich Angst und mein unbe-
zahlbarer Chef, zwei Meter groß,
stand auf der Treppe des Hauses und
sagte, „Kommt nur rein. Kommt nur
rein.“, weil der die Angst nicht gehabt
hat. Da schickten die dann eine Dele-
gation und die haben sich nett unter-
halten und nach einer halben Stunde
sind die alle wieder abgezogen.

I: Da warst Du auch froh, als die wie-
der weggingen.
SCHERPNER: Ja, das hat der (Munk-
witz) ungeheuer geschickt gemacht.
Ich hatte eher einen Widerstand und
Kränkungen … Ja, aber taktisch haben
wir, glaube ich, immer ganz geschickt
agiert. 

I: Nun ist ja auch das Landeserzie-
hungsheim Göttingen nie Schwer-

punkt der Heimkampagnen gewesen,
da hat es andere weit mehr „er-
wischt“.
SCHERPNER: Ja, ganz genau. Das hing
auch damit zusammen, dass das Klima
bei uns auch durch die Figur von
Munkwitz, von Patzschke meinem
Vorgänger und von mir, nie so hart
war. Da ist sicher mal was passiert,
aber der (Wilhelm) Patzschke war ja
ein Schüler von Nohl, und die Pädago-
gik die er vertreten hat, war immer ei-
ne ganz humane Pädagogik. Und ich
denke, das hat man auch draußen ge-
wusst.

I: Wobei es schon verwundert, Göttin-
gen als auch für die Pädagogik tradi-
tionsreiche Universität hätte doch Po-
tential für mehr Kampagnen geboten.
Oder war die Göttinger Pädagogik
nicht so kritisch?
SCHERPNER: Oh doch, da gab es Prof.
Specht, das war ein Jugendpsychiater,
der stand ganz auf der Seite der Ju-
gendlichen, da war er noch einer sei-
ner Ärzte und der Sohn von unserem
Anstaltspfarrer, das waren schon ganz
harte Linke. Da wurden auch Jugendli-
che, die entwichen waren, aufgenom-
men. Da gab es schon eine starke linke
Szene und eine harte linke Szene. Aber
irgendwie verliefen sich die Heimkam-
pagnen in Göttingen auch, weil wir
gemerkt haben, wir sind auf dem rich-
tigen Weg und wir kriegen Rücken-
wind. Es war vielleicht mal ein halbes
Jahr, dass es so richtig heiß herging. 

I: In dieser Zeit um 1967/68 beginnt
auch Dein verbandspolitisches und
fachpolitisches Wirken über Göttin-
gen hinaus. Du hast die niedersächsi-
schen Erziehungsleiter anlässlich der
Heimkampagnen nach Göttingen ein-
geladen und versucht, eine Gegenbe-
wegung zu formieren.
SCHERPNER: Das Landesjugendamt
war ungeheuer geschockt, durch diese
Ereignisse und  Prozesse. Die konnten
das noch viel weniger verstehen. Ich
war sehr gut vernetzt mit den anderen
Heimleitern,  wir hatten einen engen

Austausch. Wir Göttinger nahmen als
staatliches Heim immer deren entwi-
chene Zöglinge auf, und wir waren uns
sehr wohlgesonnen und haben uns oft
gegenseitig besucht. Als ich die ersten
Flugblätter aus Hessen kamen, da rief
ich alle zusammen zu uns nach Göt-
tingen, um zu beraten: „Wie gehen wir
jetzt mit dem Problem um?“. Das war
die „Keimzelle“ meiner außenpoliti-
schen Aktivitäten. Ich kannte auch
viele Leute, weil die Landesjugendäm-
ter mich, nachdem ich eine Fortbil-
dung gemacht hatte bei Gisela  Ko-
nopka, oft herangezogen haben zu
Fortbildungen. Ich galt immer als ein
freundlicher, liberaler Mensch und ge-
rade die jüngeren oder gleichaltrigen
Heimleiter haben gerne mit mir ko-
operiert. Und dann haben wir uns
überlegt, „Wie gehen wir damit um?“,
und haben gesagt, „Mit Druck erreicht
man da gar nichts“. Wir waren uns ei-
gentlich alle einig, vor allem die Jün-
geren: „Eigentlich kann uns nichts
besseres passieren als dass von außen
so kritisch auf uns geguckt wird.“ Da-
raufhin bildete das Landesjugendamt
eine Kommission, um die Heimrichtli-
nien zu  überarbeiteten. Da wurde ich
reingewählt oder reinberufen und das
war eine schöne, auch fachlich hoch-
wertige Arbeit. Ich weiß gar nicht
mehr, wie es ausgegangen ist, da ging
es auch um Taschengeld und natürlich
um körperliche Züchtigung. Über die
geschlossene Unterbringung hat man
damals noch gar nicht so kritisch
nachgedacht merkwürdigerweise. Die
wurde noch als selbstverständlich
hingenommen. Das kam erst in den
70er Jahren. Wobei wir im Zuge dieser
Entwicklungen in Göttingen die ge-
schlossene Unterbringung nicht abge-
schafft haben, aber wir haben Entwi-
chene zum Beispiel nicht wieder
gleich eingesperrt. Es war auch ganz
schwierig, das bei den Erziehern
durchzusetzen. Aber was ist schließ-
lich  passiert? Was vorhersehbar war:
Die Entweichungsziffer ist gestiegen
und dann wieder auf das alte Niveau
gesunken. War spannend.
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I: Nun ist das ja eine Zeit, die im Mo-
ment wieder wach wird über die Be-
richte und Anklagen Ehemaliger zum
Thema „Heimerziehung der 50er und
60er“, wie liest Du das?
SCHERPNER: Die ersten Anklagen gab
es ja schon vor langer Zeit. Da war der
Roman „Die Treibjagd“, von Michael
Holzner. Der bezog sich ja unter ande-
rem auch auf Göttingen und Freistatt.
Das hat uns damals sehr beschäftigt
und ich habe mir auch die Akte von
diesem Herren noch mal aus dem Ar-
chiv geholt und das war interessant.
Ich hab an der Stelle komischerweise
keine Affekte, auch keine Schuldge-
fühle. Das war in Ordnung, was wir
gemacht haben. Das war der Zeitgeist
und ich glaube, wir waren damals in
unserer Einrichtung, wie in vielen an-
deren auch, durchaus schon liberal
und auf dem richtigen Weg. Und ich
glaube bei uns hat es von der Erzieher-
seite kaum Brutalitäten gegeben. Da
gab es Unverständnis und viel Autori-
täres, aber nicht, dass bei uns Gewalt
ausgeübt wurde. Das sind ja, glaube
ich, heute die zentralen Kritikpunkte.

I: Aktuell sind zwei Kritikpunkte in der
Diskussion um die Fürsorgeerziehung
der 1950er und 60er Jahre zentral,
zum einen Gewalt und Misshandlung
und zum anderen Ausbeutung durch
Arbeit, also Arbeit, die nicht ange-
messen entlohnt wurde und vor allem
Beschäftigungszeiten, die nicht sozi-
alversicherungswirksam nachgewie-
sen werden können.
SCHERPNER: Das war ja ein zentraler
Teil der Taschengelddiskussion in den
Reformprozessen. Unsere Jugendli-
chen wurden natürlich „ausgebeutet“.
Die machten eine Schwachsinnsarbeit
und bekamen nur ein Taschengeld. Ich
glaube zwar, das Land hat nichts dran
verdient, weil die Einnahmen auf die
Pflegesätze angerechnet wurden. Das
war sicher einer der wichtigen Fort-
schritte, dass es mit der Entlohnung
besser wurde mit den neuen Taschen-
geldrichtlinien.

I: Hast Du das Buch von Peter Wen-
sierski „Schläge im Namen des Herrn
gelesen oder reingeguckt?
SCHERPNER: Nein. Ich hab es nur
durch die Presse und in den Zeitschrif-
ten verfolgt.

I: Aktuell wird es wieder zu einem
Thema, welche Bedeutung die Fürsor-
geerziehung in den frühen Jahren der
Republik hatte.
SCHERPNER: Das lag ja eigentlich auf
der Hand. Die Erziehungsziele waren
klar, das waren die Sekundärtugenden
und die Heimerziehung diente dazu,
diese durchzusetzen. Die Mädchen
wurden in Haushalte vermittelt, also
alles auf einem niedrigeren sozialen
Niveau und die Jungen in die Land-
wirtschaft. Auch in Göttingen war das
so. Wir hatten Außenfürsorger, die
vermittelten die entlassenen Jugend-
lichen in die Landwirtschaft als
Knechte oder Hilfsarbeiter oder wenn
es ganz gut ging als gelernte Melker
und das war mit den gesellschaftli-
chen Idealen völlig im Einklang. Das
war natürlich nicht sehr emanzipato-
risch. 

I: Ja. Habt ihr in dieser Zeit Erkennt-
nisse gehabt über die Nachhaltigkeit
– würde man heute sagen - also über
die Erfolge eurer Heimerziehung? 
SCHERPNER: Schrecklich. Entsetzlich.
Ich hatte mal einen jungen Mann,
Praktikant, der relativ lange da war
und den habe ich rangesetzt eine Er-
folgsuntersuchung zu machen von
unserer Schülerabteilung, die in mei-
nem Bewusstsein ein positiveres Bild
abgab als die anderen Abteilungen.
Und wir konnten nachher die Ergeb-
nisse, ich glaube wir hatten einen Er-
folgszeitraum von fünf Jahren nach
der Entlassung untersucht, wir konn-
ten die Ergebnisse nicht veröffentli-
chen: Sechsundsiebzig Prozent Miss-
erfolge, mehr als dreiviertel. Das war
schrecklich, also auch für mich.

I: Das erstaunt mich sehr, da die Le-
bensbewährungsstudien aus dieser

Zeit durchweg eine Erfolgsquoten von
etwa zwei Drittel festgestellt haben.
SCHERPNER: Das war in unserer Ein-
richtung gar nicht möglich, weil wir ja
letzte Station waren. Die Jugendli-
chen, die in anderen Einrichtungen
mehrfach weggelaufen waren und
straffällig geworden waren kamen zu
uns. Wir waren mit unserer geschlos-
senen Abteilung ja oft so etwas wie ei-
ne Untersuchungshaftanstalt. Ich
wurde in der Presse oft angegriffen
und mir wurde mit Strafanzeigen ge-
droht, weil die Jungs bei uns abhau-
ten, Autos klauten oder so was und
dann hat man mich als Erziehungslei-
ter dafür haftbar machen wollen. Von
daher hat es mich nicht gewundert,
aber bei den Schülern mehr als drei-
viertel Misserfolge, das hat mir doch
sehr weh getan. Aber da muss man
wieder sagen, „Okay. So ist es.“, ich
habe es den Erziehern nicht gesagt,
das hätte viele so entmutigt. Sondern
wir haben das für uns behalten, es war
ja auch keine große empirische Unter-
suchung, vielleicht sechzig oder sieb-
zig Fälle, aber es war schlimm genug. 

I: Die empirisch fundierte Auseinan-
dersetzung mit den Erfolgen hat ja
auch in den Fachdebatten jener Jahre
kaum eine Rolle gespielt, oder?  
SCHERPNER: Ja. Aber uns hat es schon
sehr beschäftigt. 

3. Der AFET

I: Eine nächste Etappe nach dieser er-
eignis- und erfolgreichen Zeit in Göt-
tingen, war für Dich der Einstieg in
die überregionale Gremienarbeit im
Landesjugendamt und vor allem im
AFET. 1971 die ersten Kontakte zum
AFET und dann 1974 schon zum Vor-
sitzenden gewählt. Du warst gerade
Ende dreißig; wie war das für Dich, da
reinzukommen in diese doch sehr von
ehrwürdigen und auch deutlich älte-
ren Menschen geprägte Szene?
SCHERPNER: Ach das war schon wun-
derlich. Ich war ja sehr jung, als ich
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AFET- Vorsitzender wurde, aber die al-
ten Damen und Herren haben mich
sehr liebevoll aufgenommen. Ich hatte
eigentlich viel Respekt, persönlichen
Respekt. Zum Beispiel Wilhelm Jans
oder Karl Jansen, diese großen Figu-
ren, die ich aus der Literatur kannte;
Hermann Stutte, der Kollege meines
Vaters war und meinen Vater gut ge-
kannt hat oder Frau Dr. Scheuner. Aber
die haben es mir wirklich leicht ge-
macht. Die haben meine formale Au-
torität anerkannt und weil ich auch
niemand war, der da mit Macht alles
anders gewollt hätte. Ich habe mich
immer eher moderat verstanden, und
so gab es da auch nie große Konflikte.
Vor dem Wilhelm Jans  habe ich schon
manchmal Angst gehabt, der konnte
so ironisch werden, aber es war nie
böse gemeint, es war seine Wesensart,
das war nie gegen mich gerichtet. Es
hatte schon etwas Wundersames für
mich in diesem AFET-Vorstand. Und
ich glaube, ich war für die jüngere Ge-
neration auch ein Stück Ermutigung.
Der AFET- Vorstand war ja schon noch
ein bisschen konservativ, auch in den
pädagogischen Vorstellungen und da
war es für die jüngere Generation in
diesem Feld schon schön, einen jun-
gen Mann und einen Psychologen zu
haben, der die Dinge ein bisschen of-
fener betrachtet. So haben es mir
auch manche Kollegen gesagt. 

I: Es war ja schon auch eine Füh-
rungskrise im AFET-Vorstand, nach
vierundvierzig Jahren Pastor Wolff als
Vorsitzenden. Der direkte Nachfolger,
Pastor Badenhop hat es nicht so lange
gemacht.
SCHERPNER: Ja. Aber er hat wunder-
bar die „68er Revolte“ moderiert. Das
hat der unglaublich klug gemacht,
auch mit der Satzungsänderung. Aber
er war natürlich auch noch ein richti-
ger Anstaltsfürst, der ich nicht mehr
war und ich glaube, in meiner Zeit ist
auch viel geschehen im Hinblick auf
Öffnungen, es war auch der Beginn
von Dezentralisierung von Einrich-
tungen.

I: Auch die Debatte im AFET über Ver-
bundsysteme …
SCHERPNER: Ja. Verbundsystem war
eine wesentliche Entwicklungsper-
spektive in der Zeit …

I: Und auf der anderen Seite, was wir
vorhin schon mal angesprochen ha-
ben, die kontroverse Diskussion um
geschlossene Unterbringung.
SCHERPNER: Genau. Aber mich hat
zentral die Frage der Aus- und Fortbil-
dung interessiert. Das hat war schon
im Gefängnis so, hat mich in Göttin-
gen mit der Erzieherausbildung be-
schäftigt und auch im Deutschen Ver-
ein habe ich sehr viel darüber nachge-
dacht und sehr viel getan dafür. Was
kann man tun, um die Mitarbeiter zu
qualifizieren für ihre schwere Arbeit?
Und da lag auch mein Hauptinteresse
im AFET, ich war ja auch lange Zeit
Vorsitzender des entsprechenden Aus-
schusses für Ausbildung und Fortbil-
dung. 

I: Dieses Thema prägt auch die bis
jetzt letzte Phase Deines beruflichen
Engagements, die Arbeit in der DGSV
und die internationalen Kontakte. Du
legst den Schwerpunkt wieder deutli-
cher auf Beratung und Supervision.
SCHERPNER: Vom AFET hab ich mich
ja so ganz langsam distanziert. Auch
schon während meiner Berufstätig-
keit, ich bin ja 1996 endgültig aus
dem AFET-Vorstand ausgeschieden.
Schon vorher musste ich durch meine
neue berufliche Tätigkeit  beim Deut-
schen Verein (seit 1978 Leiter der Ab-
teilung Fortbildung, seit 1987 stell-
vertretender Geschäftsführer) im Eh-
renamt etwas kürzer treten. Ich hab
das zwar noch mit Anstand gemacht,
aber es war nicht mehr der Schwung
drin, weil ich über die Grenzen der Er-
ziehungshilfe hinaus gedacht habe.
Ich fand das immer noch interessant,
aber das war nicht mehr so der Le-
bensmittelpunkt, wie das vielleicht
bis 1980 oder 1985 so war. Da war der
AFET ja wirklich ein Arbeitsschnitt-
punkt von mir.

I: Von 1974 bis 1982 warst Du AFET-
Vorsitzender und dann bis 1996 stell-
vertretender Vorsitzender. 
SCHERPNER: Ja, acht Jahre war ich
Vorsitzender. Damals war die Ge-
schäftsstelle ja auch noch nicht so
aufgestellt wie heute. Da muss der
Vorsitzende viel mehr tun.

I: 1978 nach zwei aufgeregten Jahren
zurück nach Frankfurt, zum Deut-
schen Verein. War das auch ein „zu-
rück zu den Wurzeln“? 
SCHERPNER: Überhaupt nicht. Da
hatte ich noch gar keine Ahnung, dass
meine Mutter einmal Referentin im
Deutschen Verein gewesen war. Mein
Vater hatte ein eher gebrochenes Ver-
hältnis zum Deutschen Verein. Für ihn
war bestimmend: „Fürsorge ist Hilfe
für den Einzelnen.“, und der Deutsche
Verein war ihm zu sozialpolitisch. Aber
mein Vater hätte bestimmt gesagt,
„Das ist in Ordnung, dass Du da hin-
gehst.“, Von meiner Mutter habe ich
erst später erfahren, dass sie dort As-
sistentin von Polligkeit war und den
Nachrichtendienst redigiert hat. Das
fand ich erheiternd. Aber für mich war
es keine Anknüpfung an früher. 

I: Es war für Dich ein deutlicher
Wechsel in den Arbeitsbezügen, aus
dem engeren Feld der Heimerziehung
und den Ausflügen in die sozialpäda-
gogische Ausbildung in das deutlich
breitere Feld sozialarbeiterischer Tä-
tigkeiten und auch den deutlich sozi-
alpolitischeren Fokus beim Deutschen
Verein.
SCHERPNER: Das fand ich prima, aus
der Enge herauszukommen und die
Breite der Sozialen Arbeit zu sehen,
wobei mich die fachpolitischen Fragen
weniger beschäftigt haben. Das ist
auch eines meiner „Defizite“ gewesen.
Mich hat immer der Bildungsprozess
mehr interessiert als die fachpoliti-
schen Themen. Ich hatte aber  genug
Kollegen, die fachpolitisch gedacht
haben. Mich haben immer die Didak-
tik, die Methodik, die Gruppendyna-
mik mehr interessiert als die Inhalte.
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Aber ich habe natürlich auch viel in
Fachausschüssen gesessen. Das war
schon toll, einfach alles mitzukriegen
und das was ich am spannendsten
fand, ich hatte immer zwei Erkennt-
nisstränge. Das eine war der Funktio-
närserkenntnisstrang, was so im
Deutschen Verein lief, in der Fachab-
teilung, was ich in Fachausschüssen
mitbekommen habe und auf der ande-
ren Seite der intensive Blick auf die
Basis und den praktischen Alltag. Und
die waren oft nicht wie Yin und Yang,
sondern wie schwarz und weiß. Ich
konnte mir ab und zu leisten, auch im
Fachausschuss mal eine Bemerkung
zu machen, wenn z.B. gesagt wurde,
allenthalben gäbe es genug Kinder-
gärtenplätze, wo ich dann mal gelacht
habe und gesagt habe: „Ich muss Ih-
nen mal was sagen. In den Fortbil-
dungsveranstaltungen mit Ihren Mit-
arbeitern , da höre ich schon ganz an-
deres!“ Ich war Dolmetscher zwischen
den beiden Feldern.

I: Das waren dann ja noch mal zwan-
zig Jahre?
SCHERPNER: Zweiundzwanzig Jahre.

4. Das Berufsleben im Rückblick

I: Wenn Du jetzt 2001 ausgeschieden
bist, das sind auch schon fast sieben
Jahre.
SCHERPNER: Am 01.01. 2001 war
mein erster Tag der Rente.

I: Und wenn Du jetzt auf Deine Zeit
der Berufstätigkeit zurückguckst?
SCHERPNER: Viel Positives. Mal abge-
sehen von den Brüchen, die auch drin
sind, ich habe ein gutes und  erfolgrei-
ches Berufsleben  gehabt. Nicht ich
habe etwas bewegen können, aber ich
habe Menschen bewegen können, et-
was zu bewegen. Ich weiß viel über
Menschen. Ich habe im Deutschen
Verein mit über dreitausend Leuten
gearbeitet und man lernt viele dann
auch ganz persönlich kennen, bei der
Art wie wir gearbeitet haben. Das ist

ein Geschenk und ich fühl mich auch
da noch mittendrin, ich habe ja noch
eine ganze Menge von Ehemaligenta-
gungen mit Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern von früher, mit denen ich
mich einmal im Jahr treffe, mache
noch Supervisionen, mache noch ein
bisschen Fortbildungen, vor allem zum
Thema „Älter werden“. Also, ich fühle
mich noch nicht als Rentner, habe
aber auch keinen Rentnerstress. Ich
hoffe, ich kann mir das so bis zu mei-
nem Tod erhalten, dass ich noch mit
anderen Menschen arbeiten kann.

I: Wenn Du an den AFET denkst und
an das Feld der Heimerziehung, gibt
es da Anmerkungen oder Hinweise,
die Du gerne mit auf den Weg zu ge-
ben möchtest? 
SCHERPNER: Das hat der AFET gar
nicht nötig. Ihm kann eigentlich gar
nichts passieren. Der Vorstand ist
wachsam. Das ist wichtig. Es muss
Leute geben,  die aufpassen, was pas-
siert. Nicht, dass man jeder Entwick-
lung hinterherläuft. Der AFET hat ja
auch oft gegen den Strich gebürstet.
Ich denke, auch beim Thema geschlos-
sene Unterbringung haben wir lange
Zeit noch „die Fahne hochgehalten“
aus guten Gründen. Im Vorstand sit-
zen kompetente Leute, die aus der
Theorie kommen, die aus der Praxis
kommen, die hingucken und sich aus-
tauschen. Ich fand es dort immer sehr
kollegial, kollegialer als in anderen
Gremien, das menschliche Miteinan-
der, das gegenseitig Zuhören und
wenn das so bleibt, kann eigentlich
nichts passieren.

I: Die Themen, die den AFET und die
Heimerziehung beschäftigen sind im-
mer wieder neu, aber vieles wieder-
holt sich auch. 
SCHERPNER: Das ist ja immer so. Es
gibt vielleicht drei oder vier Themen ...

I: … zu denen bezeichnenderweise die
geschlossene Unterbringung gehört.
SCHERPNER: Genau. Das betrifft die
Antinomie zwischen Zwang und Frei-

heit. An Grenzen stoßen, das ist das
zweite Thema, diese Unerziehbar-
keitsdebatte damals, die Grenzen zum
Strafvollzug, zur Psychiatrie. Und
dann sind es noch methodische Fra-
gen, wobei ich, wenn ich in unser Buch
(100 Jahre AFET) gucke, merke, dass
sich da auch nicht so grundsätzlich
viel geändert hat, in pädagogischer
Hinsicht. 

I: Was sich nicht geändert hat, ist,
dass im Heim gemeinsamer Alltag ge-
staltet werden muss.
SCHERPNER: So ist es genau.

I: Aufstehen, frühstücken, zur Schule
gehen, arbeiten.
SCHERPNER: Genau. Jeweils nach den
gesellschaftlichen Außenbedingun-
gen, da hat sich was geändert. Ja, und
das dritte Feld ist Ausbildung Fortbil-
dung und Professionalisierung, das
sind schon die Themen.

I: Daran hängen natürlich Strukturen
und Finanzierungsfragen, wie das im-
mer so ist. 
SCHERPNER: Wobei es halt auch in der
Geschichte des AFET und auch in der
jüngeren Geschichte des AFET, zu lan-
ge Phasen gab, in denen man sich mei-
ner Annsicht nach zu sehr an diesen
formalen Bedingungen abgearbeitet
hat. Mir hat in den letzten Jahren
beim AFET die pädagogische Debatte
gefehlt. Aber ich bin auch nicht mehr
so nah dran, um das zu beurteilen.

I: An dieser Stelle schließt sich ein
Kreis. Die Fürsorgewissenschaften,
der Begriff hat sich nicht gehalten
und diese Traditionslinie, die hier aus
Frankfurt kam, ist mit Deinem Vater
erloschen. Äußeres Merkmal war, dass
die umfangreiche Bibliothek seines
Institutes in alle Winde zerstreut
wurde. 
SCHERPNER: Ja. Ich habe den Nachlass
meines Vaters. Dort fand ich einen Ent-
wurf eines Buches aus dem Jahre
Neunzehnhundertneunundvierzig, wo
er eine Methodik der Fürsorge schrei-
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ben wollte und da ging es um so
schlichte Dinge wie Gesprächsführung,
Bericht erstatten, Hausbesuche ma-
chen. Er hatte das schon vollständig
entworfen. Merkwürdigerweise hat er
dann nicht weiter drüber gearbeitet.
Aber da habe ich mich wiedergefun-
den, da habe ich gedacht, „Das ist das,
was Dich Dein ganzes Leben lang be-
schäftigt hat.“, also, wie  man mit hil-
febedürftigen Menschen oder mit
Menschen in Schwierigkeiten umge-
hen kann, welches  Repertoire wir ent-
wickeln für die Gestaltung von Hilfe-
prozessen. Ich freue mich ja, dass jetzt,
in diesem Jahr noch ein Buch beim
Deutschen Verein erscheint von zwei
Kolleginnen und mir, in dem wir das
Extrakt aus 25 Jahren gemeinsamer
Bildungsarbeit extrahieren. Da geht es
um die Philosophie, Theorie und Praxis
von Veränderungsprozessen2. 

I: Wenn Du das so sagst, dann wird es
ja ganz deutlich, Du bist ein Erwach-
senenbildner.
SCHERPNER: Ich bin ein Erwachse-
nenbildner, weniger ein Kinder- und
Jugenderzieher. Ganz klar. Das fing
schon an im Gefängnis, da hab ich

schon Fortbildungen gemacht für die
Aufsichtsbeamten und in Göttingen
waren siebzig, achtzig Prozent meiner
Arbeit Bildungsarbeit. Meine Philoso-
phie ist auch, wenn ich etwas verän-
dern will, kann ich das nur, indem ich
selbst Änderung beim Menschen an-
rege. Ich kann nichts verändern. Ver-
änderung ist immer Veränderung vom
Menschen. Auch Strukturverände-
rung, auch die schönste Organisati-
onsstrukturentwicklung nutzt nichts,
wenn sie nicht den Menschen mit-
nimmt. Das ist mein Leben gewesen.
Veränderungen anregen.

I: Dann haben wir es doch. 
SCHERPNER: Ja. Gut.

I: Danke. 
SCHERPNER: Nichts zu danken. Es war
mir ein Vergnügen.

I: Ja, mir auch. 
SCHERPNER: Eine Revision de la vie.  

(Das Gespräch wurde am 13.11.2007
in Martin Scherpners Wohnung in
Frankfurt/Main geführt)

Anmerkungen

1 Lebensdaten zu Martin Scherpner finden
sich in folgendem autobiografischen
Beitrag: Scherpner, M.; In: Heitkamp,
H./Plewa, A. (Hrsg.): Soziale Arbeit in
Selbstzeugnissen, Freiburg i. Br. 1999, S.
241-279

2 Sitzenstuhl, I./Scherpner, M./Richter-
Markert, W.: Den Wandel gestalten.
Lehr- und Handbuch der Agogik“, Eigen-
verlag des Deutschen Vereins für öffent-
liche und private Fürsorge, Berlin.

3 nach dem autobiographischen Beitrag in
Heitkamp, H./Plewa, A. (Hrsg.): Soziale
Arbeit in Selbstzeugnissen. Freiburg i. Br.
1999, S. 241-279.
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Rezensionen

Jörg M. Fegert / Ute Ziegenhain (Hrsg.) 

Kindeswohlgefährdung und Vernachlässigung

Ernst Reinhardt Verlag München Basel 2007 

ISBN 978-3-497-01898-7
ISSN 0940-8967

Dieses hier zu rezensierende Buch
spannt einen weiten Bogen von den
gesetzlichen Voraussetzungen bis zu
praktischen Fragen der Jugendhilfe,
besonders des Kinderschutzes. Weil
außer den beiden Herausgebern
neunzehn weiterte Ko-Autoren unter-
schiedlicher fachlicher Herkunft be-
teiligt sind, also Experten aus Famili-
en- und Sozialrecht, Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie, Pädiatrie, Entwick-
lungspsychologie, Erwachsenenpsy-
chiatrie, Jugend- und Gesundheitshil-
fe sowie Familienpolitik, ist es deren
Ziel, eine grundlegende und umfas-
sende Diskussion über Kindeswohlge-
fährdung und Vernachlässigung zu
führen und diese Thematik systema-
tisch sowie unter einer interdiszipli-
nären Perspektive abzuhandeln. An-
lass waren tragische Fälle früher Kin-
desvernachlässigung und –misshand-
lung, wie das Schicksal des kleinen
Kevin in Bremen.

Dazu ist der Buchtext in fünf Teile ge-
gliedert. Teil I : Gesetzliche Vorausset-
zungen, Teil II : Risikoeinschätzung,
Teil III : Prävention und Intervention
durch frühe Förderung von Feinfüh-
ligkeit, Teil IV : Umgang mit Kindes-
wohlgefährdung in der Praxis und
Teil V : Implikationen und Perspekti-
ven für den Kinderschutz. Allein
schon diese Textgliederung zeigt, was
von diesem Buch zu erwarten ist. Zu-
erst nämlich, nicht nur die Dinge be-
herzt beim Namen zu nennen, son-

dern auch zur Erkenntnis zu führen,
was Gefährdung und Vernachlässi-
gung bedeuten und zum Verstehen
anzuleiten, was in den einer Gefähr-
dung und Vernachlässigung ausge-
setzten Kindern und in den sich
schuldhaft verhaltenden Erwachse-
nen vorgeht. Darüber hinaus ist dieses
Buch voll von Anleitung zum prakti-
schen Handeln, wodurch es einen be-
sonderen Wert erhält, wie die folgen-
de Auswahl aus den fünf Textteilen
deutlich macht :

• Frühe Kindheit in der Jugendhilfe –
Präventive Anforderungen und Kin-
derschutz.

• Überlegungen zu Diagnostik und
Entwicklungsprognose im Frühbe-
reich.

• Stärkung elterlicher Erziehungs-
kompetenzen.

• Entwicklungspsychologische Be-
sonderheiten bei behinderten
Säuglingen und Kleinkindern.

• Prävention und Versorgung von
Kindern psychisch kranker Eltern.

• Vorschläge zur Entwicklung eines
Diagnoseinventars.

Mit diesem Buch, das weniger ein Le-
se- sondern ein Arbeitsbuch ist, sollte
mit Teil I „Gesetzliche Voraussetzun-
gen“ Kapitel 1 des Ko-Autors Ludwig
SALGO „§ 8a SGB VIII – Anmerkungen
und Überlegungen zur Vorgeschichte
und den Konsequenzen der Gesetzes-
änderung“ begonnen werden (S. 9 –

29), darunter auch kritische Betrach-
tungen von „Ursachen für das Verken-
nen von Schutzpflichten“ (S. 13). Von
daher spannt sich der Bogen bis zum
Teil IV „Umgang mit Kindeswohlge-
fährdung in der Praxis“ (S. 161 – 193). 

Der Ernst Reinhardt Verlag, in dem
dieses Buch erschienen ist, führte, wie
bei Titeln von besonderer Bedeutung
üblich, eine interdisziplinäre Fachta-
gung zu dem Thema „Kindeswohlge-
fährdung und Vernachlässigung“ un-
ter Mitwirkung dreier Buchautoren
durch. Das ist erwähnenswert, weil in
der in der darauf folgenden Presse-
mitteilung vom 4. Mai 2007 die Aus-
sagen des daran beteiligten bereits
erwähnten Ko-Autors Ludwig SALGO
von besonderer Bedeutung sind : Ba-
sierend auf dem „Fall Kevin“ und dem
am 20.4.07 hierzu veröffentlichten
Bericht des Untersuchungsausschus-
ses der Bremischen Bürgerschaft, be-
leuchtete Professor Salgo die Vorge-
hensweise aller beteiligten und ver-
antwortlichen Personen, Behörden
und Einrichtungen und analysierte die
Vielzahl von Fehlentscheidungen, die
sich wie eine Kette aneinanderreihten
und schließlich den Tod des Jungen
maßgeblich mit herbeiführten. Wie
der Bericht herausstellte und Profes-
sor Salgo noch einmal betonte, liege
im Fall Kevin ein vollständiges Versa-
gen der Jugendhilfe vor, hingegen hät-
ten Polizei und Justiz durchaus die
Brisanz des Falles erkannt. Institutio-
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nen des Gesundheitssystems seien
frühzeitig eingeschaltet worden, hät-
ten sich aber gegenüber der Haltung
der Jugendhilfe nicht durchgesetzt.
Eine verheerende Rolle habe ein Me-
thadon vergebender Arzt gespielt. Ob-
wohl die Fachkräfte der Jugendhilfe
wie der für Kevin zuständige Case Ma-
nager und der Amtsvormund unter
enormer Arbeitsüberlastung litten, sei
dieser Umstand nicht für den tragi-
schen Verlauf des Falles in erster Linie
ursächlich. Wie Salgo erklärte, lägen
die Hauptursachen vielmehr in den
Haltungen, Ideologien, Ausbildungs-
defiziten, einem Totalausfall der Fach-
aufsicht u.a. Der Tod des Kevin müsse
für das Sozialsystem der Bundesrepu-

blik und nicht nur in Bremen Konse-
quenzen haben, so Salgo. Diese Aus-
sagen sind insofern bemerkenswert,
als aus dieser Quelle bisher solche
scharfen Töne nicht zu vernehmen
waren. Das mag damit zusammen-
hängen, dass gemäß Drucksache
550/07 des Bundesrates vom 10.08.07
der Entwurf eines Gesetzes zur Er-
leichterung familiengerichtlicher
Maßnahmen bei Gefährdung des Kin-
deswohls vorliegt. Insofern ist das
hier zu rezensierende Buch zur rech-
ten Zeit gekommen.

Dieses Buch „Kindeswohlgefährdung
und Vernachlässigung“ ist nicht we-
gen seiner Aktualität, sondern auch

wegen seines Inhalts einem jeden zu
empfehlen, der an seiner Stelle in der
Jugendhilfe tätig ist. Es wird wohl
nicht bei der ersten Auflage bleiben.
Darum empfiehlt der Rezensent dem
Ernst Reinhardt Verlag, einer zweiten
oder sonst noch folgenden Auflage
den Text der Pressemitteilung von der
interdisziplinären Fachtagung am
25.04.2007 in Frankfurt als Anhang
beizufügen.

Prof. Dr. Wolfgang Klenner
Am Iberg 7
33813 Oerlinghausen

Die am 01. Oktober 2005 in Kraft ge-
tretene Novellierung des Kinder- und
Jugendhilferechts („KICK“) hat in der
Fachöffentlichkeit nicht nur für Irrita-
tionen und heftige Diskussionen ge-
sorgt, sondern offensichtlich auch da-
zu animiert, weitere Kommentierun-
gen des Kinder- und Jugendhilfege-
setzes zu verfassen. Dies ist grund-
sätzlich deshalb zu begrüßen, als mit
dieser Novellierung und der zwischen-
zeitlich in Kraft getretenen ersten
Stufe der unter dem Stichwort „Föde-
ralismusreform“ erfolgten Verfas-
sungsreform nicht nur das Verhältnis
zwischen freien und öffentlichen Trä-
gern und deren Zusammenarbeit neu
zu bestimmen sondern auch darum zu
ringen ist, wie die Jugendhilfe in Zei-
ten knapper Kassen leistungsfähig er-
halten werden kann. Die im Rahmen
von Diskussionen und Diskursen vor-

getragenen vielfältigen und viel-
schichtigen Meinungen sind  immer
wieder aufs Neue zu hinterfragen;
neue sich ergebende Aspekte sind zu
prüfen und mit Hilfe juristischer Aus-
legungen zu justieren. Dies gilt beson-
ders für den manchmal schwierigen
aber notwendig zu vollziehenden Spa-
gat zwischen „Verwaltung“ einerseits
und „Sozialpädagogik“ andererseits,
immer mit dem beide Seiten verpflich-
tenden Ziel, rechtlich wie pädagogisch
sein Handeln zu begründen. Hierbei
kann der „Möller/Nix“ wertvolle
Dienste leisten, da er in kurzer fun-
dierter Form nicht nur juristische Eck-
punkte zu setzen weiß, sondern auch
die Brücke zu notwendigen pädagogi-
schen wie psychologischen Bezügen
herzustellen vermag. Der generelle
Hinweis, weitere Erkenntnisse in aus-
führlicherer Form über den „Gesamt-

kommentar GK-SGB VIII
„Fieseler/Schleicher/Busch“ sich be-
schaffen zu können, zeigt, dass es den
Autoren und der Autorin vor allem da-
rum geht, einen ersten Überblick zu
geben und einen Einstieg für eine ver-
tiefte Argumentation zu vermitteln.
Dies ist den Autoren bzw. der Autorin
in exzellenter Weise gelungen. 

Fazit: Nicht nur der günstige Preis
spricht dafür, den Möller/Nix anzu-
schaffen.

Michael Steinsiek
Landesamt für Gesundheit und Sozia-
les Mecklenburg-Vorpommern
Abteilung Jugend und Familie
Landesjugendamt
Neustrelitzer Str. 120
17033 Neubrandenburg

Winfried Möller / Christoph Nix

Kurzkommentar zum SGB VIII

München (UTB) 2006
ISBN 978-3-8252-2859-0
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I. Jugendhilfe und Jugendge-
richtsbarkeit: Gemeinsamkeiten
und Unterschiede 

Jugendhilfe und Jugendgerichtsbar-
keit begegnen sich im Jugendstraf-
verfahren auf der Basis grundlegender
Gemeinsamkeiten: 

• Beide haben einen gesellschaftli-
chen Auftrag gegenüber der Ziel-
gruppe junger Straftäter. 

• Gemeinsam ist ihnen das Ziel, dass
junge Menschen lernen, nicht straf-
fällig zu werden. 

• Beide messen erzieherischen Maß-
nahmen im Rahmen des Jugendge-
richtsverfahrens einen besonderen
Stellenwert zu. 

• Beide sind insofern daran interes-
siert, Bedingungen zu schaffen, die
ein erzieherisches Einwirken auf die
Zielgruppe unterstützen. 

Dennoch bleiben strukturelle Unter-
schiede, die sich im Aufgabenver-
ständnis und im Handlungsrepertoire
widerspiegeln. 

Ausgangspunkt des Tätigwerdens der
Jugendgerichtsbarkeit ist die Bege-
hung einer Straftat durch einen jun-
gen Menschen. Der Strafjustiz geht es
im Kern um die Respektierung der
strafbewehrten gesellschaftlichen
Normen. Anders als im allgemeinen
Strafrecht steht aber im Jugendstraf-
recht nicht die Sanktionierung be-

gangenen Unrechts, der Schuldaus-
gleich durch Strafe, im Vordergrund,
sondern - unter dem Erziehungsge-
danken - die Vermeidung künftiger
Straffälligkeit. Zur Verfolgung dieses
Ziels steht der Justiz eine breite Pa-
lette von informellen Reaktions-und
formellen Sanktionsmöglichkeiten zur
Verfügung. Letztere reichen 

• von den sog. „Erziehungsmaßre-
geln", insbesondere Weisungen mit
vornehmlich helfendem und för-
derndem Charakter, 

• über die „Zuchtmittel", mit denen
primär gegenüber dem oder der Ju-
gendlichen das Unrecht verdeut-
licht werden soll, 

• bis hin zur Jugendstrafe, die nur als
äußerstes Mittel bei erheblichen,
durch das strafbare Verhalten zum
Ausdruck gekommenen Entwick-
lungsdefiziten oder schwerer
Schuld verhängt werden kann. 

Dabei folgt aus dem Erziehungsge-
danken, dass einer informellen Erledi-
gung außerhalb des Strafverfahrens
im Rahmen der Diversion, etwa auf-
grund Erfolg versprechender oder be-
reits erfolgreich gewährter Leistun-
gen der Jugendhilfe, der Vorrang vor
einer förmlichen Verurteilung zu-
kommt und helfenden und fördernden
Maßnahmen der Vorrang vor den vor-
nehmlich unrechtsverdeutlichenden
Maßnahmen und Sanktionen mit grö-
ßerem Strafcharakter. 

Für die Umsetzung der Sanktionen ist
die Justiz außerhalb ihres „klassi-
schen“ Repertoires weitgehend auf
die Mitwirkung anderer Stellen, ins-
besondere auf entsprechende Ange-
bote und Leistungen der Jugendhilfe,
angewiesen. Sie kann durch Weisun-
gen und Anordnungen im Urteil ledig-
lich den/die Jugendliche/n (und die
Eltern) verpflichten, die ihm (bzw. ih-
nen) angebotenen Leistungen wie ei-
nen sozialen Trainingskurs oder eine
Betreuungshilfe in Anspruch zu neh-
men; die Entscheidung über die Ge-
währung der Leistung und ihre
Durchführung erfolgt grundsätzlich in
der Verantwortung der Jugendhilfe.
Letztlich waren es erst engagierte
Projekte der Jugendhilfe, die in den
1980er Jahren diese Erweiterungen
des helfenden und fördernden Reakti-
onsinstrumentariums an die Justiz
herantrugen, welche dann wiederum
1990 durch das 1. JGG-Änderungsge-
setz ihren gesetzlichen Niederschlag
im JGG fanden. Schließlich ist die
Justiz auch bereits im Verfahren auf
die fachliche Beratung und Unter-
stützung durch die Jugendhilfe (Mit-
wirkung im jugendgerichtlichen Ver-
fahren; Jugendgerichtshilfe) ange-
wiesen, damit die Möglichkeiten für
helfende und fördernde Maßnahmen
angemessen bewertet werden kön-
nen. 

Der Jugendhilfe geht es um einen Bei-
trag zur Einlösung des Rechts junger

Verlautbarungen

Deutsches Institut für Jugendhilfe und Familienrecht (DIJuF) e. V.

Jugendhilfe und Jugendgerichtsbarkeit: Die Unterschiede als Chance verstehen! 

Kommunikation, Kooperation und der § 36a SGB VIII 

Stellungnahme der Ständigen Fachkonferenz 1 "Grund-und Strukturfragen des Jugendrechts" des Deutschen In-
stituts für Jugendhilfe und Familienrecht (DIJuF) e. V. 
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Menschen auf Förderung ihrer Ent-
wicklung und auf Erziehung zu einer
eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit. Das gilt
auch im Jugendstrafverfahren. Die
Jugendhilfe ist dabei in ihrem Hand-
lungsrepertoire auf die pädagogisch
definierten Leistungen des SGB VIII
und die Mitwirkungsaufgaben im Ver-
fahren verwiesen. 

Im Jugendstrafverfahren trifft der
Auftrag der Jugendhilfe mit dem jus-
tiziellen Auftrag zur Vermeidung
künftiger Straffälligkeit zusammen.
Soweit für die Jugendhilfe hier An-
satzpunkte für ein erzieherisches oder
helfendes Tätigwerden gegenüber den
straffällig gewordenen jungen Men-
schen mit den ihr rechtlich zur Verfü-
gung stehenden Mitteln bestehen,
liegt darin zugleich eine Perspektive
für deren Legalbewährung. 

Es ist ein originärer Auftrag der Ju-
gendhilfe, sich für die Wiedereinglie-
derung straffällig gewordener Ju-
gendlicher zu engagieren (vgl. §§ 1,
52 SGB VIII). Zwar ist es nicht ihre Sa-
che, für Sanktionierung zu sorgen.
Gleichwohl ist die Förderung der
Kompetenz junger Menschen, zentra-
le gesellschaftliche Normen einzuhal-
ten und die Rechte anderer zu respek-
tieren, Teil des erzieherischen Auf-
trags der Jugendhilfe, den sie mit ih-
rem Instrumentarium und ihrer Fach-
lichkeit ausfüllen muss. Da Strafver-
fahren potenzielle Stigmatisierungs-
und Ausgrenzungsprozesse sind, ma-
chen sie ein auf Integration und Per-
sönlichkeitsentwicklung gerichtetes
Engagement der Jugendhilfe dring-
lich. Jugendhilfe hat eine Verantwor-
tung dafür, mit ihren Diensten und
Leistungen freiheitsentziehende
Sanktionen gegenüber Jugendlichen
und Heranwachsenden, dort wo es
möglich und verantwortbar ist, abzu-
wenden. 

Nicht der Rückzug aus dem Strafver-
fahren ist daher gefordert, sondern

offensives Einmischen! Jugendhilfe
muss ihren Auftrag als "kooperatives
Konkurrenzverhältnis" zur Polizei und
Justiz verstehen: So viel Jugendhilfe
wie möglich, so wenig Strafrecht wie
nötig. 

Die Jugendhilfe hat deshalb im Rah-
men ihrer Mitwirkung im Verfahren
auszuloten, ob und ggf. welche An-
satzpunkte es im Einzelfall für ein er-
zieherisches Einwirken allgemein und
für Jugendhilfeleistungen im Beson-
deren gibt. In der Rolle des (sozial)pä-
dagogischen Experten hat sie beides
gegenüber der Jugendgerichtsbarkeit
darzulegen, sie ist aber abgesehen
von den konkret definierten Aufgaben
in JGG und § 52 SGB VIII nur zur Ge-
währung von Leistungen im Sinne des
SGB VIII legitimiert. 

II. Jugendgerichtliche Anordnungen
und Steuerungsverantwortung
des Jugendamts 

1. Neuerungen durch § 36a Abs. 1
SGB VIII? 

§ 36a Abs. 1 SGB VIII bekräftigt die
Entscheidungskompetenz des Ju-
gendamts auch in den Fällen, in de-
nen der Jugendrichter Anordnungen
über die Inanspruchnahme von Leis-
tungen trifft, deren Kosten letztlich
beim Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe im Rahmen einer Leistungsge-
währung anfallen. Die Gesetzesbe-
gründung bezieht sich insoweit auf
Berichte aus der Praxis, wonach u. a.
Gerichte von den Jugendämtern er-
warten, die finanziellen Folgen sol-
cher Entscheidungen zu tragen, die
zur Inanspruchnahme sozialpädago-
gischer Hilfen führen (vgl. BT-
Drucks.15/5616, Einzelbegründung zu
Nr. 15). 

Die Regelung geht zutreffend davon
aus, dass die Jugendhilfe eine eigen-
ständige - von der Justiz unabhängige

- Aufgabe und Ebene öffentlicher
Verwaltung ist und dass deshalb das
Jugendgericht den Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe nicht zu der Gewäh-
rung von Leistungen verpflichten
kann. Hierüber entscheidet das Ju-
gendamt in eigener Verantwortung
auf der Grundlage des SGB VIII nach
den dort vorgeschriebenen Verfahren.
Es trägt die Kosten nur dann, wenn es
selbst die Voraussetzungen einer ge-
eigneten und notwendigen Leistung
geprüft hat (zur Ausnahme bei nied-
rigschwelligen Leistungen siehe un-
ten II. 3.). Für eine Anordnungskom-
petenz des Jugendgerichts, die den
öffentlichen Träger auf die Pflicht re-
duziert, gerichtlich angeordnete Ent-
scheidungen durchzuführen und zu
finanzieren, ist kein Raum. Hierzu be-
dürfte es einer Rechtsgrundlage, die
aber fehlt. Auch die Mitwirkungs-
pflicht nach § 52 SGB VIII i. V. m. § 38
Abs. 2 JGG verpflichtet die Jugendhil-
fe nur zur Überwachung von Weisun-
gen, nicht zu deren Durchführung. 

§ 36a Abs. 1 SGB VIII ist deklaratori-
scher Natur und stellt lediglich die
Voraussetzungen klar, bei deren Vor-
liegen der Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe zur Tragung der Kosten ver-
pflichtet ist. An der Aufgabenvertei-
lung zwischen Jugendhilfe und Ju-
gendgerichtsbarkeit ändert sich
nichts. Auch nach bisheriger Rechts-
lage war unstreitig, dass solche Wei-
sungen und Anordnungen des Ju-
gendrichters, die nach eigenständiger
Überprüfung vom Jugendamt als Hilfe
zur Erziehung gewährt werden kön-
nen, in die Durchführungs-und Finan-
zierungsverantwortung des Trägers
der öffentlichen Jugendhilfe fallen.
Im Übrigen ändert § 36a SGB VIII
nichts an Inhalt und Umfang der Mit-
wirkungspflicht nach § 52 SGB VIII. 

In der Praxis werden die jugendrich-
terlichen Weisungen und Anordnun-
gen nach §§ 10, 12 JGG weitgehend
in der Verantwortung des Jugendamts
(häufig unter Einbeziehung von Trä-



Dialog Erziehungshilfe | 4-2007 | Seite 74

gern der freien Jugendhilfe) durchge-
führt und insoweit auch die Kosten
getragen. Die Frage der Kostentra-
gung ist im JGG nicht geregelt. Aus-
drückliche gesetzliche Regelungen
existieren nur auf Landesebene (bspw.
im Berliner Gesetz zur Ausführung
des KJHG, § 50 Abs. 1 Satz 2
AGKJHG). Versuche der Jugendhilfe,
auf überregionaler Ebene (vgl. Be-
schluss der Jugendministerkonferenz
vom 18./19. Mai 2000) mit der Justiz
zu Vereinbarungen über die Kosten-
tragung zu kommen, sind bisher ge-
scheitert (vgl. Beschluss der Justizmi-
nisterkonferenz vom 10. - 12. Juni
2002, wonach die Kosten für ambu-
lante Maßnahmen nach dem JGG
beim örtlichen Träger der öffentlichen
Jugendhilfe anfallen, wenn die Vo-
raussetzungen nach dem SGB VIII
vorliegen). Unbestritten ist, dass die
bei der Durchführung von jugendrich-
terlichen Weisungen anfallenden
Kosten nicht den Kosten des Verfah-
rens nach § 74 JGG, § 464a StPO zu-
zurechnen sind (DIJuF-Rechtsgutach-
ten JAmt 2002, 62). Lediglich die Kos-
ten bei Heimunterbringung als einst-
weilige Unterbringung nach § 71 Abs.
2 JGG sowie zum Zweck der U-Haft-
Vermeidung nach § 72 Abs. 4 JGG
werden entsprechend den Richtlinien
zum JGG (RLJGG) zu § 74 Nr. 4 der
Justizkasse auferlegt. 

Die Einführung des § 36a Abs. 1 SGB
VIII hat die Rechtslage somit nicht
geändert. Die Intensität der Debatten
in der Folge seiner Verabschiedung
sind von der Sorge gekennzeichnet,
die Jugendhilfe könne sich aus ihren
Verpflichtungen für delinquente jun-
ge Menschen (weiter) zurückziehen.
Es wird eine negative Signalwirkung
für die Rechtspraxis befürchtet. 

2. Jugendgerichtliche Maßnahmen
als mögliche Leistungen nach
dem SGB VIII 

§ 36a SGB VIII berührt die Frage der

Kostenverantwortung im Zusammen-
wirken von Jugendhilfe und Jugend-
gerichtsbarkeit nur insoweit, als rich-
terliche Anordnungen sich auf die In-
anspruchnahme einer Leistung nach
dem SGB VIII beziehen. 

In den Anwendungsbereich des § 36a
Abs. 1 SGB VIII fallen aus dem Maß-
nahme-und Sanktionsspektrum des
JGG daher insbesondere 

• die sog. Betreuungsweisung (§ 10
Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 JGG) oder die im
JGG ausdrücklich erwähnte Erzie-
hungsbeistandschaft (§ 12 Nr. 1
JGG), die in ihrem sozialpädagogi-
schen Gehalt einem Betreuungshel-
fer bzw. Erziehungsbeistandschaft
nach § 30 SGB VIII oder auch einer
intensiven sozialpädagogischen
Einzelbetreuung nach § 35 SGB VIII
entsprechen kann, 

• die Teilnahme an einem sozialen
Trainingskurs (§ 10 Abs.1 Satz 3 Nr.
6 JGG), in der Regel möglich als ei-
ne soziale Gruppenarbeit nach § 29
SGB VIII oder 

• die stationären Hilfen zur Erzie-
hung (§ 10 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 JGG,
§ 12 Nr. 2 JGG, § 71 Abs. 2 JGG), et-
wa als Vollzeitpflege nach § 33 SGB
VIII, Heimerziehung oder Unterbrin-
gung in einer betreuten Wohnform
nach § 34 SGB VIII. 

Alle Hilfen kommen auch als Hilfen
für junge Volljährige (§ 41 Abs. 2 SGB
VIII) oder als Eingliederungshilfe für
junge Menschen mit seelischer Be-
hinderung (§ 35a SGB VIII) in Be-
tracht. 

Arbeitsweisungen (§ 10 Abs. 1 Satz 3
Nr. 4 JGG) gehören allenfalls dann zu
den Hilfen zur Erziehung, wenn sie in
der Form arbeitsbezogener sozialer
Gruppenarbeit nach § 29 SGB VIII er-
bracht werden. Arbeitsweisungen
können, wenn sie mit den Zielsetzun-
gen der Hilfe vereinbar sind, im Rah-

men einer Leistung der Jugendsozial-
arbeit nach § 13 Abs. 1 SGB VIII
durchgeführt werden, etwa sozialpä-
dagogisch begleitet. § 36a Abs. 1 SGB
VIII ist insoweit zumindest nicht un-
mittelbar anwendbar. Allerdings setzt
die Gewährung einer Leistung eben-
falls eine vorherige Entscheidung des
Jugendamts voraus. Die bloße Ver-
mittlung von Arbeitsdiensten ist keine
Hilfe im Sinne des SGB VIII und daher
auch nicht als Aufgabe der Jugendhil-
fe zu leisten. 

Der Täter-Opfer-Ausgleich ist von sei-
nem Charakter eine Form der Kon-
fliktbewältigung, die Neutralität und
Akzeptanz gegenüber beiden Seiten
verlangt. Unbestritten beinhaltet er
erhebliches erzieherisches Potenzial,
da er von den beschuldigten jungen
Menschen verlangt, dass sie sich mit
ihrer Tat und deren Folgen für den
Geschädigten intensiv auseinander-
setzen, die Verantwortung für diese
übernehmen und prosoziales Verhal-
ten lernen. 

Umstritten ist allerdings, ob der TOA
der Jugendhilfe als Leistungsform zur
Verfügung steht und ob er als erzie-
herische Hilfe eigener Art noch von
§ 27 SGB VIII umfasst sein kann. So-
weit der TOA im Einzelfall seitens des
Jugendamts als Hilfe zur Erziehung
nach § 27 Abs. 2 SGB VIII ausgestaltet
wird, kann er entsprechend gewährt
werden. Teilweise wird er auch als ein
Element im Rahmen einer in §§ 28 ff.
SGB VIII benannten Hilfearten, teil-
weise aufgrund autonomer Entschei-
dung des kommunalen Trägers ge-
währt. 

Allgemein besteht Einigkeit, dass die-
ses Instrument im Kontext von Ju-
gendstrafverfahren zur Verfügung
stehen muss. Aufgrund der bestehen-
den unterschiedlichen rechtlichen
Sichtweisen und Einordnungen wird
ohne ausdrückliche Aufnahme des
TOA in das Leistungsspektrum des
SGB VIII die Sicherung eines flächen-
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deckenden Angebots als Leistung der
Jugendhilfe nicht erreicht werden
können. 

Die notwendige Verlässlichkeit seiner
Durchführung/Gewährung und Finan-
zierung bedarf daher, etwa im Rah-
men einer Konzeptentwicklung als
Leistung zur Aufarbeitung von Ge-
waltanwendung, entsprechender Re-
gelungen und Vereinbarungen in den
Ländern bzw. vor Ort. Unabhängig da-
von, wie diese ausfallen, bleibt der
Grundsatz unberührt, dass eine Fi-
nanzierung durch die Jugendhilfe nur
in Betracht kommt, wenn sie vorher
über die Gewährung der Hilfe ent-
schieden hat. 

3. Direkter Zugriff auf niedrig-
schwellige Leistungen? 

§ 36a Abs. 2 SGB VIII betont die Mög-
lichkeit, ambulante Leistungen auch
niedrigschwellig zur Verfügung zu
stellen. Verpflichtend ("soll") ist die
Inanspruchnahme eines solchen An-
gebots bei der Erziehungsberatung
zuzulassen. Aufgrund der offenen
Formulierung ("insbesondere") hat
das Jugendamt jedoch zu prüfen, ob
die Inanspruchnahme auch anderer
ambulanter Leistungen sozialpädago-
gisch sinnvoll ermöglicht werden soll,
ohne dass es einer vorherigen Einbe-
ziehung und Entscheidung des Trä-
gers der öffentlichen Jugendhilfe über
die Hilfegewährung im Einzelfall be-
darf. 

Erweitert ein Jugendamt insoweit
sein niedrigschwelliges Angebot auch
auf Leistungen bspw. der sozialen
Gruppenarbeit, ergeben sich auch im
Zusammenspiel mit den Jugendge-
richten neue Möglichkeiten: In den
Vereinbarungen mit den Leistungser-
bringern kann vorgesehen werden,
dass die jungen Menschen soziale
Gruppenarbeit nach einer entspre-
chenden gerichtlichen Weisung un-
mittelbar bei den Leistungserbringern

in Anspruch nehmen können, ohne
dass das Jugendamt hierüber vorher
im konkreten Einzelfall entscheiden
oder eine Hilfeplanung durchführen
müsste. Im Rahmen der Mitwirkung
nach § 52 SGB VIII hören Jugendge-
richt und -staatsanwaltschaft das Ju-
gendamt allerdings in jedem Fall zu
dessen Einschätzung bezüglich der
Geeignetheit der Hilfe. 

4. Eckpunkte für gelingende Ko-
operation im Einzelfall 

Die fallbezogene Kooperation von Ju-
gendhilfe und Jugendgerichtsbarkeit
im Jugendstrafverfahren beruht we-
sentlich auf einer wechselseitigen In-
formation über die jeweils in eigener
Verantwortung von Jugendamt und
Jugendgericht vorgenommenen
Handlungsschritte bzw. deren Ergeb-
nisse. Dabei geht es zunächst vor al-
lem um eine Verständigung über die
relevanten Umstände aus der Lebens-
welt eines jungen Menschen und sei-
ne Persönlichkeit sowie über seinen
Unterstützungsbedarf. 

Durch die wechselseitige Mitteilung
sollen Jugendhilfe und Jugendge-
richtsbarkeit so miteinander verbun-
den werden, dass die fachliche Per-
spektive der Jugendhilfe im Verfahren
nach dem Jugendgerichtsgesetz ent-
scheidungsrelevant werden kann und
dass für den betroffenen jungen Men-
schen so weit wie möglich der Vor-
rang der Jugendhilfeleistung vor Stra-
fe sichergestellt werden kann. 

a) Information des Jugendamts durch
Polizei und Staatsanwaltschaft im
Vorfeld gerichtlicher Verfahren 

Die einzelfallbezogene Kooperation
setzt eine frühzeitige Mitteilung sei-
tens Polizei bzw. Staatsanwaltschaft
an das Jugendamt darüber voraus,
dass ein junger Mensch einer be-
stimmten Straftat beschuldigt wird.
Steht der Erlass eines Haftbefehls im

Raum, liegt die entsprechende Mittei-
lungspflicht bei der Staatsanwalt-
schaft. Grundlage dafür sind § 38 Abs.
1 und 2 JGG sowie die Mitteilungen
in Strafsachen (MiStra), wonach das
Jugendamt im gesamten Verfahren
gegen einen Jugendlichen so frühzei-
tig wie möglich heranzuziehen ist.
Nur wenn dies gewährleistet ist, kann
auch das Jugendamt nach § 52 Abs. 2
SGB VIII seinerseits "frühzeitig" im
Verlauf eines Strafverfahrens prüfen,
ob geeignete und notwendige Hilfen
für den Jugendlichen oder jungen
Volljährigen ("Heranwachsenden") in
Betracht kommen. 

b) Information der Jugendgerichtsbar-
keit durch das Jugendamt als Reak-
tion auf die Erstinformation 

Die Jugendhilfe reagiert je nach Fall-
konstellation unterschiedlich auf die
einleitende Information über die Be-
schuldigung eines Jugendlichen. 

aa) Die Mitteilung an Staatsanwalt-
schaft oder Jugendgericht über
originäre Jugendhilfeleistungen,
die im jeweiligen Fall sinnvoll
sein können, bereits erbracht
werden oder im Zuge der Erstin-
formation angelaufen sind, ist
der Jugendhilfe nach § 52 Abs. 2
Satz 2 SGB VIII vorgegeben. Sie
beruht auf der Pflicht des Ju-
gendamts, frühzeitig zu prüfen,
ob für den betroffenen jungen
Menschen Jugendhilfeleistungen
infrage kommen. Dabei ist inner-
halb des Jugendamts sicherzu-
stellen, dass die zuständigen Or-
ganisationseinheiten in die Prü-
fung einbezogen werden und die
Fachkraft im Jugendstrafverfah-
ren eine abgestimmte und für
das Jugendamt bindende Aussa-
ge trifft. 

Die entsprechende Mitteilung kann
Teil der diversionsbezogenen Mit-
teilung (bb) oder Bestandteil der
Stellungnahme (cc) sein (im Rah-
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men des schriftlichen Berichts bzw.
mündlich in der Hauptverhand-
lung). Sie ist auch insofern von be-
sonderer Relevanz, als das Jugend-
amt nach § 36 a SGB VIII nur für
solche Leistungen finanziell einzu-
stehen hat, über die es entspre-
chend den rechtlichen Vorgaben
des SGB VIII selbst positiv entschie-
den hat. Ausnahmen davon gelten
lediglich für jene (ambulanten)
Leistungen, die jungen Menschen
generell ohne Einschaltung des Ju-
gendamts unmittelbar als Infra-
strukturangebot zugänglich sind (z.
B. die Erziehungsberatung). 

bb) Das Jugendamt nimmt Stellung,
ob ein Fall diversionsgeeignet
ist, und zwar dazu, 

• ob nach seiner Auffassung von ei-
ner weiteren Verfolgung abgesehen
werden kann, 

• unter welchen Voraussetzungen
(z. B. Vorschlag einer erzieherischen
Maßnahme) davon abgesehen wer-
den kann bzw. 

• warum nach seiner Meinung nicht
davon abgesehen werden kann. 

cc) Bei der Mitteilung nach Maßga-
be des § 38 Abs. 2 Satz 1 JGG
geht es darum, im Kontakt mit
dem jungen Menschen die für
das jugendgerichtliche Verfah-
ren entscheidenden Fakten und
Einschätzungen herauszuarbei-
ten, also die "erzieherischen, so-
zialen und fürsorgerischen Ge-
sichtspunkte", wie das JGG for-
muliert. Es geht um die für das
Verfahren relevanten Fakten und
Einschätzungen zur Biografie
und Lebenswelt eines jungen
Menschen, zu seiner Persönlich-
keit - seinem Entwicklungs-
stand, der persönlichen Reife der
Handlungs-und Urteilskompe-
tenz - sowie zu seinem Unter-
stützungsbedarf. 

Dabei ist wichtig, zwischen Tatsachen

und Bewertungen zu unterscheiden.
Auch wenn das JGG mit dem Begriff
der "Erforschung" Erwartungen be-
züglich "objektiver" Tatsachenaussa-
gen weckt, bleibt die gut begründete
fachliche Einschätzung letztlich eine
Hypothese. 

Die für die Stellungnahme erforderli-
chen Daten sind nach § 62 Abs. 2 SGB
VIII grundsätzlich bei den Betroffenen
zu erheben. Sozialdaten, die im Rah-
men persönlicher oder erzieherischer
Hilfe anvertraut wurden, dürfen nicht
verwendet werden, wenn die Betrof-
fenen dem nicht zustimmen (§ 65
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VIII). 

Das Jugendamt ist bei seiner Stel-
lungnahme im jugendgerichtlichen
Verfahren auch auf die Mitwirkung
der jungen Menschen, deren Eltern
und sonstigen Bezugspersonen ange-
wiesen. Mit Mitteilungen Dritter über
vermeintliche Tatsachen ist besonders
sorgsam umzugehen. Der situations-
abhängige, subjektiv gefärbte Hinter-
grund, vor dem Aussagen zu bewerten
sind, lässt sich von außen oft nur
schwer erschließen. Angaben Dritter
haben insofern auch immer nur eine
bedingte Aussagekraft. Das wiederum
relativiert die Befugnis zur Erhebung
von Daten bei Dritten, die § 62 Abs. 3
Nr. 2 SGB VIII dem Jugendamt ein-
räumt für den Fall, dass der/die Be-
troffene die Mitwirkung verweigert
und die Daten für die Aufgabenerfül-
lung bei der Mitwirkung im jugendge-
richtlichen Verfahren notwendig sind. 

Die Mitteilung des Jugendamts kann
je nach Fallkonstellation schriftlich
oder mündlich erfolgen. Neben dem
schriftlichen (Vorab-)Bericht für eine
Verhandlung geht es dabei wesentlich
um die mündliche Darlegung der ent-
sprechenden Gesichtspunkte in der
Hauptverhandlung. Das Jugendamt
äußert sich auch zu den vom Jugend-
gericht zu ergreifenden Maßnahmen.
Dies bezieht sich vor allem auf mögli-
che Jugendhilfeleistungen (siehe

oben aa) sowie auf die Sinnhaftigkeit
von Weisungen nach § 10 JGG (siehe
unten c). Im Übrigen äußerst sich das
Jugendamt zu den möglichen Wir-
kungen einer Maßnahme auf den Ju-
gendlichen oder jungen Volljährigen,
insbesondere dazu, inwieweit eine ju-
gendgerichtlich angeordnete Maß-
nahme die Erziehung und Förderung
des jungen Menschen im Sinne des
SGB VIII unterstützen kann. 

dd) Die Mitteilung über das Ergebnis
der Haftentscheidungshilfe verlangt,
die angesprochenen Tatsachen ein-
schließlich einer Art konzentrierter
Hilfeplanung in knappster Zeit in das
jugendgerichtliche Verfahren einzu-
bringen; besonders relevant ist dabei
der Aspekt des Schutzes des jungen
Menschen bzw. seiner Umgebung, et-
wa auch wenn es um Alternativen zur
Untersuchungshaft geht. 

Seit dem Inkrafttreten des SGB
VIII/KJHG liegt die Verantwortung für
das Wohl des einzelnen Jugendlichen
und jungen Volljährigen, der in einer
Jugendhilfeeinrichtung unterge-
bracht ist, wesentlich beim örtlichen
Jugendamt, das dem vor allem im
Rahmen der Hilfeplanung Rechnung
trägt. Dabei ist auch die Mitwirkung
der Einrichtung wichtig, und zwar vor
allem, um abzuklären, ob die Einrich-
tung ein für die Ausgangslage des Ju-
gendlichen passendes und verant-
wortbares Angebot machen kann. 

c) Verfahrensbezogene Informati-
on und Konsultation 

Die verpflichtende Heranziehung des
Jugendamts im gesamten Verfahren
beinhaltet entsprechende Informati-
onspflichten über den Fortgang des
Verfahrens. Neben der Information
über die Diversionsentscheidung geht
es hier vor allem um zeitnahe Infor-
mationen über Verhandlungstermine.
Korrespondierend dazu ist es sinnvoll,
dass vonseiten der Jugendhilfe Termi-
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ne abgestimmt werden. 

Nach § 38 Abs. 3 Satz 3 JGG ist das
Jugendamt jedenfalls vor der Ertei-
lung von Weisungen zu hören, bei ei-
ner möglichen Betreuungsweisung
auch dazu, wer sie übernehmen soll. 

Im Rahmen der Überwachungspflicht
sollte das Jugendamt das Gericht in
angemessenen Zeitabständen über
den Fortgang der Weisungserfüllung
unterrichten. Grundlegende Entschei-
dungen sollten mit dem Gericht be-
sprochen werden. 

d) Berücksichtigung der Jugend-
hilfeperspektive bei der Ent-
scheidung durch die Justiz 

In den differenzierten Mitteilungs-
pflichten spiegelt sich die herausge-
hobene Bedeutung des Jugendamts
im Verfahren nach dem JGG. Sie ma-
chen nur Sinn, wenn die Perspektive
des Jugendamts im Verfahren ent-
scheidungsrelevant werden kann, d.
h., wenn das Jugendgericht die Emp-
fehlungen des Jugendamts im Verfah-
ren berücksichtigt. 

Berücksichtigung der Jugendhilfeper-
spektive impliziert Verständigung. Die
Verständigung zweier autonomer In-
stitutionen wie der Jugendämter und
der Jugendgerichte in der Weise, dass
den jugendhilfefachlichen wie den
strafrechtlichen Erfordernissen Rech-
nung getragen wird, verlangt ein ko-
ordiniertes und vernetztes Vorgehen
mit dem Ziel, richterliche Entschei-
dung nach dem JGG und jugendamtli-
che Leistungsgewährung nach dem
SGB VIII aufeinander abzustimmen,
bevor eine richterliche Entscheidung
ergeht. Dies wird durch die Regelung
in § 36a SGB VIII (Steuerungsverant-
wortung) unterstrichen. Die Kosten
einer entsprechenden Leistung trägt
der örtliche Träger der öffentlichen
Jugendhilfe nämlich nur dann, wenn
die richterliche Entscheidung auf der

Grundlage der jugendamtlichen Ent-
scheidung nach Maßgabe des Hilfe-
plans unter Beachtung des Wunsch-
und Wahlrechts und damit unter Be-
teiligung der Betroffenen ergeht (§ 36
Abs. 1 Satz 1 SGB VIII). 

Wie im Rahmen der Haftentschei-
dungshilfe bzw. der Suche nach Alter-
nativen zur Untersuchungshaft ist es
grundsätzlich sinnvoll, bei der Ver-
ständigung über eine geeignete JGG-
Maßnahme bzw. Jugendhilfeleistung
auch die Beteiligung der Leistungser-
bringer vorzusehen. Ihre Erfahrung
sollte bei der Auswahl und Ausgestal-
tung mit berücksichtigt werden kön-
nen, weil sich dadurch die Erfolgs-
chancen einer Maßnahme bzw. Ju-
gendhilfeleistung erhöhen lassen. 

Die Kooperation von Jugendhilfe und
Jugendgerichtsbarkeit im Verfahren
nach dem JGG ist demnach so zu ge-
stalten, dass die Hilfeplanung (oder
ihr vergleichbare Verfahrensschritte)
in die richterliche Entscheidung ein-
gebunden werden kann. 

e) Zusammenarbeit während der
U-Haft und des Strafvollzugs 

Nach § 52 Abs. 3 SGB VIII i. V. m. § 38
Abs. 2 JGG soll die Jugendhilfe die
personelle Kontinuität der Betreuung
während des gesamten Verfahrens
gewährleisten. Einbezogen ist dabei
auch die Aufgabe der Jugendgerichts-
hilfe, während der Untersuchungshaft
und des Strafvollzugs Kontakt mit
dem jungen Menschen zu halten.
Nach § 93 JGG haben die Vertreter
der Jugendhilfe den gleichen Status
wie ein Verteidiger beim Umgang mit
dem inhaftierten jungen Menschen (z.
B. beim Besuch in der Haftanstalt).
Die Vollzugsordnungen verpflichten
die Jugendstrafanstalten, den Ju-
gendämtern die Aufnahme eines Ver-
urteilten mitzuteilen. Dadurch soll
auch die Kontaktaufnahme und enge
Kooperation mit den Sozialen Diens-

ten im Strafvollzug bzw. mit der Be-
währungshilfe ermöglicht werden.
Insbesondere ist die Zusammenarbeit
bei der Aufgabe geboten, den jungen
Menschen auf sein Leben nach der
Entlassung vorzubereiten. 

5. Fallübergreifende Kooperation 

Aufgrund ihrer gemeinsamen Verant-
wortung, junge Menschen dabei zu
unterstützen, künftig ein straffreies
Leben zu führen, sind Jugendhilfe (Ju-
gendamt, Träger von Einrichtungen
und Diensten, lokal tätige Vereinigun-
gen der Jugendgerichtshilfe) und Ju-
gendgerichtsbarkeit (Polizei, Jugend-
staatsanwaltschaft, Jugendgericht) -
unter Wahrung ihrer institutionellen
Unabhängigkeit - angehalten, mitei-
nander partnerschaftlich zu kooperie-
ren und ihr Handeln aufeinander ab-
zustimmen. 

Voraussetzung für ein effektives Ar-
beiten sowie für ein koordiniert-ver-
netztes Vorgehen aller Beteiligten
sind der reibungslose Austausch not-
wendiger Informationen, die Verstän-
digung auf konkrete Handlungsziele
und die klare Regelung der Kompe-
tenzen, die auf lokaler Ebene in Ko-
operationsvereinbarungen niederge-
legt werden sollten. Gegenstand
schriftlicher Kooperationsvereinba-
rungen sollten daher sein: 

• Absprachen zum wechselseitigen
Informationsfluss (Was muss wann
wem und wie mitgeteilt werden?),
vor allem über die Einleitung und
den Verlauf von Ermittlungsverfah-
ren durch die Ermittlungsbehörden,
zur Erstellung von Berichten und
Hilfeplänen durch das Jugendamt,
zur Übermittlung von Entscheidun-
gen des Jugendgerichts und über
den Verlauf der Durchführung der
jugendgerichtlich angeordneten
Maßnahmen (etwa zur Weisungs-
erfüllung durch die damit beauf-
tragten Träger der freien Jugendhil-



Dialog Erziehungshilfe | 4-2007 | Seite 78

fe, zum Bewährungsverlauf durch
die Bewährungshelfer bzw. zur
Strafvollstreckung durch Vollzugs-
leiter und Vollstreckungsleiter); 

• Absprachen zu Regelungskompe-
tenzen (In welchem Rahmen soll
wer was eigenverantwortlich ent-
scheiden?), zur Organisation einzel-
fallbezogener Kooperation (Wann
und wie sind aufeinander abge-
stimmte Entscheidungen zu tref-
fen?) und zur Beteiligung an Ent-
scheidungsfindungsprozessen (z. B.
Anhörungen bei der Ausgestaltung
von Vereinbarungen mit freien Trä-
gern). 

Über diese Grundvoraussetzungen hi-
naus ist es für das gegenseitige Ver-
ständnis wichtig, seine Kooperations-
partner institutionell und persönlich
zu kennen. Der persönliche Kontakt
der Beteiligten kann durch Arbeits-
kreise, runde Tische, regelmäßige Ar-
beitstreffen, Expertengespräche oder
durch gemeinsame interdisziplinäre
Fortbildungen hergestellt werden. Ein
Austausch ist auch im Jugendhilfe-
ausschuss möglich. Hierbei geht es
vor allem um 

• gegenseitiges Kennenlernen der
Kooperationspartner, ihrer Aufga-
ben und Zielsetzungen, ihrer Struk-
turen und Handlungslogiken, ihrer
Fähigkeiten, Kompetenzen und
Grenzen, 

• Klärung gemeinsamer Schnittstel-
len, übereinstimmender Aufgaben
und Ziele, wechselseitiger Informa-
tionsbedürfnisse, Kooperationser-
fordernisse und die Verständigung
auf einen gemeinsamen Sprachge-
brauch, 

• Erarbeitung gemeinsamer Ziele und
der sich daraus ergebenden Quali-
tätsanforderungen, Verfahren der
Qualitätssicherung und -verbesse-
rung, einschließlich geeigneter
Rückmeldesysteme und der Evalua-
tion, 

• Verpflichtung auf und Dokumenta-
tion von gemeinsamen Absprachen

in Kooperationsvereinbarungen, 
• Erweiterung des gemeinsamen

Handlungsrepertoires durch Erfah-
rungsaustausch und durch die För-
derung von Innovationen, etwa
durch die Präsentation von Konzep-
ten und Arbeitsweisen durch Träger
der freien Jugendhilfe und durch
die Unterstützung von Modellver-
suchen und 

• die Koordination eines gemeinsa-
men Auftretens in der Öffentlich-
keit. 

Dabei ist der Kreis der Kooperations-
partner nicht auf die o. g. Institutio-
nen von Jugendhilfe und Jugendge-
richtsbarkeit beschränkt. Insbesonde-
re eine enge Kooperation sowie Ab-
sprachen mit den Schulen sowie
Schulämtern sind unverzichtbar. In
angemessenen zeitlichen Abständen
bzw. je nach Bedarf können und soll-
ten auch einbezogen werden 

• die Bewährungshilfe, 
• die Jugendstrafvollzugsanstalten

und die besonderen Vollstreckungs-
leiter, 

• mit Jugendarbeit und Jugendsozial-
arbeit befasste Vereine, 

• die Kirchen und Religionsgemein-
schaften, 

• die Arbeitsverwaltung, 
• andere Stellen der Kommunalver-

waltung, etwa das Ordnungsamt (z.
B. im Hinblick auf Verletzung der
Schulpflicht), die Ausländerbehörde
und die Führerscheinstelle, aber
auch Stadtteilkonferenzen, 

• spezialisierte Dienste wie Schuld-
nerberatung, Drogenberatung,
Partnerschafts-und Familienbera-
tung, Opferberatung, 

• Therapieeinrichtungen aller Arten,
ggf. auch Krankenkassen sowie o 
private Unternehmen, die regelmä-
ßig geschädigt werden, im Hinblick
auf Möglichkeiten der Schadens-
wiedergutmachung usw. 

Fallübergreifende Kooperation
braucht ein gewisses Maß an Ver-

bindlichkeit, einen festen (aber verän-
derbaren) Kreis an Teilnehmer/inne/n,
einen (möglicherweise wechselnden)
Ort, eine/n koordinierende/n An-
sprechpartner/in und eine nicht allzu
sporadische Regelmäßigkeit. Aber
Zwänge und Reglementierungen kön-
nen auch lähmen. Kooperation kann
auf Dauer nur funktionieren, wenn
und wo sie von allen Seiten als pro-
duktiv und gewinnbringend erfahren
wird. Dazu gehört auch, sich seiner
Erfolge zu vergewissern - gerade in
Berufen, die davon geprägt sind, dass
nur die Misserfolge wieder in Erschei-
nung treten. 

III. Finanzierung 

1. Allgemeines 
§ 36a Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 SGB VIII
stellt klar, dass die allgemeinen Kos-
tentragungsregeln auch gelten, wenn
Jugendgerichte Eltern bzw. Jugendli-
che zur Inanspruchnahme von Hilfen
verpflichtet haben. Insbesondere von
jugendgerichtlicher Seite wird zwar
darauf hingewiesen, dass der Strafge-
richtsbarkeit nicht die Mittel zur Ver-
fügung stünden, den Weisungen ent-
sprechende Angebote zu finanzieren.
Sie sei deshalb auf die fachlichen
Ressourcen und Kompetenzen der Ju-
gendhilfe angewiesen. Es ist aber
grundsätzlich nicht Aufgabe der Ju-
gendgerichtsbarkeit, Jugendhilfeleis-
tungen bereitzustellen. Vielmehr
nutzt sie das Vorhandensein entspre-
chender Angebote, um Diversions-
möglichkeiten auszuschöpfen und ih-
re Sanktionsmöglichkeiten - gegen-
über dem/der Jugendlichen - durch
Alternativen zu dem "klassischen"
strafrechtlichen Repertoire zu erwei-
tern. 

2. Finanzierungsverantwortung und
dysfunktionale Effekte 

Die Finanzierungsverantwortung folgt
der jeweiligen Aufgabenverantwor-
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tung und der Charakterisierung der
ambulanten Maßnahmen entweder
als Maßnahmen des Jugendstraf-
rechts oder als Leistungen der Ju-
gendhilfe. Folgt man der Ansicht, dass
es sich um Jugendhilfeangebote han-
delt (zu deren Inanspruchnahme das
Gericht den Angeklagten anweisen
kann), muss die Kostenträgerschaft
beim zuständigen Träger der Jugend-
hilfe (Kommune) liegen. Das setzt -
von § 36a Abs. 1 SGB VIII noch einmal
betont - voraus, dass die Sozialleis-
tung in Übereinstimmung mit den
formellen und materiellen Vorausset-
zungen des SGB VIII und im Rahmen
der Entscheidung des Jugendamts er-
bracht wird. 

Zumindest bei mehrfachen und nicht
unerheblichen Straftaten (also bei ca.
einem Drittel der polizeilich regis-
trierten Fälle, in denen von der
Staatsanwaltschaft Anklage erhoben
wird) liegt es nahe, das Vorliegen ei-
nes erzieherischen Bedarfs auch im
Sinne des Jugendhilferechts als (im
Einzelfall widerlegbare) Arbeitshypo-
these anzunehmen. Aber auch in den
anderen Fällen kann die Begehung ei-
ner Straftat Hinweis auf einen erzie-
herischen Bedarf sein. Über das Vor-
liegen der Voraussetzungen für die
Gewährung von Leistungen nach dem
SGB VIII, insbesondere von Hilfen zur
Erziehung (§§ 27 ff. SGB VIII), ent-
scheidet im Einzelfall dann vor allem
die Geeignetheit der gesetzlich vorge-
sehenen Hilfearten. 

Unabhängig vom Vorliegen der mate-
riellen gesetzlichen Anspruchsvoraus-
setzungen übt die Ressourcenfrage
faktisch eine unauffällige, aber er-
hebliche Steuerungswirkung aus. Un-
ter der realen Gegebenheit der Res-
sourcenknappheit führt sie zu mögli-
cherweise dysfunktionalen Verschie-
beeffekten. 

Ausgangspunkt sind die verschiede-
nen Kostenträgerschaften: Jugendhil-
feleistungen und die Kosten für die

Mitwirkung des Jugendamts im Straf-
verfahren fallen bei den Kommunen
an. Einrichtungen der Psychiatrie
werden vom jeweiligen Land getra-
gen, ihre Inanspruchnahme aber über
die Krankenkassen abgerechnet. Kos-
ten des Strafverfahrens und der Straf-
vollstreckung belasten die (Landes-
)Justizkasse, die der polizeilichen Kri-
minalprävention und Ermittlungstä-
tigkeit die Etats der Innenressorts. 

Wenn Jugendämter strukturell, perso-
nell und finanziell an ihre Grenzen
kommen, die konkret erreichbaren lo-
kalen Ressourcen erschöpft sind und
sich subjektive Hilflosigkeit und Über-
forderung der Helfer/innen einstellt,
liegt die Gefahr nahe, dass es zu - be-
wusst-gewollten wie unbewussten -
"Fallverschiebungen" kommt: Das En-
gagement der Jugendhilfe für den be-
troffenen jungen Menschen bleibt
unter dem fachlich möglichen und er-
forderlichen Niveau; u. U. werden
kostenintensive Jugendhilfeleistun-
gen nicht bereitgestellt, wird der/die
Betroffene bspw. dem psychiatrischen
System anempfohlen oder er/sie
bleibt im Strafverfahren sich selbst
überlassen. 

Auch die Justiz ist von Ressourcen-
knappheit nicht verschont. Die Res-
sourcenknappheit wirkt sich in den
Systemen jedoch unterschiedlich aus:
Einerseits führt Ressourcenknappheit
in der Justiz zu einer Unterbesetzung
mit Richter/inne/n und Staatsan-
wält/inn/en. Damit steigt der Erledi-
gungsdruck. Der/Die einzelne Rich-
ter/in bzw. Staatsanwalt/Staatsan-
wältin wird dadurch verstärkt dahin-
gehend motiviert, die für ihn/sie je-
weils unaufwändigste Erledigungsart
zu wählen, also eine, die dazu führt,
dass der Fall mit hoher Wahrschein-
lichkeit nicht wieder zu ihm/ihr zu-
rückkommt und die ihm/ihr am we-
nigsten Koordinierungsbedarf abver-
langt (bspw. bei der StA: Anklage
statt Diversion mit TOA; beim Gericht:
Arrest statt Sozialer Trainingskurs, bei

dem sich der/die Richter/in mit der
Jugendhilfe abstimmen und u. U.
auch über Weisungsänderungen oder
die Verhängung von Ungehorsamsar-
rest entscheiden muss). 

Allerdings kommen diese "Steue-
rungs-Effekte" in der Justiz weniger
durchschlagend zur Wirkung, weil die
Richter/innen in ihren Sanktionsent-
scheidungen an keine Weisungen ge-
bunden werden können. Die von ih-
nen verhängbaren Rechtsfolgen sind
auch nicht budgetierbar - das Land
als Kostenträger kann seinen
Richter/inne/n nicht aufgeben, nur
ein bestimmtes Budget an Jahren
Freiheitsentzug pro Jahr verteilt aus-
zuurteilen oder nur eine bestimmte
Anzahl Arreste oder Auflagen zu ver-
hängen. Ihre Entscheidungspraxis
kann also völlig an der "Angebotsla-
ge" vorbeigehen. Zwar gibt es natür-
lich Rückwirkungen auf die Entschei-
dungspraxis der Gerichte, wenn er-
kennbar wird, dass die Rechtsfolgen
nicht vollzogen werden können, aber
das sind eher individuelle Schlussfol-
gerungen der Richter/innen und keine
offen gesteuerten Prozesse. 

In den Kommunen sind die Fachkräfte
des Jugendamts weisungsgebunden.
Ihnen können bspw. über Dienstan-
weisungen gewisse Vorgaben über Art
und Umfang der Leistungsgewährung,
über die Verfahrensgestaltung und die
Prüfmaßstäbe gemacht werden. Zwar
mag den betroffenen Erziehungsbe-
rechtigten ein Rechtsanspruch auf ei-
ne Leistung zustehen - für das Ar-
beitsfeld der Jugendhilfe ist aber eher
kennzeichnend, dass die Jugendhilfe
ihre Leistungen selbst induzieren, ja
gelegentlich geradezu aufdrängen
muss, nicht zuletzt bei den wirt-
schaftlich schwachen und sehr pro-
blembelasteten Klient/inn/en. Zudem
definiert die Jugendhilfe, insbesonde-
re der öffentliche Träger, wie die ent-
sprechenden Leistungen konkret aus-
zufüllen sind.
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3. Einheit von Fach-und Finanzie-
rungsverantwortung 

Dass auf eine Straftat nicht immer
Strafe folgen muss, sondern eine pä-
dagogische Reaktion in vielen, ja so-
gar den meisten Fällen von Jugendde-
linquenz sinnvoller und verhältnismä-
ßiger ist, ist als grundsätzliche Er-
kenntnis seit langem unstreitig und
besonders seit dem 1. JGGÄndG
(1990) auch von Gesetzes wegen zu
berücksichtigen. So greift die jugend-
gerichtliche Praxis inzwischen regel-
mäßig auf die fachliche erzieherische
Kompetenz und die pädagogischen
Angebote der Jugendhilfe zurück,
auch um die Verhängung insbesonde-
re freiheitsentziehender Sanktionen
zu vermeiden. Die Jugendhilfe kann
ihre langjährigen Erfahrungen, ihre
spezifische Fachlichkeit, pädagogisch
qualifiziertes Personal sowie ihre be-
stehenden Dienste und Einrichtungen
in diese Angebote einbringen. Grund-
sätzlich hat sich die damit verbunde-
ne Zusammenarbeit bewährt. Irrita-
tionen ergeben sich aber immer wie-
der bei der Frage der Finanzierung
bzw. im Hinblick auf die Frage nach
dem Zusammenhang von Fach-und
Finanzierungsverantwortung. 

Gibt das Jugendgericht dem Jugendli-
chen auf, ihm angebotene ambulante
Leistungen nach dem SGB VIII in An-
spruch zu nehmen und sieht das zu-
ständige Jugendamt die sozialrechtli-
chen Voraussetzungen für gegeben

an, ergeben sich keine Kompetenz-
probleme. In den Fällen, in denen das
Jugendamt die Voraussetzungen eines
Leistungstatbestands nach dem SGB
VIII aber als nicht gegeben einstuft,
stellt sich für die Jugendgerichtsbar-
keit die Frage, ob die Justiz selbst
Leistungsangebote zur Verfügung
halten und finanzieren sollte. 

Insbesondere für den Bereich ambu-
lanter Angebote erscheint es wenig
sinnvoll, wenn für derartige Fälle die
Jugendgerichtsbarkeit eigene Organi-
sations-und Finanzierungsstrukturen
entwickelte. Es wäre für alle Beteilig-
ten von Nachteil, wenn Parallelstruk-
turen aufgebaut würden. Eher sollte
die Kooperation vor Ort optimiert
werden, um Missverständnisse in der
Falleinschätzung zu vermeiden. So-
weit aber die Jugendgerichtsbarkeit
außerhalb des Sozialleistungsbereichs
bestimmte Maßnahmen für sinnvoll
oder notwendig erachtet (wie z. B. ei-
nen Täter-Opfer-Ausgleich, die Ver-
mittlung von Arbeitsweisungen und -
auflagen oder andere system-spezifi-
sche Maßnahmen, bei denen die Vo-
raussetzungen einer Jugendhilfeleis-
tung nach dem SGB VIII generell oder
im Einzelfall nicht vorliegen), kommt
in Betracht, dass diese selbst Einrich-
tungen oder Dienste beauftragt. Da-
mit in solchen Fällen keine Irritatio-
nen in den Verantwortlichkeiten ent-
stehen, sollten sich Letztere - jeden-
falls dabei - nicht als "Einrichtungen
oder Dienste der Kinder-und Jugend-

hilfe" verstehen und bezeichnen, son-
dern als solche "im Auftrag der Ju-
gendgerichtsbarkeit" oder "sui gene-
ris". Das gilt für ambulante Angebote,
aber erst recht für stationäre erziehe-
rische Einrichtungen, wenn die Ver-
antwortlichkeiten nicht bei den zu-
ständigen Stellen der Jugendhilfe an-
gesiedelt, sondern sie mittel-oder un-
mittelbar Teil des Strafvollzugs sind. 

4. Ausblick 

Es liegt in der Gesamtverantwortung
der Länder, dafür Sorge zu tragen,
dass alle im JGG vorgesehenen
Rechtsfolgen zur Anwendung ge-
bracht werden können. Zu überlegen
ist dabei, ob es Wege gibt, die ge-
schilderten dysfunktionalen System-
effekte im Rahmen des Finanzaus-
gleichs zwischen Land und Kommu-
nen abzumildern oder auszugleichen.

Die Stellungnahme finden Sie unter:
www.dijuf.de unter dem Punkt „stän-
dige Fachkonferenzen“.

13. August 2007

Deutsches Instsitut für Jugend- und
Familienrecht (DIJuF) e. V.
Ständige Fachkonferenz 1: Grund-
und Strukturfragen des Jugendrechts
Postfach 10 20 20
69010 Heidelberg
www.dijuf.de

Wissenschaftlicher Beirat des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen berufen
Das Nationale Zentrum Frühe Hilfen, mit dem die Bundesregierung den Schutz gefährdeter Kinder verbessern will,
erhält wissenschaftliche Unterstützung: Die Bundesministerin Dr. Ursula von der Leyen hat im November 2007 re-
nommierte ExpertInnen als Mitglieder des Beirats berufen, die VertreterInnen unterschiedlicher Fachdisziplinen
wie der Kinder-, Familien-, Bindungs-, Gesundheits- und Armutsforschung, Sozialpädiatrie, Familienrecht und For-
schung zu häuslicher Gewalt sind.
Aufgabe des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen ist die Bündelung und der Austausch von Erfahrungen und Ergeb-
nissenn der Modellprojekte, die in fast allen Bundesländern mit Förderung des Bundes gestartet wurden. Es befin-
det sich in Trägerschaft der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung und des DJI und dient als Informations-
plattform für Wissenschaft und Praxis, die bewährte Instrumente zur Risikoerkennung und erfolgreiche Betreu-
ungskonzepte auswertet, und diese den Verantwortlichen in Ländern und Kommunen zur Verfügung stellt.
Weitere Infos unter: www.fruehehilfen.de
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Internationale Gesellschaft für erzie-
herische Hilfen e.V. (IGfH)
Schaumainkai 101-103
60596 Frankfurt/Main
Tel.: 069 / 633 986-14
Fax: 069 / 633 986-25
Email: igfh@igfh.de

Pädiko e.V.
Fleethörn 59
24103 Kiel
Tel.: 0431 / 982 63 90
Fax: 0431 / 982 63 99
Email: info@paediko.de

Paritätisches Bildungswerk
Bundesverband
Heinrich-Hoffmann-Str. 3, 
60528 Frankfurt
Tel.: 069 / 6706-272
Fax: 069 / 6706-203
Email: fobi@paritaet.org

Akademie Remscheid
Küppelstein 34
42857 Remscheid
Tel.: 02191 / 794-0
Fax: 02191 / 794-205
Email: info@akademieremscheid.de

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband-
Akademie Helene Simon
Blücherstr. 62/63
10961 Berlin
Tel.: 030 / 263 09-0
Fax: 030 / 263 09 32-167
Email: akademie@awobu.awo.org

Deutscher Verein für öffentliche und
private Fürsorge
Michaelkirchstr. 17/18
10179 Berlin
Tel.: 030 / 629 80-605 
Fax: 030 / 629 80-650
Email: veranstaltungen@deutscher-
verein.de

Evangelischer Erziehungsverband e.V.
(EREV)
Flüggestr. 21
30161 Hannover
Tel.: 0511 / 390 881-13
Fax: 0511 / 390 881-16
Email: seminarverwaltung@erev.de

Evangelische Fachhochschule Reut-
lingen-Ludwigsburg
Institut für Fort- und Weiterbildung
Auf der Karlshöhe 2
71638 Ludwigsburg
Tel.: 07141 / 965-282
Fax: 07141 / 965-237
Email: ifw@efh-ludwigsburg.de

Von den folgenden Bildungsträgern sind die Fortbildungsprogramme 2008 erschienen:

Fortbildungen

Jugendwettbewerb NRW "Courage zeigen für Demokratie"
Der zweite Jugendwettbewerb der Landeszentrale für politische Bildung
NRW ist gestartet. Jugendliche aus allgemein bildenden Schulen und Ju-
gendorganisationen in NRW sind aufgerufen, sich mit Projekten zu betei-
ligen.
Bewerbungsschluss ist am 17. März 2008, eine Jury wertet die Arbeiten
aus und vergibt Preise im Gesamtwert von 30.000.- Euro.
Die Gewinnerteams werden am 22. Juni 2008 im Landtag Nordrhein-
Westfalen ausgezeichnet.
Weitere Informationen finden sich auf www.jugendwettbewerb.nrw.de.

Win2win-gGmbH
Ellenbogen 23
26135 Oldenburg
Tel.: 0441 / 21 70 63 13
Fax: 0441 / 21 70 63 14
Email: info@win2win-ggmbh.de

Zentrum Bayern Familie und Soziales
(ZBFS)
Bayerisches Landesjugendamt
Winzererstr. 9
80797 München
Tel.: 089 /  1261-2804
Fax: 089 /  1261-2280
Email: poststelle@zbfs-
blja.bayern.de
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Internationale Gesellschaft für erzie-
herische Hilfen (IGfH)

Family-Group-Conference-Kon-
zepte (FGC): Ein Instrument für
mehr Partizipation und Gemeinwe-
senorientierung bei der Planung
von Hilfen?
24.-25. April 2008 in Frankfurt

Family-Group-Conference-Konzepte
haben international von sich reden
gemacht, da sie stringent Familien zu
Entscheidungsträgern bei der Planung
und Ausgestaltung von Hilfen ma-
chen. Klar geregelte Verfahrensstan-
dards wie eine „neutrale“ Moderation,
die Mitwirkung des familialen Netz-
werkes und eine exklusive Familien-
gruppenzeit“ zeichnen diesen Ansatz
aus. So sollen die Passung der Hilfen
sowie die Selbsthilfekräfte der Famili-
en und damit letztlich die Effektivität
und Nachhaltigkeit von Hilfen gestei-
gert werden. Die Beteiligung der
AdressatInnen, die Gestaltung von
Aushandlungsprozessen, die Ressour-
cen- und Sozialraumorientierung in
der Planung und Umsetzung von Hil-
fen nach § 36 KJHG sind Herausfor-
derungen, deren Einlösung von vielen
Fachkräften immer noch als unbefrie-
digend eingeschätzt wird. Die IGfH
hat daher in Kooperation mit der FHS
Münster in einem zweijährigen Mo-
dellprojekt das FGC-Konzept in vier
deutschen Jugendämtern implemen-
tiert und evaluiert. Neben der Vorstel-
lung der Ergebnisse des Modellpro-
jekts ist ein Austausch mit internatio-
nalen KollegInnen über deren Erfah-
rungen geplant.
Anmeldung: IGfH, Schaumainkai 101-
103, 60596 Frankfurt/M., Email: ta-
gungen@igfh.de

Institut Psychologie und Sicherheit

Umgang mit Gewalttätern
26.-27. Februar 2008 in Frankfurt

Gespräche und Umgang mit Gewalt-
tätern ist ein Thema, mit dem mehre-
re Berufsgruppen in ihrer Arbeit kon-
frontiert sind. Beispielsweise setzt die
Polizei zunehmend auf Gefährderan-
sprachen, bei denen bedrohlichen
Personen eine Grenzziehung vermit-
telt wird. Die Konferenz liefert prakti-
sches Handwerkszeug in vielfacher
Hinsicht, angefangen von handfesten
Gesprächsstrategien über Risikoein-
schätzungen – auch für die eigene Si-
cherheit -  bis hin zu konkreter Um-
setzung von Interventionamaßnah-
men. Die Konferenz richtet sich an
unterschiedliche Berufsgruppen wie
Polizei, Sozialarbeit, Psychiatrie, Psy-
chologie und Beratungsstellen.
Anmeldung: Institut Psychologie & Si-
cherheit, Postfach 100 862, 63705
Aschaffenburg, http:// www.institut-
psychologie-sicherheit.de

Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe
e.V. 

Aufklärung - Partizipation - Wider-
spruch
Was braucht die Sicherung von Be-
troffenenrechten in der Jugendhilfe?
29. Februar 2008 in Berlin

Fachkräfte der Jugendhilfe, insbeson-
dere der öffentlichen Träger, haben
die Aufgabe, Rechtsansprüche junger
Menschen und ihrer Familien auf Ju-
gendhilfeleistungen sicher zu stellen
und umzusetzen. Mit der Zunahme fi-
nanziellen Drucks auf die Jugendhilfe,

aber auch im zuge aktueller Verände-
rungen des Sozialstaatsverständnis-
ses mehren sich alarmierende Berich-
te von Betroffenen und Fachkräften
über Missstände bei der Planung, Ge-
währung und Durchführung von indi-
viduellen Hilfen. Spätestens seit dem
11. Kinder- und Jugendbericht wird
auch offiziell über die Notwendigkeit
eines "sozialen Verbraucherschutzes"
in der Jugendhilfe diskutiert. Der BRJ
greift mit der Fachtagung Konzepte
des "sozialen Verbraucherschutzes"
aufgreifen und wird folgende Fragen
diskutieren: Worum geht es bei der
Sicherung von Betroffenenrechten in
der Jugendhilfe? Was meint "sozialer
Verbraucherschutz"? Welchen Beitrag
können Konzepte der Ombudschaft,
der Partizipation und des Qualitäts-
managements dazu leisten, die Rech-
te von jungen Menschen und Familien
in der Jugendhilfe zu sichern, und wo
liegen die Grenzen der einzelnen An-
sätze? 
Anmeldung: Berliner Rechtshilfefonds
Jugendhilfe e.V., Skalitzer Str. 52,
10997 Berlin, Email: bohn@brj-ber-
lin.de

Tagungen

Sachverständigenkommission für
den 13. Kinder- und Jugendbe-
richt berufen
Der Arbeitstitel des Berichts lautet
"Gesundheitsbezogene Prävention
und Gesundheitsförderung in der
Kinder- und Jugendhilfe". In der
Kommission vertreten sind:
Dr. Wolfram Hartmann, Dr. Holger
Hassel, Prof. Dr. Hans Günther
Homfeldt, Prof. Heiner Keupp, Dr.
Hermann Mayer, Dr. Heidemarie
Rose, Prof. Dr. Elisabeth Wacker, PD
Dr. Ute Ziegenhain.
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Johannes Falterbaum
Rechtliche Grundlagen sozialer Ar-
beit: eine praxisorientierte Einfüh-
rung
Kohlhammer Verlag Stuttgart 2007
ISBN 978-3-17-019718-3
Das Lehrbuch vermittelt in leicht ver-
ständlicher Weise die rechtlichen
Rahmenbedingungen Sozialer Arbeit.
Ausgehend von der Bedeutung der
Grundrechte werden unter anderem
das komplexe System der sozialen Si-
cherung, Möglichkeiten der Rechts-
durchsetzung, Besonderheiten freier
Träger und die Kinder- und Jugendhil-
fe behandelt. Auch auf speziellere
Rechtsfragen wie Aufsichtspflichten,
Verwaltungsverfahren, Ermessensent-
scheidungen, Datenschutz und Leis-
tungsvereinbarungen wird eingegan-
gen. Es wird deutlich gemacht, wie
Recht für die Interessen Sozialer Ar-
beit nutzbar gemacht und Hand-
lungskompetenz gesteigert werden
kann.

Institut für Sozialarbeit und Sozialpä-
dagogik e.V. (Hrsg.)
Vernachlässigte Kinder besser
schützen. Sozialpädagogisches Han-
deln bei Kindeswohlgefährdung
Ernst Reinhardt Verlag München 2007
ISBN 978-3-497019458
Wenn Kinder schwer misshandelt
werden oder wegen grober Vernach-
lässigung sogar sterben, sind wir
schockiert und fragen: Wie hätte die-
ses Kind gerettet werden können?
Was muss in der sozialen Praxis der
Jugendämter beachtet werden, damit
das Wohl eines Kindes geschützt
wird? Die unterschiedlichen Aspekte
dieses Handelns untersuchen ausge-
wiesene Experten in diesem Lehrbuch
und klären über den rechtlichen Rah-
men auf, zeichnen ein fachliches Pro-

fil und skizzieren die notwendige Or-
ganisationsstruktur bei Kriseninter-
ventionen. In einem Exkurs wird der
skandalöse Fall von Kevin aus Bremen
nachvollzogen. Ein handlungsorien-
tiertes Lehrbuch zu den Regeln der
Kunst bei Kriseninterventionen – da-
mit vernachlässigte Kinder in Zukunft
frühzeitig Hilfe bekommen.

Miriam Stiehler
AD(H)S. Erziehen statt behandeln
Verlag Vandenhoeck & Ruprecht Göt-
tingen 2007
ISBN 978-3-525-31538-5
Im Streit zwischen neurowissen-
schaftlichen und sozialwissenschaft-
lichen Erklärungen abweichenden
Verhaltens stellt Miriam Stiehler der
medikamentösen Behandlung soge-
nannter AD(H)s-Kinder die Erziehung
entgegen. Unter der Prämisse „erst
verstehen, dann erziehen“ plädiert sie
dafür, zunächst die individuellen
Gründe eines Kindes herauszufinden,
aus denen dieses unkonzentriert oder
gelangweilt ist. Damit wendet sich
die Leiterin einer Beratungsstelle ge-
gen die mit der AD(H)S-Diagnose im-
plizierte Fehlerzuweisung an das Kind
als „Krankheitsträger“ und fordert
stattdessen, eigene Erziehungsdefizi-
te zu erkennen und entsprechende
Kompetenzen zu entwickeln.

Der Leipziger Lebensstilfragebogen
für Jugendliche (LLfJ). Ein Instru-
ment zur Arbeit  mit Jugendlichen. 
Verlag Vandenhoeck & Ruprecht Göt-
tingen 2007
ISBN 978-3-525-49107-2
Schon Jugendliche zwischen 14 und
18 Jahren praktizieren Lebensstile.
Das Wissen über diese individuellen

Lebensstile ermöglicht es, Beratung
konkret auf den Alltag der Jugendli-
chen zu beziehen. Jugendliche mit
einer hohen Freundeorientierung, die
aktiv ihre Freizeit gestalten haben
andere Risiken, sich ungesund zu ver-
halten als Jugendliche, die vor dem
Computer oder dem Fernseher sitzen.
Das Anwendungsfeld des Leipziger
Lebensstilfragebogens für Jugendli-
che (LLfJ) reicht von allgemeiner Ge-
sundheitsaufklärung bis hin zu spezi-
fischen Präventions-, Interventions-
und Beratungsmaßnahmen bei 14-
18-Jährigen. Neben der ausführli-
chen theoretischen und teststatisti-
schen Beschreibung enthält das
Handbuch einen Beratungsteil sowie
Fallbeispiele zur lebensstilbasierten
Beratung.

Verein für Kommunalwissenschaften
e.V. (VfK)
Vereinbarungen vereinbaren. Erfah-
rungen aus der Jugendhilfepraxis,
wie ein erfolgreicher Aushand-
lungsprozess gelingen kann
Aktuelle Beiträge zur Kinder- und Ju-
gendhilfe Band 62
Berlin 2007
ISBN-13 978-3-931418-69-4
Die Dokumentation des 10. Berliner
Diskurses zur Jugendhilfe erörtert
Fragen zur Struktur-, Prozess- und Er-
gebnisqualität von Vereinbarungen
und geht damit der Frage nach, ob die
Lebensqualität von jungen Menschen
und deren Familien durch die Verein-
barungen verbessert wird. Neben der
Identifikation von Problemlagen von
Einzelfallvereinbarungen (§ 8a, § 36,
§ 42 SGB VIII) und von übergreifen-
den Vereinbarungen (§74, §77, § 78a
ff., §80 SGB VIII) werden exempla-
risch gelungene Aushandlungsprozes-
se vorgestellt.

Titel
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Die Zukunft hat viele Namen.
Für die Schwachen ist sie das Unerreichbare.
Für die Furchtsamen ist sie das Unbekannt.
Für die Tapferen ist sie die Chance.

Victor Hugo

Dialog Erziehungshilfe


